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A. Staatskanzlei
Honorarkonsuln in der Bundesrepublik Deutschland

Bek. d. StK v. 26. 11. 2015
— 203-11700-6 SUR —

Herr Edwin Matt, Honorargeneralkonsul der Republik Suri-
name in Minchen mit dem Konsularbezirk gesamtes Bundes-
gebiet aufler Nordrhein-Westfalen, ist am 9. 11. 2015 ver-
storben.

Das Herrn Matt erteilte Exequatur ist daher mit Ablauf des
9. 11. 2015 erloschen und die honorarkonsularische Vertretung
der Republik Suriname in Miinchen ist somit geschlossen.

— Nds. MBI. Nr. 47/2015 S. 1494

C. Finanzministerium

Verwaltungsvorschriften zur Landeshaushaltsordnung
(VV-LHO)

RdErl. d. MF v. 23. 11. 2015 — 11-04001/2-34 —

— VORIS 64100 —

Bezug: RdErl. v. 11. 7. 1996 (Nds. MBL. S. 1868), zuletzt gedndert durch
RdEzl. v. 24. 9. 2015 (Nds. MBL S. 1286)
— VORIS 64100 —

Gemdf § 5 LHO werden die VV-LHO mit Wirkung vom 1. 1.
2016 wie folgt gedndert:

Die VV zu § 34 LHO erhalten die in der Anlage abgedruckte Fas-
sung.

An die

Dienststellen der Landesverwaltung

Region Hannover, Landkreise, kreisfreien Stddte, Gemeinden und die
der Aufsicht des Landes unterstehenden anderen Korperschaften, An-
stalten und Stiftungen des offentlichen Rechts

— Nds. MBI. Nr. 47/2015 S. 1494

Anlage
Zu § 34:

1. Verteilung der Haushaltsmittel und Ubertragung der Bewirtschaf-
tung

1.1 Nach der Feststellung des Haushaltsplans durch das HG

(§ 1) erteilt MF durch die Bereitstellung der Einnahmen, Aus-

gaben, Verpflichtungserméchtigungen, Beschiftigungsvolumina

und Stellen den obersten Landesbehorden die Erméachtigung

zur Bewirtschaftung.

Dies erfolgt durch Verteilung der Einnahmen, Ausgaben und
Verpflichtungserméchtigungen im automatisierten Verfahren
sowie durch Bereitstellung der Beschiftigungsvolumina und
Stellen in elektronischer Form.

Die Bewirtschaftung umfasst alle Mafinahmen zur Mittel-
verteilung und Mittelverwendung sowie die dazu erforderli-
chen Buchungen.

1.2 Die obersten Landesbehorden verteilen die nach Num-
mer 1.1 bereitgestellten Einnahmen, Ausgaben, Verpflichtungs-
ermédchtigungen, Beschiftigungsvolumina und Stellen, soweit
sie diese nicht selbst bewirtschaften, auf die Dienststellen des
Landes, indem sie diesen

1.2.1 Einnahmen, Ausgaben und Verpflichtungserméichtigun-
gen im automatisierten Verfahren bereitstellen und

1.2.2 eine Zusammenstellung der fiir sie mafigebenden Ein-
nahmen, Ausgaben und Verpflichtungserméchtigungen,
getrennt nach den einzelnen Titeln des Haushaltsplans,
sowie der fiir sie bestimmten Beschéftigungsvolumina
und Stellen tibersenden.
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1.3 Die Dienststellen, auf die Einnahmen, Ausgaben, Verpflich-
tungserméchtigungen, Beschiftigungsvolumina und Stellen
nach Nummer 1.2 verteilt worden sind, verteilen diese auf
ihre Titelverwalter und soweit sie sie nicht selbst bewirtschaf-
ten, auf die fiir die Bewirtschaftung vorgesehenen Dienststel-
len. Die Nummer 1.2 ist entsprechend anzuwenden.

1.4 Die verteilenden Stellen priifen, ob von den zu verteilen-
den Ausgaben ein Teil fiir etwaige Nachforderungen, Sperren
oder zur Erwirtschaftung von Einsparauflagen zuriickbehal-
ten werden soll.

1.5 Den zu verteilenden Ausgaben sind Ausgabereste, tiber
die nach § 45 Abs. 4 verfiigt werden darf, hinzuzurechnen, die
Vorgriffe von ihnen vorweg abzuziehen.

Einnahmereste sind den zu erwirtschaftenden Einnahmen
zuzurechnen.

1.6 Wegen der Zustdndigkeit bei der Verteilung nach den
Nummern 1.2 und 1.3 vgl. Nummer 3.2 zu § 9.

1.7 Uber die verteilten Einnahmen, Ausgaben, Verpflichtungs-
ermichtigungen, Beschéftigungsvolumina und Stellen ist ein
Nachweis zu fithren. Der Nachweis fiir die Einnahmen, Aus-
gaben und die Verpflichtungserméchtigungen wird im auto-
matisierten Verfahren gefiihrt.

1.8 Mit der Verteilung nach den Nummern 1.2 und 1.3 ist die
Erméchtigung zur Bewirtschaftung erteilt.

2. Haushaltsrechtliche Vorschriften bei der Ubertragung von Bewirt-
schaftungsbefugnissen

2.1 Werden Landesdienststellen Haushaltsmittel des Bundes

zur selbstdndigen Bewirtschaftung im Bundeshaushalt zugewie-

sen, so sind

2.1.1 fur den Nachweis der Einnahmen und Ausgaben § 35
BHO nebst den dazu ergangenen Verwaltungsvorschrif-
ten anzuwenden,

2.1.2 fur die Betriebsmittelbewirtschaftung § 43 BHO nebst
den dazu ergangenen Verwaltungsvorschriften zu be-
achten,

2.1.3 fur Verpflichtungen und Geldforderungen des Bundes
§ 71 Abs. 1 Satz 2 BHO und die dazu ergangene Richt-
linie anzuwenden,

2.1.4 soweit es sich um vermogenswirksame Einnahmen und
Ausgaben des Bundes handelt, § 73 BHO nebst den dazu
bestehenden Verwaltungsvorschriften anzuwenden,

2.1.5 bei der Mittelverteilung und -verwendung sowie zur
Buchung der eingegangenen Verpflichtungen und Geld-
forderungen die in der Bundesverwaltung vorgeschrie-
benen Vordrucke zu verwenden und das in der Bun-
desverwaltung eingefiihrte Verfahren zu nutzen.

Im Ubrigen gelten, soweit in Rechtsvorschriften oder Verein-
barungen nicht etwas anderes bestimmt ist, fiir die Bewirt-
schaftung der Haushaltsmittel des Bundes die haushaltsrecht-
lichen Vorschriften des Landes.

2.2 Werden Gemeinden oder Gemeindeverbdnden (im Fol-
genden: GV) Haushaltsmittel des Landes zur selbstédndigen Be-
wirtschaftung zugewiesen, so sind

2.2.1 fur den Nachweis der Einnahmen und Ausgaben § 35
nebst den dazu ergangenen Verwaltungsvorschriften an-
zuwenden,

2.2.2 fur die Betriebsmittelbewirtschaftung § 43 nebst den
dazu ergangenen Verwaltungsvorschriften zu beachten
und,

2.2.3 soweit es sich um vermogenswirksame Einnahmen und
Ausgaben des Landes handelt, § 73 nebst den dazu er-
gangenen Verwaltungsvorschriften anzuwenden.

Im Ubrigen gelten, soweit in Rechtsvorschriften oder Verein-
barungen nicht etwas anderes bestimmt ist, fiir die Bewirtschaf-
tung der Haushaltsmittel des Landes die haushaltsrechtlichen
Vorschriften der Gemeinden oder GV.

2.3 Werden Gemeinden oder GV Haushaltsmittel des Bun-
des zur selbstandigen Bewirtschaftung zugewiesen, so gilt fiir
sie Nummer 2.1 Satz 1 entsprechend.

Im Ubrigen gelten, soweit in Rechtsvorschriften oder Verein-
barungen nicht etwas anderes bestimmt ist, fiir die Bewirt-
schaftung der Haushaltsmittel des Bundes die haushaltsrecht-
lichen Vorschriften der Gemeinden oder GV.

2.4 Werden anderen Stellen auerhalb der Landesverwaltung
Haushaltsmittel des Landes zur selbstdndigen Bewirtschaftung
zugewiesen, so gelten fiir die Bewirtschaftung der Haushalts-
mittel die haushaltsrechtlichen Vorschriften des Landes, so-
weit nicht das MF Ausnahmen zuldsst oder zugelassen hat.
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2.5 Fir den Haushaltsvollzug sind neben den Regelungen
des Teils IIT auch die Regelungen fiir Zahlungen, Buchfithrung
und Rechnungslegung des Teils IV zu beachten.

3. Grundsitze der Erhebung von Einnahmen

3.1 Einnahmen sind bei Falligkeit zu erheben, unabhingig
davon, ob sie im Haushaltsplan tiberhaupt oder in entspre-
chender Hohe veranschlagt sind. Entstehen Anspriiche nicht
unmittelbar durch Rechtsvorschriften, sind unverziiglich durch
geeignete Mafinahmen die notwendigen Voraussetzungen fiir
ihr Entstehen zu schaffen.

3.2 Ausnahmen von Nummer 3.1 sind bei Vorliegen der ge-
setzlichen Voraussetzungen (insbesondere der §§ 58 und 59)
zuldssig. In diesen Fallen ist zu priifen, ob neben dem An-
spruchsgegner oder an seiner Stelle Dritte als Gesamtschuldner,
Biirgen oder sonstige Haftende zur Erfiillung herangezogen
werden kénnen.

4. Erhebung von Verzugszinsen

4.1 Bei privatrechtlichen Schuldverhéltnissen') sind zuguns-
ten des Landes die gesetzlichen Verzugszinsen in Hohe von
5 Prozentpunkten jahrlich tiber dem Basiszinssatz nach § 247
BGB?) fiir das Jahr (§ 288 Abs. 1 Satz 2 BGB) sowie Ersatz des
sonstigen nachweisbaren Verzugsschadens zu erheben.

Ist bei Rechtsgeschéften des Landes die Vertragspartnerin
oder der Vertragspartner keine Verbraucherin oder Verbrau-
cher (§ 13 BGB), betrdgt der Zinssatz 9 Prozentpunkte tiber dem
Basiszinssatz (§ 288 Abs. 2 BGB).

Die Sitze 1 und 2 gelten nicht, wenn aus einem anderen
Rechtsgrund hohere Zinsen verlangt werden konnen (vgl. § 288
Abs. 3 BGB). Die Geltendmachung eines weitergehenden Ver-
zugsschadens ist nicht ausgeschlossen (§ 288 Abs. 4 BGB).

Sofern die Schuldnerin oder der Schuldner keine Verbrau-
cherin oder kein Verbraucher ist, soll bei Verzug zudem eine
Pauschale in Hohe von 40 EUR erhoben werden. Die Pauschale
ist auf einen geschuldeten Schadensersatz anzurechnen, soweit
der Schaden in Kosten der Rechtsverfolgung begriindet ist (§ 288
Abs. 5 BGB). Eine Anrechnung findet nicht statt, soweit sie
durch Vertrag wirksam ausgeschlossen wurde.

Um Zinsnachteile fiir das Land zu vermeiden, sind beim
Abschluss oder bei der Anderung von Verzugsregelungen in
privatrechtlichen Schuldverhiltnissen, die eine Forderung
des Landes begrtinden, grundsitzlich Regelungen zu treffen,
nach der die Falligkeit an einem nach dem Kalender bestimm-
ten Tag eintritt.

4.2 Besteht firr Forderungen aus einem o6ffentlich-rechtlichen
Rechtsverhiltnis eine Sonderregelung, so sind die sich daraus
ergebenden Verzugszinsen und Ersatz des sonstigen nachweis-
baren Verzugsschadens zu verlangen. Besteht keine Sonderre-
gelung, kann jedoch eine Vereinbarung getroffen werden, ist
Nummer 4.1 entsprechend anzuwenden.

4.3 Sofern ein Anspruch auf Verzugszinsen durch ein Grund-
pfandrecht gesichert wird, ist im Hinblick auf die Besonder-
heiten des Grundbuchrechts ein Hochstzinssatz von 15 % ein-
tragen zu lassen.

4.4 Wird einem nach Eintritt des Verzuges (§ 286 BGB) gestell-
ten Antrag auf Stundung (§ 59) entsprochen, so ist der Beginn
der Stundungsfrist frithestens auf den Tag des Eingangs des
Stundungsantrages festzulegen. Fiir die Zeit ab Verzugseintritt
bis zum Beginn der Stundung sind Verzugszinsen zu erheben.

4.5 Verzugszinsen sind grundsétzlich nicht zu stunden oder
zu erlassen.

4.6 Das MF kann zulassen, dass fiir bestimmte Bereiche be-
stehende Sonderregelungen weiter angewendet oder neue Son-
derregelungen getroffen werden.

5. Sicherung von Anspriichen

Zur Sicherung von Anspriichen sind, wenn es tblich oder
zur Vermeidung von Nachteilen des Landes notwendig oder
zweckmafig ist, Sicherheiten, Vorauszahlungen oder Vertrags-
strafen zu vereinbaren. Als Sicherheitsleistungen kommen —
sofern keine Sonderregelung vereinbart wurde — die in Num-
mer 1.3.1 zu § 59 genannten Sicherheiten in Betracht. Im
Ubrigen ist von der Moglichkeit der Aufrechnung oder von
Zuruckbehaltungsrechten Gebrauch zu machen.

') Fiir Schuldverhiltnisse, die vor dem 1. 1. 2002 entstanden sind, gel-
ten die Regelungen nach dem Einfithrungsgesetz zum Biirgerlichen
Gesetzbuch (EGBGB) — Artikel 229 §§ 5 und 7 EGBGB.

%) Die Deutsche Bundesbank gibt den jeweils geltenden Basiszinssatz
im Bundesanzeiger bekannt. Dariiber hinaus wird der Basiszinssatz
auch von der Deutschen Bundesbank im Internet unter www.bun-
desbank.de veroffentlicht.

6. Kleinbetrige und Niederschlagung

6.1 Fir die Behandlung von Einnahmen und Ausgaben als
Kleinbetrdge gelten die Vorschriften der Anlage zu Nummer
2.3.2 zu § 59.

6.2 Fir die Uberwachung befristet niedergeschlagener An-
spriche gilt Nummer 2.2.2 zu § 59.

7. Haushaltsiiberwachung fiir angeordnete Einnahmen (HUL-E)

Fir angeordnete Einnahmen wird im automatisierten Ver-
fahren eine Haushaltsiiberwachungsliste gefiihrt, die folgende
Mindestangaben zu enthalten hat:

— bewirtschaftende Dienststelle,

— Haushaltsjahr,

— Haushaltsstelle,

— Zweckbestimmung,

— laufende Nummer (HUL-NT.),

— Datum der Kassenanordnung,

— Zahlungspflichtige oder Zahlungspflichtiger,

— Zahlungsgrund,

— Betrag,

— aktuelle Summe der angeordneten Einzahlungen.

Das MF kann zulassen, dass fir bestimmte Einnahmen von
der Fiithrung der HUL-E abgesehen wird, soweit dies nach der
Natur der Einnahmen moglich ist.

Die Haushaltseinnahmen sind im automatisierten Verfahren
zu tiberwachen. Die Ausfithrung der erteilten Anordnungen
ist zu tiberpriifen.

8. Haushaltsiiberwachung fiir Ausgaben (HUL-A)

Fir Ausgaben wird im Verfahren eine Haushaltsiiberwa-
chungsliste gefiihrt, die folgende Mindestangaben zu enthal-
ten hat:

— bewirtschaftende Dienststelle,

— Haushaltsjahr,

— Haushaltsstelle,

— Zweckbestimmung,

— Summe der verfiigharen Ausgabemittel,

— laufende Nummer (HUL-Nr.),

— Datum der Kassenanordnung,

— Zahlungsempfingerin oder Zahlungsempfanger,
— Zahlungsgrund,

— Betrag,

— aktuelle Summe der angeordneten Auszahlungen,

— aktuelle Summe der bestehenden Festlegungen, die noch
nicht abgewickelt sind.

Das MF kann im Benehmen mit dem LRH Ausnahmen zu-
lassen.

Die Haushaltsausgaben sind im automatisierten Verfahren
zu iiberwachen. Die Ausfithrung der erteilten Anordnungen ist
zu tberpriifen.

9. Grundsatz der Nichtversicherung

9.1 Das Land versichert seine Risiken grundsitzlich nicht. In
Schadensfillen sind die entstehenden Ausgaben aus Haus-
haltsmitteln zu decken (Grundsatz der Nichtversicherung).

9.2 Dieser Grundsatz gilt fir alle Behérden oder sonstigen
Einrichtungen des Landes sowie fir Zuwendungsempfanger,
die eine institutionelle Forderung des Landes erhalten und
iiberwiegend offentlich finanziert sind (Anlage 1 zu VV Num-
mer 5.1 zu § 44, Nummer 1.4 ANBest-I).

9.3 Ausnahmsweise sind Versicherungen beizubehalten oder
zu begriinden, wenn

9.3.1 die Versicherungspflicht gesetzlich vorgeschrieben ist,

9.3.2 die Versicherungsprdamie von Dritten erstattet wird und
diese nicht tiberwiegend aus 6ffentlichen Mitteln finan-
ziert werden,

9.3.3 diese sich als wirtschaftlichste und sparsamste Losung
erweisen (§ 7).

9.4 Uber Ausnahmen nach Nummer 9.3.3 entscheidet die
zustdndige oberste Landesbehorde mit Einwilligung des MF.
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D. Ministerium fiir Soziales, Gesundheit und Gleichstellung

Richtlinie iiber die Gewihrung von Zuwendungen
zur Forderung der Integration von Frauen
in den Arbeitsmarkt (FIFA)

Erl. d. MS v. 11. 11. 2015 — 204-43041 —

— VORIS 82300 —

Bezug: a) RdErl. d. StK v. 5. 5. 2015 (Nds. MBL. S. 422)

— VORIS 64100 —

b) Erl. v. 7. 5. 2010 (Nds. MBL. S. 552)
— VORIS 82300 —

¢) Erl. v. 30. 10. 2013 (Nds. MBL. S. 914)
— VORIS 82300 —

d) Erl. d. StK v. 30. 10. 2015 (Nds. MBL. S. 1370)
— VORIS 82300 —

e) Erl. d. StK v. 13. 8. 2015 (Nds. MBL. S. 1338)
— VORIS 82300 —

1. Zuwendungszweck, Rechtsgrundlage

1.1 Das Land gewdhrt nach Maf3gabe dieser Richtlinie und
den VV/VV Gk zu § 44 LHO mit Mitteln des Européischen So-
zialfonds (ESF) sowie des Landes Niedersachsen Zuwendungen
fur Projekte zur Integration von Frauen in den Arbeitsmarkt,
zur Verbesserung der Erwerbstétigkeit von beschéftigten Frau-
en, zur Gleichstellung im Arbeitsleben und zur besseren Ver-
einbarkeit von Familie und Beruf.

1.2 Die Gewdhrung der Zuwendung erfolgt entsprechend
den Regelungen der

— Verordnung (EU) Nr. 1303/2013 des Europdischen Parla-
ments und des Rates vom 17. 12. 2013 mit gemeinsamen
Bestimmungen tiber den Europédischen Fonds fiir regionale
Entwicklung, den Europdischen Sozialfonds, den Kohisi-
onsfonds, den Europédischen Landwirtschaftsfonds fir die
Entwicklung des landlichen Raums und den Européischen
Meeres- und Fischereifonds sowie mit allgemeinen Be-
stimmungen tiber den Europdischen Fonds fiir regionale
Entwicklung, den Europdischen Sozialfonds, den Kohisi-
onsfonds und den Europédischen Meeres- und Fischerei-
fonds (ABIL. EU Nr. L 347 S. 320),

— Verordnung (EU) Nr. 1304/2013 des Europdischen Parla-
ments und des Rates vom 17. 12. 2013 tber den Europi-
schen Sozialfonds (ABl. EU Nr. L. 347 S. 470),

— Verordnung (EU) Nr. 651/2014 der Kommission vom 17. 6.
2014 zur Feststellung der Vereinbarkeit bestimmter Grup-
pen von Beihilfen mit dem Binnenmarkt in Anwendung
der Artikel 107 und 108 des Vertrags tiber die Arbeitsweise
der Europédischen Union (ABl. EU Nr. L 187 S.1, Nr. L 283
S. 65) — Allgemeine Gruppenfreistellungsverordnung —
im Folgenden: AGVO,

— Verordnung (EU) Nr.1407/2013 der Kommission vom 18. 12.
2013 tber die Anwendung der Artikel 107 und 108 des
Vertrags iiber die Arbeitsweise der Europdischen Union
auf De-minimis-Beihilfen (ABl. EU Nr. L. 352 S. 1) — im
Folgenden: De-minimis-Verordnung —,

— Verordnung (EU) Nr. 360/2012 der Kommission vom 25. 4.
2012 tber die Anwendung der Artikel 107 und 108 des
Vertrags iiber die Arbeitsweise der Europdischen Union
auf De-minimis-Beihilfen an Unternehmen, die Dienstleis-
tungen von allgemeinem wirtschaftlichem Interesse er-
bringen (ABL. EU Nr. L 114 S. 8) — im Folgenden: DAWI-
De-minimis-Verordnung — sowie der

— Rahmenregelungen der Allgemeinen Nebenbestimmun-
gen fir Zuwendungen zur Projektforderung EFRE/ESF
(ANBest-EFRE/ESF) — Bezugserlass zu a —

in den jeweils geltenden Fassungen.

1.3 Soweit nichts anderes bestimmt ist, gelten die in dieser
Richtlinie enthaltenen Regelungen fiir das gesamte Landesge-
biet, also fiir das Programmgebiet der Regionenkategorie
»Ubergangsregion” (UR) (Artikel 90 Abs. 2 Buchst. b der Ver-
ordnung [EU] Nr. 1303/2013), bestehend aus den Landkreisen
Celle Cuxhaven, Harburg, Heidekreis, Liichow-Dannenberg,
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Liineburg, Osterholz, Rotenburg (Wiimme), Stade, Uelzen
und Verden, sowie fiir das aus dem tibrigen Landesgebiet be-
stehende Programmgebiet der Regionenkategorie ,,stirker ent-
wickelte Region“ (SER) (Artikel 90 Abs. 2 Buchst. ¢ der Ver-
ordnung [EU] Nr. 1303/2013).

1.4 Ein Anspruch des Antragstellers auf Gewédhrung der Zu-
wendung besteht nicht. Die Bewilligungsstelle entscheidet im
Rahmen der verfiigharen Haushaltsmittel nach ihrem pflicht-
geméfen Ermessen.

2. Gegenstand der Forderung

2.1 Gefordert werden Projekte fir nichterwerbstéitige und
beschiftigte Frauen, die der Gleichstellung im Arbeitsleben
und/oder der besseren Vereinbarkeit von Familie und Beruf
dienen. Ménner kénnen in Einzelfdllen an Projekten teilneh-
men, soweit es den Zielsetzungen ,,Vereinbarkeit von Familie
und Beruf” oder ,,Unterstiitzung des beruflichen Aufstiegs von
Frauen“ dient und vom Antragsteller besonders begriindet
wird.

Schwerpunkte der Férderung sind:
2.1.1 Qualifizierung fiir nichterwerbstétige Frauen,
2.1.2 Unterstiitzung der Existenzgriindung von Frauen,

2.1.3 Qualifizierung zum beruflichen Aufstieg beschéftigter
Frauen einschliefilich Mentoring,

2.1.4 frauenspezifische arbeitsmarktpolitische Modellprojekte.
2.2 Von der Férderung ausgeschlossen sind

— Vorhaben, fiir die eine Férderung aus ESF-Mitteln anderer
Bundes- oder Landesprogramme oder aus anderen Mitteln
der EU, insbesondere des Européischen Fonds fiir regiona-
le Entwicklung (EFRE), des Europdischen Fonds fiir die
Entwicklung des lindlichen Raums (ELER) oder des Euro-
péischen Meeres- und Fischereifonds (EMFF) fiir den in
Nummer 1 genannten Zuwendungszweck erfolgt; dies gilt
nicht, soweit die Voraussetzungen des Artikels 65 Abs. 11
der Verordnung (EU) Nr. 1303/2013 zur Unterstiitzung ei-
nes Vorhabens aus einem oder mehreren Europédischen
Struktur- und Investitionsfonds (ESI-Fonds) oder aus ei-
nem oder mehreren Programmen und aus anderen Uni-
onsinstrumenten gegeben sind,

— Projekte fir Beschaftigte des offentlichen Dienstes und fiir
Beschiftigte von Einrichtungen des offentlichen Rechts.
Zuléassig sind jedoch Projekte fiir Beschéftigte im Bereich
der vorschulischen Erziehung oder in Pflegeeinrichtungen.

2.3 Bei Vorhaben oder Teilen von solchen, die aus anderen
offentlichen Programmen oder aufgrund von tariflichen oder
offentlich-rechtlichen Bestimmungen bezuschusst werden,
sind diese Finanzierungsquellen vorrangig in Anspruch zu
nehmen.

3. Zuwendungsempfinger

3.1 Zuwendungsempfinger sind Bildungstridger, Kommunen,
Kammern und Verbande. Die Férderung von Einzelpersonen
ist ausgeschlossen.

3.2 Einem Unternehmen, das einer Rickforderungsanord-
nung aufgrund eines fritheren Beschlusses der Kommission
zur Feststellung der Unzuléssigkeit einer Beihilfe und ihrer
Unvereinbarkeit mit dem Binnenmarkt nicht nachgekommen
ist, diirfen keine Einzelbeihilfen gewédhrt werden (Artikel 1
Nr. 4 Buchst. a AGVO).

3.3 Sanierungsfille und Unternehmen in Schwierigkeiten
i. S. der Leitlinien der Europdischen Kommission fiir staatli-
che Beihilfen zur Rettung und Umstrukturierung nichtfinan-
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zieller Unternehmen in Schwierigkeiten (ABl. EU Nr. C 249
vom 31.7.2014 S. 1) sind von einer Forderung ausgeschlossen.

4. Zuwendungsvoraussetzungen

4.1 Die Betriebsstétte des Zuwendungsempfiangers, der Ort
der Durchfithrung sowie der Hauptwohnsitz der Teilnehmen-
den (nicht bei Beschéftigten-Projekten) miissen in dem jewei-
ligen Programmgebiet (Regionenkategorie UR oder SER) lie-
gen, fir das die Forderung beantragt wird (Artikel 70 Abs. 1
Verordnung [EU] Nr. 1303/2013). In Bezug auf den Ort der
Durchfithrung kann die Bewilligungsstelle in begriindeten
Fallen Ausnahmen zulassen.

Modellprojekte ohne Teilnehmende (z. B. Studien) kénnen
auch gebietstibergreifend durchgefithrt werden. Die Festle-
gung der Finanzierungsanteile erfolgt vorab im Einvernehmen
mit dem programmverantwortlichen Ressort nach einem vor-
her begriindeten, fest definierten, transparenten und nach-
vollziehbaren Schliissel.

4.2 Ein Antrag ist forderfiahig, wenn

— er vollstandig, rechtzeitig zum Stichtag und formgerecht
eingereicht wurde,

— die Gesamtfinanzierung gesichert ist,

— die Eignung bzw. fachliche und administrative Kompetenz
des Antragstellers gegeben ist,

— er den in dieser Richtlinie genannten formellen Vorausset-
zungen entspricht.

4.3 Ein Antrag ist forderwiirdig, wenn er die Vorgaben eines
standardisierten Bewertungsverfahrens in Verbindung mit
den Vorgaben zum jeweiligen Stichtag erfiillt.

Folgende Kriterien werden bewertet:
4.3.1 Ausrichtung am Arbeitsmarkt,
4.3.2 Qualitdt des Fachkonzepts,
4.3.3 Berticksichtigung der Querschnittsziele
— Gleichstellung von Frauen und Ménnern,
— Chancengleichheit/Nichtdiskriminierung,
— Grundsitze ,,Gute Arbeit*.

Die Gewichtung und Erlduterung dieser Qualitétskriterien
(Scoring-Modell) ergibt sich aus Anlage 1 i. V. m. den Vorga-
ben zum jeweiligen Antragsstichtag.

4.4 FEine Teilnahme von Betriebsinhaberinnen von Klein-
und Kleinstunternehmen (unter 50 Beschiftigte) an Projekten
fiir beschiftigte Frauen nach Nummer 2.1.3 ist zuléssig.

4.5 Mit arbeitsmarktpolitischen Modellprojekten nach Num-
mer 2.1.4 sollen tibertragbare Methoden oder Erkenntnisse ge-
wonnen werden, um die Gleichstellung von Frauen im Ar-
beitsleben und/oder die Vereinbarkeit von Familie und Beruf
zu verbessern.

Modellprojekte konnen wissenschaftlich begleitet werden.
Die Ergebnisse eines Modellprojekts sollen vom Zuwendungs-
empfinger in Abstimmung mit dem programmverantwortli-
chen Ressort innerhalb der Projektlaufzeit in geeigneter Weise
prasentiert werden. Die Forderung umfasst auch die wissen-
schaftliche Begleitung sowie die Abschlussveranstaltung. Als
Modellprojekt konnen auch Studien und Handlungskonzepte
gefordert werden, die der Vorbereitung eines Projekts dienen.

4.6 Bei erstmaliger Antragstellung nach dieser Richtlinie
muss sich der Triager von der Bewilligungsstelle beraten las-
sen. Die Beratung steht dartiber hinaus allen Trédgern offen.

4.7 Die Laufzeit eines Projekts kann, soweit konzeptionell
erforderlich, maximal 24 Monate betragen.

5. Art und Umfang, Hohe der Zuwendung
5.1 Die Zuwendung wird als nicht riickzahlbarer Zuschuss
in Form einer Anteilfinanzierung zur Projektférderung gewéhrt.

5.2 Die Forderung aus ESF- und/oder Landesmitteln betragt
in beiden Programmgebieten maximal 50 % der zuwendungs-
fahigen Ausgaben. Die Bewilligungsstelle kann im Einverneh-
men mit dem programmverantwortlichen Ressort im Einzel-
fall ein Projekt mit einem hoheren Interventionssatz genehmi-
gen.

5.3 Die Summe aller 6ffentlichen Zuwendungen fiir ein Pro-
jekt mit Beihilferelevanz ist durch die in der AGVO genannten
Beihilfe-Intensitdten begrenzt (Artikel 31 Nr. 4 AGVO).

Projekte diirfen danach maximal 50 % o6ffentliche Zuwen-
dungen (Anteil an den zuwendungsfihigen Gesamtausgaben)
erhalten. Soweit die AGVO nicht einschlégig ist, werden die
beihilferechtlichen Bestimmungen der De-minimis-Verord-
nung/DAWI-De-minimis-Verordnung gepriift.

5.4 Folgende Ausgaben sind zuwendungsfahig:

5.4.1 Ausgaben fiir Bildungs- und Beratungspersonal,

5.4.2 Ausgaben fiir die Teilnehmenden (z. B. Unterhalt, Auf-
enthalts- und Fahrtkosten, Freistellung, Kinderbetreu-
ung),

5.4.3 Ausgaben fiir Verbrauchsgiter und Abschreibungen,
Miete und Leasing fiir Ausstattungsgegenstinde,

5.4.4 Personal- und Sachausgaben fiir die Projektverwaltung
(indirekte Ausgaben).

Es ist eine verbindliche Einteilung gemafl den Ausgabenka-
tegorien des in der Anlage 2 beigefiigten Musterfinanzierungs-
plans vorzunehmen.

5.5 Bei Projekten nach den Nummern 2.1.1, 2.1.2 und 2.1.3

werden pauschal angegebene indirekte Ausgaben (Nummer

5.4.4) in Hohe von 25 % der direkten Ausgaben ohne die

Nummern 1.4 und 2 des Musterfinanzierungsplans bertick-

sichtigt (Artikel 68 Abs. 1 Buchst. a der Verordnung [EU] Nr.

1303/2013).

5.6 Dariiber hinaus erfolgt entsprechend Artikel 67 Abs. 1

Buchst. bund d i. V. m. Abs. 5 der Verordnung (EU) Nr. 1303/

2013 die Gewdhrung von Zuschiissen und riickzahlbarer Un-

terstiitzung auf Grundlage standardisierter Einheitskosten und

auf Grundlage von Pauschalséitzen. Die richtlinienspezifische

Anwendung und die Hohe werden durch die Bezugserlasse zu

d und e festgesetzt.

5.7 Wahrend der Qualifizierung der Beschaiftigten sind ge-
zahlte Lohne und Gehilter (Freistellungsausgaben) neben Di-
rektbeitrdgen als private Ko-Finanzierung einsetzbar. Fir
teilnehmende Betriebsinhaberinnen ist eine Abrechnung von
Freistellungsausgaben nicht zuldssig. Die private Ko-Finanzie-
rung erfolgt in diesen Féllen ausschlieflich tber einen finan-
ziellen Direktbeitrag.

5.8 Nicht forderfdhig sind (Artikel 69 Abs. 3 der Verordnung
[EU] Nr. 1303/2013 i. V. m. Artikel 13 Abs. 4 der Verordnung
[EU] Nr. 1304/2013):

— die Finanzierungskosten,

— der Erwerb von Infrastrukturen, Grundstiicken und Immo-
bilien sowie

— die Umsatzsteuer, die nach dem UStG als Vorsteuer ab-
ziehbar ist.

5.9 Fir Bemessungsgrenzen wird Folgendes festgelegt:

5.9.1 Die Ausgaben pro Teilnehmenden und Stunde dirfen

— bei Projekten nach Nummer 2.1.1. maximal 9 EUR,

— Dbei Projekten nach Nummer 2.1.3 maximal 17 EUR

betragen.

5.9.2 Bei Projekten nach Nummer 2.1.2 kénnen pro Bera-

tungsfall maximal 1 000 EUR als zuwendungsfihige Ausgaben

anerkannt werden. Damit sind folgende Leistungen umfasst:

— Einzelberatung einer Frau (mindestens vier Zeitstunden),

— Bereitstellung eines regelméfligen Angebots fiir Kurz- und

Telefonberatung,

— Vermittlung in Lehrginge fiir Existenzgriinderinnen,

— allgemeine Informationsangebote; Netzwerkaktivitdten.
Wenn der Antragsteller nachweist, dass eine Einzelberatung

von mehr als acht Zeitstunden erfolgt ist, erhoht sich die Be-

messungsgrenze auf maximal 2 000 EUR.

5.9.3 Fir Studien und Handlungskonzepte sind bis zu 8 000
EUR pro Person (Vollzeit) und Leistungsmonat zuwendungs-
fahig.

5.9.4 Die Einhaltung der Bemessungsgrenzen fir das Projekt
ist mit dem Verwendungsnachweis zu belegen.
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5.9.5 Uberschreitungen der Bemessungsgrenzen sind nur in
begriindeten Einzelfallen moglich.

6. Sonstige Zuwendungsbestimmungen

6.1 Die ANBest-EFRE/ESF sind unverdndert zum Bestand-
teil des Bescheides zu machen. Sie ersetzen die ANBest-P und
ANBest-Gk. Abweichungen von den Regelungen aus den
ANBest-EFRE/ESF sind in den Zuwendungsbescheid aufzu-
nehmen.

6.2 Neben den Priifrechten aus Nummer 9 ANBest-EFRE/
ESF und den Mitwirkungspflichten aus Nummer 10 ANBest-
EFRE/ESF ist der Zuwendungsempfinger insbesondere zu
verpflichten, bei der Erfassung der Daten in der geforderten
Differenzierung und bei der Bewertung der Forderung nach
dieser Richtlinie mitzuwirken. Die hierfiir erforderliche Soft-
ware wird internetgestiitzt zur Verfiigung gestellt und ist zu
verwenden.

6.3 Der Zuwendungsempfinger ist darauf hinzuweisen, bei
der Forderung auf die Einhaltung der Querschnittsziele
,Gleichstellung von Frauen und Ménnern“ (Artikel 7 der Ver-
ordnung [EU] Nr. 1304/2013), ,Nichtdiskriminierung und
Chancengleichheit” (Artikel 8 der Verordnung [EU] Nr. 1304/
2013), ,Nachhaltige Entwicklung“ (Artikel 8 der Verordnung
[EU] Nr. 1303/2013) sowie ,,Gute Arbeit” (eigenes Querschnitts-
ziel des Landes Niedersachsen in Anlehnung an die BR-Drs.
343/13) zu achten.

6.4 Bei Zulassung eines vorzeitigen Mafinahmebeginns wer-
den gegeniiber dem Zuwendungsempfinger die ANBest-
EFRE/ESF fiir verbindlich erklart.

6.5 Nummer 8.7 der VV/VV-Gk zu § 44 LHO findet keine
Anwendung.

7. Verfahren

7.1 Fur die Bewilligung, Auszahlung und Abrechnung der
Zuwendung sowie fiir den Nachweis und die Priifung der Ver-
wendung und die ggf. erforderliche Authebung des Zuwen-
dungsbescheides und die Riickforderung der gewdéhrten
Zuwendung gelten die VV/VV-Gk zu § 44 LHO i. V. m. den
ANBest-EFRE/ESF, soweit nicht in dieser Richtlinie Abwei-
chungen zugelassen sind.

7.2 Bewilligungsstelle ist die Investitions- und Forderbank
Niedersachsen (NBank), Gtinther-Wagner-Allee 12—16, 30177
Hannover.

7.3 Die Bewilligungsstelle stellt die fiir die Antragstellung,
den Mittelabruf und den Verwendungsnachweis erforderli-
chen Informationen auf ihrer Internetseite (www.nbank.de)
bereit. Die Bewilligungsstelle hilt fiir die Erstellung des zah-
lenméfigen Nachweises nach Nummer 6.4 ANBest-EFRE/ESF
sowie den standardisierten Sachbericht Vordrucke vor.

7.4 Das programmverantwortliche Ressort legt in Abstim-
mung mit der Bewilligungsstelle Antragsstichtage fiir Forder-
aufrufe fest und gibt diese mindestens drei Monate vor
Projektbeginn auf den Internetseiten der Bewilligungsstelle
(www.nbank.de) bekannt. Fir diese Stichtage bestimmt das
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programmverantwortliche Ressort jeweils inhaltliche Schwer-
punkte im Rahmen der Nummern 2.1.1 bis 2.1.4.

Zuwendungen fiir Modellprojekte nach Nummer 2.1.4 kon-
nen auch auflerhalb der Stichtage beantragt und bewilligt
werden.

7.5 Das Antragsverfahren wird von der Bewilligungsstelle
durchgefiihrt. Die Ubermittlung elektronischer Dokumente
sowie das Ersetzen der Schriftform durch die elektronische
Form sind nach Mafigabe der fiir die elektronische Kommuni-
kation geltenden Vorschriften des NVwV{G in der jeweils gel-
tenden Fassung zuléssig.

7.6 Dem Antragsverfahren wird zur effektiveren Gestaltung
des Auswahlprozesses ein Interessenbekundungsverfahren
vorgeschaltet werden. Das programmverantwortliche Ressort
erstellt in diesem Fall einen Forderaufruf fiir interessierte Tra-
ger, deren Konzepte einer Vorauswahl unterliegen. Die Auswahl
erfolgt in einem vereinfachten Verfahren in Anlehnung an das
reguldre Scoring. Ausgewihlte Konzepte miinden in das nor-
male Antragsverfahren. Einzelheiten werden tber die Inter-
netseite der Bewilligungsstelle und des programmverantwort-
liche Ressort rechtzeitig bekannt gegeben.

Das programmverantwortliche Ressort kann vom zweistufi-
gen Verfahren abweichen.

7.7 Vor der Bewilligung ist das schriftliche Einverstindnis
des Zuwendungsempfingers dazu einzuholen, in der Liste der
Vorhaben veroffentlicht zu werden (vgl. Artikel 115 Abs. 2
i. V. m. Anhang XII Nr. 1 der Verordnung [EU] Nr. 1303/2013).

7.8 Die Auszahlung der Zuwendung erfolgt in der Regel
vierteljahrlich auf Antrag des Zuwendungsempfingers. Die
Anforderung umfasst den Wert der bei Mittelabruf bereits ge-
tétigten, aber noch nicht in einem vorherigen Mittelabruf ab-
gerechneten Ausgaben. Die Zuwendungen dirfen nur soweit
und nicht eher ausgezahlt werden, als die zuwendungsfihi-
gen Ausgaben vom Zuwendungsempfanger getatigt, zahlen-
miflig nachgewiesen und von der Bewilligungsstelle gepriift
wurden (Ausgabenerstattungsprinzip).

Der Zuwendungsempfinger ist zu verpflichten, seinen
Pflichten aus Nummer 6.4 ANBest-EFRE/ESF nachzukom-
men. Die Bewilligungsstelle hat vor jeder Auszahlung alle
vom Zuwendungsempfinger erklarten tatsichlich getitigten
Ausgaben und Vergaben vollstindig zu priifen. Bereits im
Rahmen eines vorherigen Mittelabrufs gepriifte und aner-
kannte Ausgaben miissen nicht erneut belegt und gepriift wer-
den.

8. Schlusshestimmungen

Dieser Erl. tritt am 11. 11. 2015 in Kraft und mit Ablauf des
31. 12. 2023 aufler Kraft. Die Bezugserlasse zu b und ¢ treten
mit Ablauf des 10. 11. 2015 aufler Kraft.

An die
Investitions- und Foérderbank Niedersachsen (NBank)

— Nds. MBI Nr. 47/2015 S. 1496
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Scoring Modell fiir FIFA-Qualitétskriterien

Anlage 1

Kriterium

Punkte

Ausrichtung des Projekts am Arbeitsmarkt

30

Nachvollziehbare Darstellung projektrelevanter Zahlen, Daten, Fakten zur Arbeitsmarktsituation und
zu den avisierten Zielgruppen als Begriindung des Projektansatzes.

Dazu gehoren beispielsweise:
— Analyse der geschlechts- und branchenspezifischen Ungleichheiten

— Berticksichtigung der soziodemografischen Merkmale (wie z. B. Alter, Familienstand, Migrationshinter-
grund, Bildung etc.) und demografischen Entwicklung

— qualifizierte Stellungnahmen/Unterstiitzungsschreiben z. B. von Arbeitsverwaltung, Kommunen, Amtern
fur regionale Landesentwicklung oder anderen Akteuren des Arbeitsmarktes

— Analyse der Erwerbs-/Weiterbildungsbeteiligung, Vereinbarkeit von Beruf und Familie

— Berticksichtigung von Einflussfaktoren wie z. B. die demografische Entwicklung, vorhandene regionale
Entwicklungskonzepte landlicher Raum, Kinderbetreuungssituation

— Zugang zu den Unternehmen

— qualifizierte ,Letters Of Intent“ (auf den Projektbedarf/Qualifizierungsansatz und die Zielgruppe
ausgerichtete Absichtserklarungen der Betriebe).

Bei Existenzgriindungsprojekten:

— geschlechterdifferenzierte Darstellung des Griindungsgeschehens am Arbeitsmarkt und die Bertick-
sichtigung der Merkmale von Griinderinnen und Griundern.

Qualitit des Fachkonzeptes

50

Differenzierte Beschreibung der Projektinhalte und -ziele unter Einbeziehung eines frauenspezifischen
Ansatzes.

— Akquise und Auswahl der Teilnehmenden: arbeitsmarktrelevante und projektbezogene Beschreibung
der Zielgruppe

— detaillierte und nachvollziehbare Projektplanung mit zeitlichem Ablaufplan und Beschreibung samtlicher
Projektphasen

— Personaleinsatzplanung mit Eignungsnachweisen fiir das Projekt und Nachweis der Gender- und/oder
Beratungskompetenz

— Konzeption mit Lernzielen/-inhalten einschlieflich Curriculum

— zielgruppenadédquate Methodik und Didaktik

— Zertifikate (trdgereigene, allgemein anerkannte)

— Zusitzlichkeit (Innovationsgehalt bzw. Weiterentwicklung einer vorangegangenen Mafinahme)
— soziale (ggfs. 6konomische/dkologische) Nachhaltigkeit

— besondere projektspezifische Qualifikationen des Personals

— besondere projektspezifische Qualitdt von Kooperationen

— Angemessenheit der Ausgaben.

Bei Erwerblosenprojekten speziell:

— Verzahnung/Dauer/Ablauf von Theorie- und Praxisphasen
— sonstige integrative Maflnahmen.

Bei Beschiiftigtenprojekten speziell:

— konzeptionelle Zusammenarbeit mit Betrieben
— praktische Anwendung im Unternehmen aufzeigen.

Bei Existenzgrindungsprojekten speziell:
— Nachweis eines frauenspezifischen Beratungs- und Qualifizierungsangebots fiir die Zielgruppe
(Beispiele fur konkrete Angebote)

— Uberblick tiber die geplanten Beratungsleistungen nach Arbeitsschwerpunkten, Arten, Umfang,
Inhalten und Nachweisen zur Sicherung der Beratungsqualitét (z. B. Beratungsleitfaden)

— Musterbeispiel fiir das Leistungsspektrum des Projekts anhand eines idealtypischen Verlaufs
einer Existenzgriindung (Ablaufplan)

— Vernetzung des Projekts.

Querschnittsziel: Gleichstellung von Frauen und Mannern

10

Wirkung/Ziel des Projekts:

— Forderung des beruflichen Aufstiegs von Frauen

— mehr Frauen in Fithrungsposition

— Erweiterung des Berufsspektrums von Frauen

— Frauenarmut mindern

— Verbesserung der Vereinbarkeit von Beruf und Familie

— Qualifizierung in Berufen mit hoher Arbeitsmarktrelevanz/guten Verdienstmoglichkeiten
— Hindernisse fiir die Erwerbsbeteiligung von Frauen abbauen

— Diskriminierung bekdmpfen wie z. B. Erziehungsklischees, unsichere Beschaftigungsverhaltnisse,
unfreiwillige Teilzeitbeschiftigung, unausgewogene Aufteilung von Firsorgepflichten.
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Nr. Kriterium Punkte

4 Querschnittsziel: Chancengleichheit und Nichtdiskriminierung 5

— Berticksichtigung und Férderung von besonders benachteiligten Frauen wie Migrantinnen, AltereU54,
Alleinerziehende, Berufsriickkehrerinnen

— Barrierefreiheit: gleiche Teilhabe und barrierefreien Zugang mit Menschen mit Behinderung.
5 Querschnittsziel: Gute Arbeit 5

Berticksichtigung der Grundsétze beim Antragsteller selbst/bei der Konzeption des Projekts z. B. durch
familienfreundliche Arbeitswelt, sozialversicherungspflichtige Beschéftigung, betriebliche Mitbestimmung,
Entgeltgleichheit, angemessene Vergiitung, Tarifbindung.

Insgesamt maximal 100 Punkte.

Die bei den Kriterien aufgezidhlten Unterpunkte dienen der Erlduterung des jeweiligen Kriteriums. Die Aufzdhlung ist weder ab-
schlieflend, noch miissen samtliche aufgezihlten Unterpunkte vom einzelnen Projekt erfiillt sein. Die Hinweise in den jeweiligen
Ausschreibungen sind zu berticksichtigen.

Ein Projekt muss bei allen Kriterien mindestens die Hélfte der Maximalpunktzahl erhalten. Insgesamt miissen mindestens
75 Punkte erreicht werden.

Anlage 2
Musterfinanzierungsplan

Gesamtausgaben aller Forderjahre zusammen Zuwendungsfihige Nicht
Gesamtausgaben Ausgaben Zuw?&%ﬁ%iﬁhige
1. Bildungs- und Beratungspersonal
1.1 Beziige fiir eigenes und Fremdpersonal EUR
1.2 Sozialabgaben EUR
1.3 Reise- und Dienstreisekosten des Bildungspersonals EUR
1.4 Ausgaben fur Lehrginge externer Einrichtungen EUR
Summe 1.1 bis 1.4 EUR
2. Vergiitungen, Aufenthalts- und Fahrtkosten der Teilnehmerinnen und Teilnehmer
2.1 Unterhaltsgeld bzw. Leistungen an Teilnehmerinnen oder Teilnehmer EUR
2.2 mit diesen Leistungen verbundene Abgaben EUR
2.3 Krankenversicherungs- und Altersversorgungsabgaben EUR
2.4 sonstige Sozialabgaben EUR
2.5 tégliche Fahrtkosten EUR
2.6 tdgliche Unterkunfts- und Verpflegungskosten bei auswirtigen Lehrgingen

einschlieflich etwaiger Fahrtkosten EUR
2.7 Kinderbetreuungskosten (Erstattung fiir Tagesmuitter etc.) EUR
Summe 2.1 bis 2.7 EUR
3. Verbrauchsgiiter und Ausstattungsgegenstinde
3.1 Nicht abschreibungsfihige Verbrauchsgiiter fir die Ausbildungsmafinahmen

(einschlieflich Schutzkleidung) EUR
3.2 Ausstattungsgegenstinde — Miete und Leasing

(nur programmgebundene Gerite) EUR
3.3 Ausstattungsgegenstinde — Abschreibungen nach dem Recht der einzelnen

Mitgliedstaaten EUR
Summe 3.1 bis 3.3 EUR
4. Indirekte Ausgaben

Pauschal 25 % der direkten Ausgaben (Summe Nummern 1.1 bis 1.3 und 3) EUR

Mit der Pauschale werden folgende Ausgaben abgedeckt: a) Beziige der Vorstandsmitglieder, Geschéftsfithrerinnen,
Geschaftsfihrer, Gesellschafterinnen und Gesellschafter, b) Arbeitsentgelt des Verwaltungspersonals inklusive Sozialabgaben,

c) ausbildungsgebundene Reise- und Dienstreiskosten des Verwaltunsgpersonals sowie der Vorstandsmitglieder, Geschiitts-
fihrerinnen, Geschiftsfiihrer, Gesellschafterinnen und Gesellschafter, d) Werbung fiir Lehrgénge, e) Biiromaterial,

f) allgemeines Dokumentationsmaterial, g) Post- und Fernsprechgebiihren, h) Wasser, Gas und Strom, i) Steuern, Versicherungen,
j) Ausgaben fiir Kinderbetreuungseinrichtungen, k) sonstige Verwaltungsausgaben, 1) Mieten und Leasing fiir Gebdude

Summe 4 | | | EUR

Summe der Ausgaben | | | EUR
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Gesamtausgaben aller Forderjahre zusammen

Summe der Gesamtausgaben (Ubertrag)
abziiglich Erlose (Verkaufserlose, Erlose aus Werk- oder Dienstleistungen)

bereinigte Gesamtausgaben

A. Kofinanzierung

EUR

EUR

EUR

1. Summe der privaten Kofinanzierung

davon:

1.1 Freistellungsausgaben (z. B. von Unternehmen)
1.2 Direktbeitrdge (z. B. von Unternehmen)
1.3 Teilnehmerbeitrige

1.4 sonstige private Mittel (z. B. Eigenmittel privater Trager)

1.5 Einnahmen

EUR

EUR

EUR

EUR

EUR

2. Summe der offentlichen Kofinanzierung

davon:

2.1 Bundesmittel, einschliefilich BA

2.2 Landesmittel

2.3 kommunale Mittel

2.4 sonstige offentliche Mittel (z. B. Kammern, Kirchen oder Eigenmittel 6ffentlicher

Trager)

2.5 Einnahmen

EUR

EUR

EUR

EUR

EUR

B. Beantragte/Bewilligte Zuschiisse

3. Summe der beantragten/bewilligten Zuschiisse

davon:
3.1 ESF-Mittel
3.2 Landesmittel

Summe der Einnahmen

EUR

EUR

F. Kultusministerium

Alt-Katholische Pfarrgemeinden auf dem Gebiet
des Landes Niedersachsen;
Kirchensteuerbeschliisse fiir das Jahr 2015

Bek. d. MK v. 19. 11. 2015 — 36.1-54063/11 —
Bezug: Bek. v. 14. 4. 2015 (Nds. MBL. S. 476)

Die Kirchensteuerbeschliisse fiir das Jahr 2015 der Kirchen-
vorstande der Alt-Katholischen Pfarrgemeinde Wilhelmshaven/
Niedersachsen-West und der Alt-Katholischen Pfarrgemeinde
Hannover/Niedersachsen-Stid vom 12. 10. 2015 sind im Ein-
vernehmen mit dem MF genehmigt worden und werden nach
§ 2 Abs. 9 KiStRG i. d. F. vom 10. 7. 1986 (Nds. GVBL. S. 281),
zuletzt gedndert durch Artikel 1 des Gesetzes vom 16. 12.
2014 (Nds. GVBL. S. 465), bekannt gemacht:

Die als Anlagen der Bezugsbekanntmachung veroffentlichten
Kirchensteuerbeschliisse fiir das Jahr 2014 gelten mit der Maf3-
gabe fiir das Jahr 2015 fort, dass Teil IV der Kirchensteuerbe-
schliisse gestrichen wird.

— Nds. MBI Nr. 47/2015 S. 1501
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Fordergrundsitze iiber die Gewahrung
von Zuwendungen
zur Forderung von Ausbildungsverbiinden

— VORIS 22420 —

Erl. d. MK v. 1. 12. 2015 — 45-80121/36 —

Bezug: a) Erl. d. StK v. 5. 5. 2015 (Nds. MBL. S. 422)
— VORIS 64100 —
b) Exl. d. StK v. 30. 10. 2015 (Nds. MBL. S. 1370)
— VORIS 82300 —

1. Zuwendungszweck, Rechtsgrundlage

1.1 Das Land gewdhrt nach Mafigabe dieser Fordergrundsitze
und den VV/VV-Gk zu § 44 LHO mit Mitteln des Européischen
Sozialfonds (ESF) sowie des Landes Niedersachsen Zuwen-
dungen fir die Forderung von Projekten von Ausbildungsver-
biinden die in Partnerschaft mit Betrieben Ausbildung im
Verbund durchfiihren. Die Foérderung unterstiitzt die Ziele
des Nationalen Pakts fiir Ausbildung und Fachkréftenach-
wuchs in Deutschland vom 12. 12. 2014. Gleichzeitig wird die
im niedersdchsischen ,Biindnis Duale Berufsausbildung” ver-
abschiedete Handlungsempfehlung zur Stirkung der Ver-
bundausbildung aufgegriffen.

Ziel ist eine bessere regionale Versorgung der Ausbildungs-
platzbewerberinnen und Ausbildungsplatzbewerber mit betrieb-
lichen Ausbildungsplitzen durch die Gewinnung von Betrieben
fiir Ausbildung und ein effektives Matching zwischen Angebot
und Nachfrage in den regionalen Ausbildungsmaérkten. Auch
soll Ausbildungsplatzbewerberinnen und Ausbildungsplatz-
bewerbern mit besonderem Forderbedarf und Bewerberinnen
und Bewerbern mit Zuwanderungsgeschichte, insbesondere
auch Fltchtlingen, der Weg in die duale Berufsausbildung er-
moglicht werden.

1.2 Die Gewdhrung der Zuwendung erfolgt entsprechend den
Regelungen der

— Verordnung (EU) Nr. 1303/2013 des Europdischen Parla-
ments und des Rates vom 17. 12. 2013 mit gemeinsamen
Bestimmungen tiber den Européischen Fonds fiir regionale
Entwicklung, den Européischen Sozialfonds, den Kohésions-
fonds, den Européaischen Landwirtschaftsfonds fiir die Ent-
wicklung des landlichen Raums und den Européischen
Meeres- und Fischereifonds sowie mit allgemeinen Bestim-
mungen tber den Europédischen Fonds fiir regionale Ent-
wicklung, den Européischen Sozialfonds, den Kohésions-
fonds und den Europédischen Meeres- und Fischereifonds
(ABL. EU Nr. L 347 S. 320),

— Verordnung (EU) Nr. 1304/2013 des Europdischen Parla-
ments und des Rates vom 17. 12. 2013 tiber den Europai-
schen Sozialfonds (ABIL. EU Nr. L. 347 S. 470) sowie der

— Rahmenregelungen der Allgemeinen Nebenbestimmungen
fiir Zuwendungen zur Projektforderung EFRE/ESF (ANBest-
EFRE/ESF) — Bezugserlass zu a —

in den jeweils geltenden Fassungen.

1.3 Soweit nichts anderes bestimmt ist, gelten die in diesen

Fordergrundsitzen enthaltenen Regelungen fiir das gesamte

Landesgebiet, also fiir das Programmgebiet der Regionenkate-

gorie ,,Ubergangsregion” (UR) (Artikel 90 Abs. 2 Buchst. b der

Verordnung [EU] Nr. 1303/2013), bestehend aus den Landkrei-

sen Celle, Cuxhaven, Harburg, Heidekreis, Liichow-Dannenberg,

Liineburg, Osterholz, Rotenburg (Wiimme), Stade, Uelzen und

Verden, sowie fiir das aus dem tiibrigen Landesgebiet beste-

hende Programmgebiet der Regionenkategorie ,stirker ent-

wickelte Region” (SER) (Artikel 90 Abs. 2 Buchst. ¢ der Verord-

nung [EU] Nr. 1303/2013).

1.4 Ein Anspruch des Antragstellers auf Gewédhrung der Zu-
wendung besteht nicht. Die Bewilligungsstelle entscheidet im
Rahmen der verfiigharen Haushaltsmittel nach ihrem pflicht-
geméflen Ermessen.

2. Gegenstand der Forderung

2.1 Gegenstand der Forderung ist die Durchfiithrung von Ver-
bundausbildung in anerkannten Ausbildungsberufen nach dem
BBiG, der Handwerksordnung oder dem AltPflG.
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2.2 Von der Forderung ausgeschlossen sind Vorhaben, fiir die
eine Forderung aus ESF-Mitteln anderer Landes- oder Bundes-
programme oder aus anderen Mitteln der EU, insbesondere des
Européischen Fonds fiir regionale Entwicklung (EFRE), des Euro-
péischen Fonds fir die Entwicklung des landlichen Raums
(ELER) oder des Europidischen Meeres- und Fischereifonds
(EMFF) erfolgt; dies gilt nicht, soweit die Voraussetzungen des
Artikels 65 Abs. 11 der Verordnung (EU) Nr. 1303/2013 zur
Unterstiitzung eines Vorhabens aus einem oder mehreren Euro-
péischen Struktur- und Investitionsfonds (ESI-Fonds) oder aus
einem oder mehreren Programmen und aus anderen Unions-
instrumenten gegeben sind.

2.3 Bei Vorhaben oder Teilen von solchen, die aus anderen
offentlichen Programmen oder aufgrund von tariflichen oder
offentlich-rechtlichen Bestimmungen bezuschusst werden, sind
diese Finanzierungsquellen vorrangig in Anspruch zu nehmen.

3. Zuwendungsempfinger
3.1 Zuwendungsempfanger sind
— juristische Personen des 6ffentlichen Rechts,

— juristische Personen sowie im Handelsregister eingetragene
Personenhandelsgesellschaften des privaten Rechts.

3.2 Einem Unternehmen, das einer Rickforderungsanordnung
aufgrund eines fritheren Beschlusses der Kommission zur
Feststellung der Unzuléssigkeit einer Beihilfe und ihrer Un-
vereinbarkeit mit dem Binnenmarkt nicht nachgekommen ist,
dirfen keine Einzelbeihilfen gewédhrt werden (Artikel 1 Nr. 4
Buchst. a der Verordnung [EU] Nr. 651/2014, ABL. EU Nr. L 187
S. 1 — Allgemeine Gruppenfreistellungsverordnung —).

3.3 Sanierungsfille und Unternehmen in Schwierigkeiten
i. S. der Leitlinien der Europdischen Kommission fiir staatliche
Beihilfen zur Rettung und Umstrukturierung nichtfinanzieller
Unternehmen in Schwierigkeiten (ABL. EU Nr. C 249 vom
31.7.2014 S. 1) sind von einer Forderung ausgeschlossen.

4. Zuwendungsvoraussetzungen
4.1 Die Betriebsstitte des Zuwendungsempfingers und der
Ort der Durchfiihrung miissen in dem jeweiligen Programm-
gebiet (Regionenkategorie UR oder SER) liegen, fiir das die
Forderung beantragt wird (Artikel 70 Abs. 1 der Verordnung
[EU] Nr. 1303/2013).

In Bezug auf den Ort der Durchfithrung kann die Bewilli-
gungsstelle in begriindeten Fallen Ausnahmen zulassen.
4.2 Die der Verbundausbildung zugrunde liegenden Ausbil-
dungsvertrdge miissen im Rahmen einer betrieblichen Ausbil-
dung in anerkannten Ausbildungsberufen nach dem BBiG, der
Handwerksordnung oder einer Ausbildung nach dem AItPfIG
abgeschlossen sein.
4.3 Der Antragsteller muss in seiner Projektdarstellung das
Verbundmodell beschreiben und Angaben zur Anzahl der ge-
planten Ausbildungsplitze und der geplanten Ausbildungsbe-
rufe machen.
4.4 Bei der Antragstellung sind zur Beurteilung der Forder-
wiirdigkeit Ausfithrung zu folgenden Qualitatskriterien erfor-
derlich:
— Bedingungen und Besonderheiten des Ausbildungsstellen-

marktes im Projektgebiet,

— Aus- und Zielrichtung des Projekts,
— Beitrag zu den Querschnittszielen.

Die Gewichtung dieser Qualitétskriterien (Scoring-Modell)
ist aus der Anlage 1 ersichtlich.

5. Art, Umfang und Hohe der Zuwendung
5.1 Die Zuwendung wird als nicht riickzahlbarer Zuschuss
in Form einer Anteilfinanzierung zur Projektforderung gewéhrt.
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5.2 Die Forderung aus ESF-Mitteln betrdgt in beiden Pro-
grammgebieten maximal 50 % der zuwendungsfahigen Aus-
gaben. Die Bewilligungsstelle kann im Einvernehmen mit dem
programmverantwortlichen Ressort im Einzelfall ein Projekt
mit einem hoheren ESF-Interventionssatz genehmigen.

5.3 Die Laufzeit eines Projekts ist grundsétzlich auf maximal
42 Monate beschriankt. Die Bewilligungsstelle kann im Ein-
vernehmen mit dem programmverantwortlichen Ressort im
Einzelfall Ausnahmen zulassen.

5.4 Zuwendungsfihig sind die Ausgaben des Projekttrigers,
die im Zusammenhang mit der Durchfithrung des Projekts
entstehen. Dies sind im Einzelnen folgende Ausgaben:

— Bildungs- und Beratungspersonal,

— Vergiitung, Aufenthalts- und Fahrtkosten der Auszubilden-
den, soweit sie vom Projekttrager als Ausbilder gemafs § 10
BBiG bzw. § 13 AItPflG zu erbringen sind,

— Verbrauchsgiiter und Ausstattungsgegenstiande,
— indirekte Ausgaben.

Es ist eine verbindliche Einteilung gemaf den Ausgabenkate-
gorien des Musterfinanzierungsplans 1 (Anlage 2) vorzuneh-
men.

5.4.1 Zuwendungsfihig bei der Vergiitung der Auszubilden-
den sind die Ausgaben fiir die Ausbildungsvergiitung einschlief3-
lich der Arbeitgeberanteile zur Sozialversicherung. Diese
Ausgaben werden in Form von standardisierten Einheitskos-
ten nach Artikel 67 Abs. 1 Buchst. b i. V. m. Abs. 5 der Ver-
ordnung (EU) Nr. 1303/2013 in Hohe von monatlich 600 EUR
anerkannt. Berticksichtigt werden nur die sich aus der Ver-
tragsniederschrift ergebenden vollen Ausbildungsmonate.

5.4.2 Es werden pauschal angegebene indirekte Ausgaben
gemdafl Artikel 68 Abs. 1 Buchst. a der Verordnung (EU) Nr.
1303/2013 in Hohe von 10 % der direkten Ausgaben (Num-
mern 1 bis 3 des Musterfinanzierungsplans 1) gewihrt. Dies
gilt mit der Mafigabe, dass bei der Berechnung der direkten
Ausgaben solche der Nummer 1.4 des Musterfinanzierungs-
plans 1 (Ausgaben fiir Lehrgénge externer Einrichtungen) nicht
berticksichtigt werden.

5.5 Die Ausgaben fiir die Umsetzung des Projekts miissen
eindeutig von sonstigen beim jeweiligen Antragsteller entste-
henden Ausgaben aus anderen Sachkontexten abgegrenzt und
nachgewiesen werden.

5.6 Dartiber hinaus kommt entsprechend Artikel 67 Abs. 1
Buchst. bund d i. V. m. Abs. 5 der Verordnung (EU) Nr. 1303/
2013 die Gewédhrung von Zuschissen und riickzahlbarer Un-
terstiitzung auf Grundlage standardisierter Einheitskosten
und auf Grundlage von Pauschalséitzen in Betracht. Die richt-
linienspezifische Anwendung und die Hohe werden durch
den Bezugserlass zu b festgesetzt.

5.7 Nicht forderfdhig sind (Artikel 69 Abs. 3 der Verordnung
[EU] Nr. 1303/2013 i. V. m. Artikel 13 Abs. 4 der Verordnung
[EU] Nr. 1304/2013):

— die Finanzierungskosten, aufler bei Zuschiissen in Form von
Zinszuschiissen oder Pramien fiir Biirgschaften,

— der Erwerb von Infrastrukturen, Grundstiicken und Immo-
bilien,

— die Umsatzsteuer, die nach dem UStG als Vorsteuer abzieh-
bar ist.

5.8 Nummer 8.7 der VV/VV-Gk zu § 44 LHO findet keine
Anwendung.

6. Sonstige Zuwendungsbestimmungen

6.1 Die ANBest-EFRE/ESF sind unverdndert zum Bestandteil
des Bescheides zu machen. Sie ersetzen die ANBest-P und
ANBest-Gk. Abweichungen von den Regelungen aus den ANBest-
EFRE/ESF sind in den Zuwendungsbescheid aufzunehmen.

6.2 Neben den Prifrechten aus Nummer 9 ANBest-EFRE/
ESF und den Mitwirkungspflichten aus Nummer 10 ANBest-
EFRE/ESF ist der Zuwendungsempfinger insbesondere zu
verpflichten, bei der Erfassung der Daten in der geforderten
Differenzierung und bei der Bewertung der Forderung nach
diesen Fordergrundsitzen mitzuwirken. Die hierfiir erforderli-

che Software wird internetgestiitzt zur Verfiigung gestellt und
ist zu verwenden.

6.3 Der Zuwendungsempfinger ist darauf hinzuweisen, bei
der Forderung auf die Einhaltung der Querschnittsziele ,,Gleich-
stellung von Frauen und Ménnern“ (Artikel 7 der Verordnung
[EU] Nr. 1304/2013), ,Nichtdiskriminierung und Chancen-
gleichheit” (Artikel 8 der Verordnung [EU] Nr. 1304/2013),
,Nachhaltige Entwicklung” (Artikel 8 der Verordnung [EU]
Nr. 1303/2013) und ,,Gute Arbeit” (eigenes Querschnittsziel des
Landes Niedersachsen in Anlehnung an die BR-Drs. 343/13)
zu achten.

6.4 Bei Zulassung eines vorzeitigen Maflnahmebeginns wer-
den gegentiber dem Zuwendungsempfinger die ANBest-EFRE/
ESF fiir verbindlich erklért.

7. Anweisungen zum Verfahren

7.1 Fir die Bewilligung, Auszahlung und Abrechnung der
Zuwendung sowie fiir den Nachweis und die Priifung der Ver-
wendung und die ggf. erforderliche Authebung des Zuwendungs-
bescheides und die Riickforderung der gewéhrten Zuwendung
gelten die VV/VV-Gk zu § 44 LHO i. V. m. den ANBest-EFRE/
ESF, soweit nicht in diesen Foérdergrundsétzen Abweichungen
zugelassen sind.

7.2 Bewilligungsstelle ist die Investitions- und Forderbank Nie-
dersachsen (NBank), Giinther-Wagner-Allee 12—16, 30177
Hannover.

7.3 Die Bewilligungsstelle stellt die fiir die Antragstellung, den
Mittelabruf und den Verwendungsnachweis erforderlichen In-
formationen auf ihrer Internetseite (www.nbank.de) bereit. Die
Bewilligungsstelle hilt fiir die Erstellung des zahlenméfigen
Nachweises nach Nummer 6.4 ANBest-EFRE/ESF Vordrucke vor.

7.4 Das programmverantwortliche Ressort kann Antragsstich-
tage fur das Gesamtprogramm, einzelne Programmteile oder
Programmgebiete sowie Sonderschwerpunkte zu bestimmten
Themen festlegen. Die Bekanntmachung erfolgt tiber die In-
ternetseite der Bewilligungsstelle (www.nbank.de).

Im Fall eines Antragsstichtages gilt der Forderantrag als
fristgerecht eingegangen, wenn er der Bewilligungsstelle bis
zum Ablauf des Stichtages formgerecht (d. h. eigenhédndig un-
terschrieben) zugegangen ist.

7.5 Die Ubermittlung elektronischer Dokumente sowie das
Ersetzen der Schriftform durch die elektronische Form sind
nach Maf3gabe der fir die elektronische Kommunikation gel-
tenden Vorschriften des NVwVI{G in seiner jeweils geltenden
Fassung zuléssig.

7.6 Vor der Bewilligung ist das schriftliche Einverstandnis
des Zuwendungsempfingers dazu einzuholen, in der Liste der
Vorhaben veroffentlicht zu werden (vgl. Artikel 115 Abs. 2
i. V. m. Anhang XII Nr. 1 der Verordnung [EU] Nr. 1303/2013).

7.7 Die Auszahlung der Zuwendung erfolgt in der Regel vier-
teljahrlich auf Antrag des Zuwendungsempfingers. Die Anfor-
derung umfasst den Wert der bei Mittelabruf bereits getétigten,
aber noch nicht in einem vorherigen Mittelabruf abgerechne-
ten Ausgaben. Die Zuwendungen diirfen nur soweit und nicht
eher ausgezahlt werden, als die zuwendungsfihigen Ausgaben
vom Zuwendungsempfinger getétigt, zahlenméfliig nachgewie-
sen und von der Bewilligungsstelle gepriift wurden (Ausgaben-
erstattungsprinzip).

Der Zuwendungsempfanger ist zu verpflichten, seinen Pflich-
ten aus Nummer 6.4 ANBest-EFRE/ESF nachzukommen. Die
Bewilligungsstelle hat vor jeder Auszahlung alle vom Zuwen-
dungsempfinger erkldrten tatsdchlich getatigten Ausgaben
und Vergaben vollstidndig zu priifen. Bereits im Rahmen eines
vorherigen Mittelabrufs gepriifte und anerkannte Ausgaben
miussen nicht erneut belegt und gepriift werden.

8. Schlussbestimmungen
Dieser Erl. tritt am 15. 12. 2015 in Kraft und mit Ablauf des
31. 12. 2023 aufder Kraft.

An die
Investitions- und Foérderbank Niedersachsen (NBank)

— Nds. MBI. Nr. 47/2015 S. 1502
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Scoring-Modell zur Bewertung von Zuwendungsantriagen

nach den ,,Fordergrundsitzen iiber die Gewiahrung von
Zuwendungen fiir die Férderung von Ausbildungsverbiinden mit
Mitteln des Europaischen Sozialfonds*

Anlage 1

Die Projektantrdge missen die in Nummer 4.4 der Fordergrundsitze genannten Qualitédtskriterien erfillen. Bei der Bewertung
konnen die Projektantrdge maximal insgesamt 100 Punkte erhalten. Eine Bewertung erfolgt durch die Bewilligungsstelle NBank. Die
Projektantrdge sind forderwiirdig, wenn eine Mindestpunktzahl von 75 erreicht wird.

Qualitétskriterium

Bewer-
tung
(Punkte)

Hochst-
punkt-
zahl

Qualitédtskriterium

Bewer-
tung
(Punkte)

Hochst-
punkt-
zahl

Bedingungen und Besonderheiten

des Ausbildungsstellenmarkts im

Projektgebiet

— Strukturmerkmale wie Arbeits-
marktsituation, Bevolkerungs-
struktur (Bevolkerungsdichte, Aus-
landeranteil, Demografie), Wirt-
schaftsstruktur, Betriebsstruktur
und Nachfragestruktur (Kohorten-
starke der Schulabsolventinnen
und Schulabsolventen) im Projekt-
gebiet

— Defizite und Potenziale fir die
Ausbildung

— Verhiltnis Angebot — Nachfrage
auf dem Ausbildungsstellenmarkt
bzw. Arbeitsmarkt

— betriebliche Vakanzquote (prozen-
tualer Anteil von Betrieben mit
mindestens einer unbesetzten Aus-
bildungsstelle an allen Betrieben,
die Ausbildungsstellen angeboten
haben)

0 bis 20

20

Aus- und Zielrichtung des Projekts

— Ausrichtung des Projekts am Be-
darf innerhalb des Projektgebietes

— Auswahl, Ansprache und Aus-
wahlverfahren der Ausbildungs-
platzbewerberinnen und
Ausbildungsplatzbewerber

— stérkere betriebliche Beteiligung an
der Berufsausbildung, Kriterien ftir
die Auswahl der Betriebe

— Erstellung und Abgleich von An-
forderungsprofilen der Betriebe
und der Bewerberprofile

— Berticksichtigung und Unterstiit-
zung von Ausbildungsplatzbewer-
berinnen und Ausbildungsplatz-

bewerbern mit besonderem Forder-

bedarf und mit Zuwanderungs-
geschichte, insbesondere auch
Fliichtlinge

— Dienstleistungen im Ausbildungs-
verlauf

0 bis 50

50

Beitrag zu den Querschnittszielen
(jeweils konzeptionelle Beschreibung
der Analyse, Ziele, Maflnahmen,
Evaluation)

— Gleichstellung von Frauen und
Mannern, Chancengleichheit
sowie Nichtdiskriminierung
— geschlechtersensible Bertick-

sichtigung von Berufswahlpro-
zessen

— Beitrag zur Erhohung der
Chancengleichheit von Ausbil-
dungsplatzbewerberinnen und
Ausbildungsplatzbewerbern
mit Migrationsgeschichte

— Vermittlung interkultureller
Kompetenzen

— Nachhalti%e Entwicklung

(6kologisch)

— Projekt mit Bezug zu 6kologisch
nachhaltigen Branchen (Green
Jobs, Erneuerbare Energien)

— Gute Arbeit

— Personalstruktur des Projekt-
trdgers entspricht dem Leitbild
,Gute Arbeit“

— Der Ubergang in Beschéftigung
legt das Leitbild ,,Gute Arbeit”
zugrunde

— Qualifikation und Kenntnisse
des fir die Projektdurchfithrung
vorgesehenen Personals

0 bis 30

30

12

12

Die Benennung der Unterpunkte dient nur der beispielhaften Veranschaulichung. Diese Unterpunkte miissen weder abschlie-
flend bearbeitet werden noch erheben sie den Anspruch auf Vollstdndigkeit. Eine Bearbeitung projektspezifischer zusétzlicher

Aspekte ist ausdriicklich erwiinscht.

Das Projekt muss bei allen Kriterien mindestens die Hélfte der Maximalpunktzahl erhalten.
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Anlage 2
Musterfinanzierungsplan 1
Gesamtausgaben aller Forderjahre zusammen Zuwendungsfihige Nicht
Ausgaben zuwendungsfihige
Ausgaben

1. Bildungs- und Beratungspersonal
1.1 Beziige fiir eigenes und fremdes Personal inklusive Sozialabgaben EUR
1.2 Ausgaben fiir Honorarkrifte EUR
1.3 Reise- und Dienstreisekosten des Bildungspersonals EUR
1.4 Ausgaben fiir Lehrginge externer Einrichtungen EUR
Summe 1.1 bis 1.4 EUR
2. Vergiitungen, Aufenthalts- und Fahrtkosten der Teilnehmerinnen und Teilnehmer
2.1 Unterhaltsgeld bzw. Leistungen an Teilnehmerinnen oder Teilnehmer EUR
2.2 mit diesen Leistungen verbundene Abgaben EUR
2.3 Krankenversicherungs- und Altersversorgungsabgaben EUR
2.4 sonstige Sozialabgaben EUR
2.5 tégliche Fahrtkosten EUR
2.6 tdgliche Unterkunfts- und Verpflegungskosten bei auswartigen Lehrgidngen

einschliefilich etwaiger Fahrtkosten EUR
2.7 Kinderbetreuungskosten (Erstattung fiir Tagesmiitter etc.) EUR
Summe 2.1 bis 2.7 EUR
3. Verbrauchsgiiter und Ausstattungsgegenstinde
3.1 Nicht abschreibungsfihige Verbrauchsgiiter fiir die Ausbildungsmafinahmen

(einschlieflich Schutzkleidung) EUR
3.2 Ausstattungsgegenstdnde — Miete und Leasing

(nur programmgebundene Gerite) EUR
3.3 Ausstattungsgegenstinde — Abschreibungen nach dem Recht der einzelnen

Mitgliedstaaten EUR
Summe 3.1 bis 3.3 EUR
4. Indirekte Ausgaben
4.1 Bezlge der Vorstandsmitglieder, Geschiftsfithrerinnen, Geschéftsfiihrer,

Gesellschafterinnen und Gesellschafter inklusive Sozialabgaben EUR
4.2 Arbeitsentgelt des Verwaltungspersonals inklusive Sozialabgaben EUR
4.3 ausbildungsgebundene Reise- und Dienstreisekosten des Verwaltungspersonals

sowie der Vorstandsmitglieder, Geschéftsfiithrerinnen, Geschiftsfiihrer,

Gesellschafterinnen und Gesellschafter EUR
4.4 Verwaltungsausgaben

4.4.1 Werbung fur Lehrgénge EUR

4.4.2 Biiromaterial EUR

4.4.3 allgemeines Dokumentationsmaterial EUR

4.4.4 Post- und Fernsprechgebiihren EUR

4.4.5 Wasser, Gas und Strom EUR

4.4.6 Steuern, Versicherung EUR

4.4.7 Ausgaben fiir Kinderbetreuungseinrichtungen EUR

4.4.8 sonstige Verwaltungsausgaben EUR
4.5 Mieten und Leasing fiir Gebdude EUR
Summe 4.1 bis 4.5 EUR
Summe der Ausgaben EUR
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G. Ministerium fiir Wirtschaft, Arbeit und Verkehr

Allgemeinverfiigung zur Festlegung
der notwendigen Mindestanzahl an Schleppern
am Containerterminal Wilhelmshaven
— JadeWeserPort —

AV d. MW v. 12. 11. 2015 — 31.2 30403-0.1 —

Gemail § 25 Abs. 2 NHafenSG i. d. F. vom 16. 2. 2009 (Nds.
GVBL. S. 15) wird fiir das Anlaufen des Containerterminals
Wilhelmshaven — JadeWeserPort — sowie das Auslaufen aus
dem Containerterminal Wilhelmshaven die Annahme der in
der Anlage vorgeschriebenen Mindestanzahl an Schleppern
angeordnet.

Die jeweilige Mindestanzahl richtet sich nach der Schiffs-
groBBe, der Art der durchzufithrenden Manéver, den Manoé-
vrierfahigkeiten des Schiffes, der jeweiligen Verkehrssituation
sowie den vorherrschenden Wind- und Strémungsbedingun-
gen entsprechend der Tabelle in der Anlage. Fiir bestimmte
Schiffsgrofien sind in bestimmten Situationen bzw. bei be-
stimmten Manovern Mindestanforderungen an den Pfahlzug
der Schlepper geregelt, den die vorgesehenen Schlepper ge-
meinsam erreichen miissen.

Das Wasser- und Schifffahrtsamt Wilhelmshaven (Verkehrs-
zentrale) kann auf Antrag in Abstimmung mit der Niederséch-
sischen Hafenbehérde Abweichungen von diesen Vorgaben
zulassen.

Im Einvernehmen mit dem Wasser- und Schifffahrtsamt
Wilhelmshaven gilt diese Allgemeinverfiigung fiir den Hafen-
und den Zufahrtsbereich.

Griinde:

Die festgelegte Mindestanzahl von Schleppern ist bei den o. g.
Bedingungen fiir den sicheren Betrieb des Containerterminals
Wilhelmshaven erforderlich, um Sach- und Personenschidden
zu vermeiden. Ab den festgelegten Schiffsgroflen sind Schlep-
per notwendig, um den Bereich der Wasserstrafle vor der Kaje
nicht langer als notwendig durch manévrierende Schiffe zu
blockieren.

Nebenbestimmungen:

1. Nachtriglich notwendig werdende Beifiigungen, Ande-
rungen und Ergidnzungen von Auflagen sowie der Widerruf
der Verfigung bleiben vorbehalten, soweit dieses fir die 6f-
fentliche Sicherheit und Ordnung im Hafenbereich erforder-
lich wird.

2. Die Verfiigung ersetzt keine nach anderen Rechtsvor-
schriften notwendigen Erlaubnisse oder private Zustimmun-
gen. Andere Rechtsvorschriften bleiben unberiihrt.

Rechtsbehelfsbelehrung:

Gegen diese Allgemeinverfiigung kann innerhalb eines Monats
nach Bekanntgabe schriftlich oder zur Niederschrift bei der
Urkundsbeamtin oder dem Urkundsbeamten der Geschafts-
stelle Klage beim Verwaltungsgericht Oldenburg, Schlof3platz 10,
26122 Oldenburg, erhoben werden.

Anordnung der sofortigen Vollziehung:

Die sofortige Vollziehung der Allgemeinverfiigung wird nach
§ 80 Abs. 2 Nr. 4 VwGO i. d. F. vom 19. 3. 1991 (BGBL. I S. 686),
zuletzt gedndert durch Artikel 7 des Gesetzes vom 20. 10. 2015
(BGBI.IS. 1722), hiermit angeordnet.

Begriindung:

Die Anordnung der sofortigen Vollziehung liegt im o6ffentli-
chen Interesse.

Die sofortige Vollziehung ist notwendig, da das Verkehrs-
aufkommen im Containerterminal Wilhelmshaven seit An-
fang 2015 erheblich zugenommen hat. Jahreszeitbedingt neh-
men unginstige Witterungsbedingungen zu. Deshalb ist diese
Regelung zur Aufrechterhaltung der Sicherheit und Leichtig-
keit des Schiffsverkehrs im Hafen- und Zufahrtsbereich un-
mittelbar erforderlich und kann nicht aufgeschoben werden.
Unfélle und Havarien mit Personenschdden und Beschéadi-
gungen der Hafenanlagen sind ohne die Annahme von Schlep-
pern nach menschlichem Ermessen nicht auszuschlieflen. In
diesen Féllen muss auch mit erheblichen Gefihrdungen des
Gewdissers durch austretende Betriebsstoffe gerechnet werden.

Rechtsbehelfsbelehrung:

Gegen die Anordnung der sofortigen Vollziehung kann gemaf}
§ 80 Abs. 5 VwGO der Antrag auf Wiederherstellung der auf-
schiebenden Wirkung einer Klage beim Verwaltungsgericht
Oldenburg, Schlofiplatz 10, 26122 Oldenburg, gestellt werden.

— Nds. MBI. Nr. 47/2015 S. 1506

Anlage
Schiffslangen Mindestanzahl von Schleppern fiir An- und Ablegemanéver
ohne Drehmanéver mit Drehmanover bei ungtinstiger Windrichtung ab Windstarke 8
oder ungtinstigen
Verkehrsbedingungen
bis 180 m kein/ein") kein/ein") kein/ein")/zwei?) zwei
180 m bis 300 m | kein®)/ein ein zwei mindestens drei mit
zusammen 120 t Pfahlzug
300 m bis 350 m | ein mit 60 t Pfahlzug zwei mit zusammen | zwei mit zusammen mindestens drei mit
100 t Pfahlzug 120 t Pfahlzug zusammen 150 t Pfahlzug
ab 350 m Anlegen: zwei mit zusammen | Anlegen: Anlegen:
zwei mit zusammen 120 t Pfahlzug mindestens drei mit mindestens vier mit
100 t Pfahlzug zusammen 160 t Pfahlzug zusammen 310 t Pfahlzug
Ablegen: Ablegen: Ablegen:
ein mit 60 t Pfahlzug zwel mit zusammen mindestens drei mit
120 t Pfahlzug zusammen 270 t Pfahlzug

Das Wasser- und Schifffahrtsamt Wilhelmshaven (Verkehrszentrale) kann auf Antrag in Abstimmung mit der Hafenbehorde Ab-

weichungen von diesen Vorgaben zulassen.

') Ein Schlepper bei achterlichem Strom wihrend des Anlegemanévers.
%) Zwei Schlepper fiir Anlegemanéver bei ablandigem Wind und achterlichem Strom und/oder beim Anlegen zwischen zwei an der Kaje liegenden

Schiffen.

%) Nur wenn das Schiff mit Bug und Heckstrahlruder ausgeriistet und in technisch einwandfreiem Zustand ist.
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H. Ministerium fiir Ernihrung, Landwirtschaft
und Verbraucherschutz

Tierschutz;
Mindestanforderungen an das Halten
von afrikanischen Straufien

RdErl. d. ML v. 9. 12. 2015 — 204.1-42507/86-12 —

— VORIS 78530 —

Bezug: RdErl. v. 12. 11. 2008 (Nds. MBI. S. 1228), gedndert durch
RdExl. v. 1. 10. 2013 (Nds. MBL. S. 878)
— VORIS 78530 —

1. Zur Sicherstellung einer den Anforderungen des § 2 des
Tierschutzgesetzes (im Folgenden: TierSchG) entsprechenden
Strauflenhaltung sind nach dem Urteil des BVerfG vom 6. 7.
1999 zur Legehennenhaltung — 2 BvF 3/90 — die ,,Empfeh-
lungen fir die Haltung von Straufenvogeln (Straufle, Emus
und Nandus)“ des Standigen Ausschusses des Europédischen
Ubereinkommens zum Schutz von Tieren in landwirtschaftli-
chen Tierhaltungen (sog. Europaratsempfehlungen), angenom-
men am 22. 4. 1997, als Grundlage fiir die tierschutzfachliche
Beurteilung von Strauflenhaltungen heranzuziehen, da kon-
kretere verbindliche Rechtsakte der EU bzw. eine auf § 2 a
TierSchG basierende innerstaatliche spezifische Rechtsver-
ordnung fehlen (vgl. Artikel 9 des Europiischen Ubereinkom-
mens zum Schutz von Tieren in landwirtschaftlichen Tier-
haltungen vom 10. 3. 1976 i. V. m. Artikel 1 Satz 1 des Geset-
zes zu dem Europdischen Ubereinkommen vom 10. Mérz
1976 zum Schutz von Tieren in landwirtschaftlichen Tierhal-
tungen vom 25. 1. 1978 [BGBL II S. 113], zuletzt gedndert
durch Artikel 597 der Verordnung vom 31. 8. 2015 [BGBL. I
S. 1474]). Dabei sind die in den Europaratsempfehlungen vor-
gegebenen Stall- und Gehegegroflen heranzuziehen:

Europaratsempfehlungen 1997
Stallgrofe Gehegegrofle
m?*Vogel | Mindest- mindestens Mindest-
flache m? m?/Vogel flaiche m*
Straufle ad 10 30 2 000/3 1000
(+200/800)

Zu empfehlen ist eine Mindestgehegegrofie von 3 000 m?.

Das im Auftrag des damaligen Bundesministeriums fiir Er-
nidhrung, Landwirtschaft und Forsten erstellte ,,Gutachten tiber
Mindestanforderungen an die Haltung von Strauflenvogeln,
aufler Kiwis“ vom 10. 6. 1994, ergdnzt im September 1996 (im
Folgenden: ,,Gutachten“ — vgl. Anlage), kann weiterhin in
den Punkten Anwendung finden, die die o. a. Europaratsemp-
fehlungen préazisieren oder konkretisieren. Die in diesem Gut-
achten genannten Anforderungen sind allerdings aufgrund
neuer wissenschaftlicher Erkenntnisse und Erfahrungen in
den nachfolgenden Punkten anzupassen bzw. zu ergénzen:

Zu Nummer 1.2 (Gehege)

Straufle sind Fluchttiere. Das Gehege soll rechteckig sein.
Bei der Anlage des Geheges ist zu priifen, ob mogliche Larm-
quellen (z. B. Strafle, Radweg, Wirtschaftsbetrieb) angrenzen.
In diesem Fall muss das Gehege so angelegt werden, dass die
langere Seite des Geheges von der Larmquelle wegfiihrt. Alle
Ecken im Gehege miissen abgeschrégt sein. Spitze Ecken und
rechte Winkel sind zu vermeiden. Die Haltung mehrerer ge-
schlechtsreifer Héhne in einem Gehege ist zu vermeiden.

Einfriedung

Es ist sicherzustellen, dass bei Strauflen keine durch die
Umzidunung bedingten Verletzungen auftreten kénnen. Ab-
weichend vom Gutachten des Bundesministeriums haben
sich in der Praxis groffmaschige Zdune (Maschenweite deut-
lich groBer als der Strauflenkopf) bewihrt, durch die Straufle
ihren Kopf verletzungsfrei durchstecken und zurtickziehen
konnen. Andernfalls muss die Maschengrofle so klein gewihlt
werden, dass die auf unvorhersehbare oder unbekannte Um-

gebungsverdnderungen und Stérungen empfindlich reagie-
renden Straufle ihren Kopf nicht hindurchstecken kénnen.
Sehr kleine Maschen bergen die Gefahr von Zehenverletzun-
gen.

Bodenbeschaffenheit und sonstige Gehegeeinrichtungen

Die Strauflenhaltung ist nur auf Fldachen moglich, auf denen
auch bei hdufigem Niederschlag keine stauende Nésse ent-
steht. Der Boden muss so beschaffen sein, dass er ganzjéhrig
rutschfest und trittsicher bleibt und sich kein Morast bildet.
Andernfalls ist durch Trockenlegung der Flidchen sicherzu-
stellen, dass die Tiere nicht auf schlammigem Boden gehalten
werden. Haufig begangene Bereiche (insbesondere vor dem
Stall, entlang des Zauns etc.) sind z. B. mit Kies oder Sand auf-
zuschiitten. Alternativ zur Trockenlegung kann auch ein
rechtzeitiger Umtrieb von Jungtieren erfolgen; aufgrund des
Territorialverhaltens ist das Umtreiben erwachsener Straufie
jedoch nicht zu empfehlen. Insgesamt ist darauf zu achten,
dass die Grasnarbe moglichst ganzjihrig erhalten bleibt (z. B.
Weidemanagement, Belegdichte, saisonal angepasste Zufiitte-
rung).

Es muss sichergestellt sein, dass den Tieren immer ein
trockener Nist- und Sandbadeplatz sowie ausreichender Son-
nenschutz fir alle Tiere zur Verfiigung stehen.

Die Grofle des Sandbades zur Gefiederpflege sollte mindes-
tens 6,25 m? (Seitenldnge mindestens je 2,50 m bzw. Radius
mindestens 1,40 m) betragen, damit mindestens drei Tiere
zeitgleich das Sandbad nutzen kénnen. Es muss fiir die Tiere
jederzeit nutzbar sein sowie trocken und hygienisch einwand-
frei gehalten werden; dies kann in der Regel nur durch eine
Uberdachung sichergestellt werden. Das Substrat des Sandba-
des muss mindestens 20 cm aufgeschittet sein.

Die Fliache des Sonnenschutzes muss so bemessen sein,
dass alle Tiere den Bereich gleichzeitig aufsuchen kénnen. Er
kann aus einem Vordach, Biumen oder hohen Strauchern be-
stehen. Dabei ist von einer Mindestfliche von 1 m?Tier —
empfohlen werden 1,5 m?/Tier — auszugehen.

Zu Nummer 1.3 (Stall)

Die Strauflenhaltung ist ausschlieflich als ganzjéhrige Offen-
stallhaltung zu betreiben, da Strauf8e natiirliches Sonnenlicht
fir die Vitamin-D-Synthese benotigen. Eine dauerhafte Hal-
tung von Strauflen unter Dach oder als reine Stallhaltung ist
nicht mit § 2 TierSchG vereinbar. Strauf3e dirfen nur bei au-
fergewohnlichen Witterungsbedingungen (z. B. Blitzeis) auf-
gestallt werden.

Der Stall/Unterstand muss hell, gut durchliiftet und zugfrei
sein, da er ansonsten von den Tieren nicht angenommen
wird.

Eine Beheizung fir adulte Straufle ist eher nachteilig, da sie
Atemwegserkrankungen Vorschub leistet. Eine Stallheizung
kann lediglich in der Aufzucht erforderlich sein. Gas-Heiz-
strahler, welche ein zischendes Brenngerdusch erzeugen, sind
jedoch ungeeignet, da dieses Gerdusch bei den Tieren Panik
erzeugen kann. Bei Kiiken hat sich ferner der Einsatz von
Wiarmelampen bewéhrt.

Der Stall/Unterstand muss so platziert werden, dass der
stdndig offene Zugang, der direkt zur Weide zeigen muss, auf
der tiberwiegend windabgewandten Seite liegt, da starker, kal-
ter Wind dem Tierwohl abtréglich ist. In Regionen mit standi-
ger Windbelastung kann dartiber hinaus durch Anpflanzen
dichter Hecken oder das Anlegen von Bodenwellen natiirli-
cher Windschutz gewéhrt werden.

Zu Nummer 2 (Mafinahmen bei Kilte und Nisse)

Straufle miissen grundsitzlich jederzeit Zugang zur gesam-
ten Weidefliche haben. Der Gehegeboden muss jederzeit
rutschfest und trittsicher sein, damit sich die Tiere ausrei-
chend bewegen konnen. Die Nutzbarkeit des Geheges darf we-
der durch Morast noch durch Schnee- oder Eisglatte langer-
fristig eingeschrankt werden. Es ist im Einzelfall zu priifen, ob
die Boden- und Witterungsverhiltnisse vor Ort diese Anforde-
rungen ganzjihrig erfiillen. Ggf. sind hierfiir externe Gutach-
terinnen oder Gutachter hinzuziehen. Erfahrungen aus der
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Praxis zeigen, dass sich Geldnde, auf denen wegen starker
Schlammbildung eine ganzjihrige Haltung von Pferden nicht
moglich ist, fur die Haltung von Strauflen ebenfalls nicht eig-
nen. Aufgrund der in Niedersachsen vorherrschenden Witte-
rungsverhiltnisse wird die Sicherstellung dieser Anforderun-
gen nicht iiberall realisierbar sein. Wo durch Drainage und/
oder Befestigungsmafinahmen die erforderlichen Bodenver-
haltnisse nicht sichergestellt werden koénnen, sollen keine
Straufle gehalten werden. Aufgrund der Forderung nach je-
derzeitigem Zugang zur Weidefl4che ertibrigt sich die Einrich-
tung eines Vorhofes bzw. Vorgeheges.

Zu Nummer 3 (Fiitterung)

Der tberwiegende Teil der tdglichen Futterration soll aus
dem Weideaufwuchs bestehen. Adulte Tiere sollen ihren Roh-
faserbedarf tiber den tédglichen Weidegang decken konnen.
Auch Jungtieren sollte moglichst ab der dritten Lebenswoche
Grunfutter angeboten werden.

Um eine ausreichende Kalkversorgung sicherzustellen, miis-
sen Grit oder andere geeignete Materialien zur Verfligung ste-
hen. Zur Zerkleinerung des Futters im Muskelmagen miissen
die Tiere entsprechend ihrer Grofie schon vom Kiikenalter an
die Moglichkeit zur Aufnahme von Steinen haben. Die Grofie
der Steine sollte je nach Alter der Tiere etwa der halben Kral-
lengrofe entsprechen.

Fiir einen erwachsenen Strauf} ist von einem Wasserbedarf
von ca. 5 1/Tag, an extrem heiflen Tagen von bis zu 20 1/Tag
auszugehen.

Zu Nummer 4 (Gesundheitsvorsorge)
Regelméfiige parasitologische Kontrollen sollen Bestandteil
der Gesundheitsvorsorge sein.

Zu Nummer 6 (Umgang mit den Strauen)

Die nach § 11 TierSchG erforderliche Sachkunde ist wesent-
liches Element einer erfolgreichen Tierhaltung. Der Sachkun-
denachweis des Artgerecht e.V., Berufsverband Deutsche
Strauflenzucht, ist ebenso wie der vom Bundesverband Deut-
scher Strauflenziichter e. V. angebotene Sachkundelehrgang
durch das Ministerium fiir Erndhrung und ldndlichen Raum
des Landes Baden-Wiirttemberg bundesweit als gleichwertig
mit einem Fachgesprdch bei der zustdndigen Behorde i. S. der
Nummer 12.2.2.4 Satz 2 der Allgemeinen Verwaltungsvorschrift
zur Durchfiihrung des Tierschutzgesetzes vom 9. 2. 2000 (BAnz.
Nr. 36 a vom 22. 2. 2000) anerkannt.

Es empfiehlt sich, dass ein aufgrund von § 11 a Abs. 2 Satz 2
Nr. 1 TierSchG zu fiihrendes Bestandsbuch neben der Erfas-
sung von Zu- und Abgingen auch Angaben tiber Abgangsur-
sachen sowie Brut- und Aufzuchtergebnisse enthilt.

Zu Nummer 7 (Transport von Straufien)
Der Transport bedeutet fiir Straufle jeden Alters eine hohe
Stressbelastung.

Daher ist bei Neu- und Ausbau von Strauflenvogelhaltun-
gen zu tberlegen, ob Vor-Ort-Schlachtungen durch Vorhalten
von Schlachtrdumen oder durch Nutzung mobiler Schlacht-
fahrzeuge moglich sind.

Es ist stets sicherzustellen, dass die Tiere so kurz und so
schonend wie moglich transportiert werden. Der Boden des
Transporterfahrzeuges muss rutschfest sein (Gummimatten,
Einstreu von Sdgemehl). Bei den Lade- bzw. Entladevorgéin-
gen ist grofdtmogliche Ruhe zu bewahren.

In der Praxis hat sich der gemeinsame Transport mehrerer
Tiere bewdhrt: Hierbei werden vier Tiere als Gruppe z. B. in
einem Doppelpferdetransporter transportiert; wobei vorhan-
dene Abtrennungen entfernt werden, sodass sich die Tiere
umdrehen und setzen konnen.

Bei ldngeren Transporten oder unruhigen Tieren empfiehlt
sich eine Querteilung des Transporters fiir jeweils zwei Tiere,
die sich auch drehen und setzen konnen, aber Brems- und Be-
schleunigungskraften nicht schutzlos ausgeliefert sind. Der
empfohlene Platzbedarf und die Gruppengrofien ergeben sich
aus nachfolgender Tabelle:
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Alter der Tiere Maximale Tierzahl/ Platzbedarf
Box pro Tier
Tageskiiken immer 0,04 m?/Tier
Gruppentransport, | (20 x 20 cm)

bis zu 20 Tiere

Kiiken bis zur
12. Lebenswoche

grundsitzlich 0,06 bis 0,25 m?/
Gruppentransport, | Tier
20 bis 4 Tiere

(alterabhéngig)
Jungtiere bis zum | Gruppentransport, |0,3 bis 1,0 m?/
12. Lebensmonat 8 bis 4 Tiere Tier

ab 13. Lebensmonat | Gruppentransport, |0,3 bis 1,0 m?/
bis zu 4 Tiere Tier

2. Dieser RdErl. tritt am 10. 12. 2015 in Kraft und mit Ablauf
des 31. 12. 2020 aufler Kraft. Der Bezugserlass tritt mit Ablauf
des 9. 12. 2015 aufler Kraft.

An

die Region Hannover, Landkreise und kreisfreien Stadte

den Zweckverband Jade-Weser

das Niedersidchsische Landesamt fiir Verbraucherschutz und Lebens-
mittelsicherheit

— Nds. MBI. Nr. 47/2015 S. 1507

Anlage

Mindestanforderungen an die Haltung von Strauflenvigeln,
aufler Kiwis
der Sachverstandigengruppe Gutachten tiber die tierschutzge-
rechte Haltung von Vogeln vom 10. Juni 1994 (in der ergédnz-
ten Fassung vom 10. September 1996).

Allgemeines

Straufenvogel (Flachbrustvogel nach der Binnenmarkt-
Tierseuchenschutzverordnung i. d. F. der Bekanntmachung
vom 8. Februar 1994, BGBI. I S. 199), aufler Kiwis, sind in
Afrika, Australien, Stidamerika, und Papua/Neuguinea vor-
kommende flugunfihige Laufviogel, deren Haltungsanspriiche
sich vielfach gleichen. Sie kénnen ausdauernd laufen und bei
Gefahr eine hohe Geschwindigkeit entwickeln. In fir sie un-
gewohnten Situationen oder gegeniiber Unbekanntem geraten
sie schnell in Panik. Obwohl sie in der Regel bei Gefahr fliich-
ten, wehren sie sich in ausweglosen Situationen mit ihren
kréftigen Beinen durch Fufitritte. Selbst von Hand aufgezoge-
ne Straufle konnen als erwachsene Tiere zu Flucht-, Panik-
und Abwehrreaktionen gegentiber dem Menschen und allem
Unbekannten neigen.

StraufBe leben im Bereich der Savannen und auf offenem
Grasland, Kasuare im Regenwald. Fiir ihre Existenz — Futter-
grundlage und Jungenaufzucht — beanspruchen sie grofle
Territorien, die verteidigt werden. Afrikanische Straufle leben
wéhrend der Paarungszeit in der Regel in Gruppen von drei
bis vier Tieren je 2 bis 15 km?.

Seit etwa 1830 werden Afrikanische Straufle in Farmen ge-
halten. Hinsichtlich Haltung, Transport und ggf. Tétung ist zu
beachten, dass auch geziichtete Straufie Wildvogel sind.

Die in diesem Gutachten enthaltenen Mindestanforderun-
gen sollen Grundlage fiir die Haltung von Strauflen sein, un-
abhédngig davon, aus welchen Griinden sie gehalten werden.

I. Afrikanische Straufie
1. Unterbringung der Straufie

1.1 Grundsitzliches

Mainnliche Straufe erreichen eine Grofie von tiber 2,00 m,
weibliche von etwa 2,00 m. Méannliche Straufle wiegen zwi-
schen 100 und 150 kg, weibliche Straufle zwischen 90 und
110 kg.

Erwachsene méannliche Strau3e kénnen wihrend der Fort-
pflanzungsperiode so aggressiv werden, dass der Umgang mit
ihnen gefahrlich ist.

Straufie sind in Gehegen und in Gruppen zu halten.

Eine stdndige oder iiberwiegende Stallhaltung oder eine
Einzelhaltung ist fir Strauf8e als in Gruppen lebende Laufvo-
gel tierschutzwidrig (§ 2 Tierschutzgesetz). Die Anforderun-
gen an den Auslauf bei der Aufzucht von Straufen sind unter
Punkt 5 beschrieben.
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Werden Straufle wegen schadlicher Witterungsbedingun-
gen voriibergehend im Stall gehalten, ist jede Moglichkeit zu
nutzen, ihnen, sobald das Wetter es zuldsst, Auslauf zu ge-
wihren.

1.2 Gehege

Gehege sind so einzurichten, dass sie die artgemifle Bewe-
gung der Straufle nicht einschrianken. Das Gehege muss die
Moglichkeit fiir einen schnellen Lauf bieten, darf aber nicht
zu schmal sein; die schmale Seite darf 12 m oder, wenn mehr
als ein ausgewachsener mannlicher Straufl (ab ca. 18. Lebens-
monat') in der Gruppe gehalten wird, 40 m nicht unterschrei-
ten. Werden mehrere ausgewachsene ménnliche Straufle in
der Gruppe gehalten, mussen Riickzugsmoglichkeiten vor-
handen sein.

Flachenbedarf, Gruppengrofie, Gruppenzusammensetzung

Gehege miissen mindestens folgende, fiir Straufle frei ver-
fiigbare Flachen umfassen:

A. Gehege mit naturbelassenem Boden (nicht entwésserbar):

a) Gehege fiir Jungstraufle bis zum 3. Lebensmonat: Je Straufy
1 bis 10 m?, Mindestgehegegrofe 100 m?*.

b) Gehege fir Jungstraufle ab 4. bis 6. Lebensmonat: Je Straufs
10 bis 40 m? Mindestgehegegrofie 100 m?.

c) Gehege fiir Straufle ab 7. bis 12. Lebensmonat: Bis drei
Straufle 800 m* (Mindestgehegegrofie), je weiteren Straufl
100 m? mehr. Ein gleich grofles Gehege muss als Umtriebs-
moglichkeit zur Verfiigung stehen.

d) Gehege fiir Straufle ab 13. Lebensmonat: Bis drei Straufle
1 000 m* (Mindestgehegegrofe), je weiteren Straufy 200 m?*
mehr.

Es darf nur ein ausgewachsener ménnlicher Straufl in der
Gruppe gehalten werden. Ein weiteres Gehege gleicher
Grofde muss als Umtriebsmaglichkeit zur Verfiigung stehen.

e) Gehege fiir Gruppen mit mehreren ausgewachsenen ménn-
lichen Strauflen: Bis drei Straufle (Trio — nur ein ausge-
wachsener ménnlicher Strau3) 1 000 m* (Mindestgehege-
grofle), je weiteren weiblichen Strauft 200 m* mehr, je wei-
teren ausgewachsenen ménnlichen Straufl 800 m? mehr.

Fir den zweiten und jeden weiteren ausgewachsenen
ménnlichen Straufl muss ein Gehege von mindestens 800 m?
zur Verfiigung stehen, um bei beginnender Unvertréglich-
keit die mannlichen Straufle zu trennen. Sie sind mit min-
destens einem weiblichen Strauf8 zu halten.

B. Gehege mit entwésserbarem festem Boden:

(z. B. drainierter Boden, naturgewachsener Sandboden auf dem
auch bei Dauerregen keine Staustellen entstehen, aufgeschiit-
teter Kies-Sandboden o. A.)

Bis drei Straufle ab 6. Lebensmonat 500 m? (Mindestgehege-
grofie) fiir jeden weiteren Straufl 100 m* mehr.

Die Gruppengrofle darf fiinf ausgewachsene Straufle nicht
iberschreiten.

In jeder Gruppe darf nur ein ausgewachsener ménnlicher
Strauf gehalten werden.

Kot ist taglich zu entfernen.

C. Gehege fiir Straule in Gemeinschaftshaltung:

Bei Gemeinschaftshaltung von Strauflen mit Tieren anderer
Arten ist fiir die Gehegegrofie der grofite Flachenbedarf je Tier,
abhédngig von den gehaltenen Tierarten, zugrunde zu legen.

Sofern das nicht der Fliachenbedarf des Straufles ist, sind je
Straul 100 bzw. 200 m? je nach Bodenbeschaffenheit ent-
sprechend Buchstabe A oder B hinzuzurechnen.

Wird mehr als ein ausgewachsener ménnlicher Straufl im
Gehege gehalten, sind die Anforderungen nach Buchstabe A.
e) einzuhalten.

Gehege fir die Trennung der Tierarten bei Unvertrédglich-
keit missen in entsprechender Grofle zur Verfiigung stehen.

Die Anforderungen der einzelnen Tierarten an die Bodenbe-
schaffenheit und Gehegegestaltung miissen erfiillt und, sofern
die Tiere nicht unter standiger Aufsicht?) stehen, miissen Riick-
zugsmoglichkeiten vorhanden sein.

Fir Straufle sind in jedem Fall die unter A und B genannten
Anforderungen an Gruppengrofie und Gruppenzusammenset-
zung einzuhalten.

) Altersangaben sind jeweils bis oder ab vollendetem Lebensmonat
zu verstehen.

%) Standige Aufsicht ist gegeben, wenn tagsiiber Tierpfleger in der
Néhe der Gehege anwesend sind, wie z. B. in Zoos.

Einfriedung

Straufle konnen relativ hohe Einfriedungen iiberwinden. Die
Hohe der Einfriedung muss deshalb ab 9. Lebensmonat min-
destens 1,80 m betragen.

Ist das Geldnde, auf dem die Straufle gehalten werden, be-
reits mit einem Zaun von mindestens 1,80 m versehen, kann,
sofern Unfallgefahr fiir Straufle und Personen nicht besteht,
die Gehegeeinfriedung auch niedriger gewéhlt werden.

Sind Strauflengehege fiir fremde Personen leicht zugénglich
und die Straufle an die Anwesenheit fremder Personen oder
mitgefiithrter Tiere nicht gewohnt, wird eine doppelte Einfrie-
dung empfohlen, bei der die duflere Einfriedung 2,00 m nicht
unterschreiten sollte. Aneinandergrenzende Gehege von Zucht-
gruppen sollten durch einen Doppelzaun mit einem dazwi-
schenliegenden Korridor von 1,80 m getrennt sein. Sichtschutz
ist zu empfehlen.

Die Einfriedung muss aus geeignetem Material bestehen
und so verarbeitet oder angelegt sein, dass sie fiir die Straufie
gut sichtbar ist und beim Anspringen keine Verletzungen her-
vorgerufen werden konnen. Sie muss fiir Tiere aus- und ein-
bruchsicher und bei Kiikenhaltung auch raubtiersicher sein.

Fiir die Einfriedung kénnen z. B. Massivzdune, sehr enges
Drahtgeflecht (Maschen kleiner als Strauflenkopfe) verwendet
werden. Bewdhrt hat sich das Verlatten des oberen Zaunteils.
Das Anlegen von Wasser- und Trockengrében, die nicht iiber-
wunden werden konnen, ist ebenfalls moglich, wenn die
Straufle unter standiger Aufsicht stehen. Gehegeecken diirfen
nicht spitzwinkelig angelegt sein. Rechtwinklige Gehegeecken
miussen gebrochen werden, wenn die Straufle nicht unter
stdndiger Aufsicht stehen.

Elektrozdune als alleinige Einfriedung sowie Stacheldraht
diirfen nicht verwendet werden.

Bodenbeschaffenheit und sonstige Gehegeeinrichtungen

Gehege sind auf natiirlichem Boden anzulegen. Es sind vor-
zugsweise Fliachen zu verwenden, auf denen auch bei haufi-
gem Niederschlag keine stauende Nésse entsteht. Anderen-
falls ist durch rechtzeitigen Umtrieb oder Trockenlegung der
Flachen sicherzustellen, dass Straufle nicht auf schlammigem
Boden gehalten werden.

Ein Sandbad muss den Strauf8en stdndig zur Verfiigung ste-
hen. Sandbad und Nistplatz sind trocken und hygienisch ein-
wandfrei zu halten und ggf. zu tiberdachen.

In den Gehegen ist fir Witterungsschutz und gegebenen-
falls, z. B. bei Federgewinnung, fiir Sonnenschutz zu sorgen,
den alle Tiere gleichzeitig aufsuchen kénnen.

Es missen ausreichend Futterpldtze und Trdnken zur Ver-
figung stehen, die so bemessen sind, dass alle Tiere gleichzei-
tig fressen kénnen. Die Umgebung von Futterplatz und Trinke
ist in hygienisch einwandfreiem Zustand zu halten.

1.3 Stall

Fiir jede Strauflenhaltung muss ein Stall zur Verfiigung ste-
hen, in dem alle Straufle gleichzeitig untergebracht werden
konnen. Zuchtgruppen sollen im Stall moglichst nicht ge-
trennt werden. Es sind Vorkehrungen zu treffen, damit unver-
tragliche oder kranke Straufe sowie fremde Straufle zum Ein-
gewohnen im Bedarfsfall unverziiglich einzeln gehalten wer-
den kénnen.

Einzeln gehaltene Straufe miissen Sichtkontakt zu anderen
Strauflen haben. Die Stallabteile miissen die den einzelnen
Altersstufen zugeordneten Mindestflichen aufweisen.

Ein Abteil ist so auszuriisten, dass ein Strauf3, z. B. fiir eine
Untersuchung, schonend ruhiggestellt werden kann, z. B. durch
verschiebbare Gitter.

Stallfldche je Strauf3:

Erste Lebenswoche: 0,25 m? Mindeststallfliche 1 m? ab
2. Lebenswoche bis 3. Lebensmonat: 1 bis 3 m?, Mindeststall-
fliche 5 m?, ab 4. bis 6. Lebensmonat: 3 bis 4 m?, Mindeststall-
fliche 10 m? ab 7. bis 12. Lebensmonat: 4 bis 6 m? Min-
deststallfliche 16 m?, ab 13. Lebensmonat: 8 m?, Mindeststall-
fliche 16 m®.

Die Abgrenzungen miissen fiir Straufle ab 9. Lebensmonat
1,80 m hoch und fiir die Straule gut sichtbar sein. Die Kopf-
freiheit des aufgerichteten Straufles muss mindestens 30 cm
betragen. Bei Jungstraufien oder Strauflenkiiken bis zu einer
Grofe von 1,50 m darf die Stallhohe 1,80 m nicht unterschrit-
ten werden.

Die Stallabteile sind mit schmalen Futterkrippen und
Trankeinrichtungen auszuristen. Die Futterkrippen sollen so
ausgelegt sein, dass alle Tiere gleichzeitig fressen konnen.
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Der Boden muss trocken, rutschfest und trittsicher sein.

Fir die langfristige Gesunderhaltung der Straufle ist ein
trockenes Gefieder im Stall unerlésslich. Die Luftfeuchte soll
im geschlossenen Stall 60 % nicht wesentlich tbersteigen.
Auflerhalb der Auslaufzeit soll in der Regel eine Stalltempera-
tur von 10° C eingehalten werden.

Ein Absinken der Stalltemperatur auf 5° C kann fir Straufle
mit trockenem Gefieder, insbesondere auch in Vorbereitung
des Auslaufs bei niedrigeren Temperaturen, toleriert werden.

Alternativ kann Straufien mit trockenem Gefieder im Stall
ein Temperaturgefille angeboten werden, das von 10° C bis
frostfrei reicht. Alle Straufle miissen sich gleichzeitig in der
Temperaturzone von 10° C aufhalten kénnen.

Fir schnelles Trocknen durchnésster Straufle muss eine
technische Einrichtung vorhanden sein, durch die sofort eine
Umgebungstemperatur von mindestens 15° C erreicht wird
oder die innerhalb einer Stunde die Raumtemperatur auf 15° C
aufheizt.

Der Stall muss ausreichend beliiftet sein, Zugluft darf je-
doch nicht entstehen.

Bei erforderlicher Stallhaltung ist fiir ausreichenden Tages-
lichteinfall und, sofern erforderlich, fiir zusitzliche Anwen-
dung von Kunstlicht entsprechend dem Tageslicht zu sorgen.
Die tagliche Beleuchtung soll mindestens 10 Stunden betra-
gen. Der Tag-Nacht-Rhythmus ist einzuhalten. Fensterlose
Stélle sind abzulehnen.

1.4 Quarantdne

Eine klassische Quarantdnehaltung von ca. 30 Tagen im
Stall stellt fiir Straufle eine hohe Belastung dar. Ist ein Import
von Strauflen aus Staaten erforderlich, fiir die eine Quaranté-
ne vorgeschrieben ist, sollen moglichst nur Bruteier eingefiihrt
werden, ggf. auch Jungstraule, sofern in einem entsprechend
grofen Gebdaude Auslauf nach Punkt I Abschnitt A Buchsta-
ben a bzw. b gesichert werden kann. Ist der Import von &lteren
Strauflen aus Staaten mit Quarantidnevorschrift unerlisslich,
miussen die erforderlichen Mafinahmen bei der Unterbrin-
gung vorher mit der zustindigen Behorde geklart werden.

2. Mafinahmen bei Kilte und Nisse

Straufle sind an Temperaturschwankungen in grof3en Berei-
chen adaptiert. Nasskaltes Wetter und extrem niedrige Tem-
peraturen sind fir Straufle jedoch nicht zutrdglich. Grund-
sitzlich ist aber jede Moglichkeit zu nutzen, den Strauflen
Auslauf zu gewdhren, ggf. stundenweise.

Die Straufle sind bei Glatteis, sehr starkem Frost oder ggf.
Dauerregen, insbesondere verbunden mit niedrigen Tempera-
turen, im Stall zu halten. Sie diirfen hochsten drei Tage hin-
tereinander und hochstens 10 Tage innerhalb eines Monates
im Stall, ohne Auslaufmoglichkeit in einem Gehege nach
Punkt 1.2 gehalten werden. Fiir diese Zeit muss den Strauflen
zusitzlich zum Stall eine jederzeit nutzbare Bewegungsflache
als Laufhof oder Vorgehege in dreifacher Stallgrofie zur Verfi-
gung stehen.

In Regionen, in denen erfahrungsgemaf} durch Witterungs-
bedingungen der o. g. tolerierbare Zeitraum einer Stallhaltung
ohne Auslaufmoglichkeit in einem Gehege nach Punkt 1.2 tiber-
schritten wird, sollen keine Strauf3e gehalten werden. Ande-
renfalls muss fiir die Straufle ein stdndig nutzbares Trocken-
gehege von mindestens 500 m* zur Verfiigung stehen und
nachgewiesen werden. Die Besatzdichte, Gruppengrofie sowie
das Geschlechterverhaltnis fir das Trockengehege soll sinnge-
méf den Anforderungen des Punktes 1.2 Buchstabe B ,,Gehege
mit entwésserbarem festen Boden“ entsprechen. Der tdgliche
Auslauf im Trockengehege soll mindestens vier Stunden be-
tragen.

Das Trockengehege soll sicherstellen, dass die Straufle zu
jeder Jahreszeit, auch bei linger anhaltendenden ungiinstigen
Witterungsbedingungen, auf rutschfestem und trittsicherem
Boden ausreichend Auslaufmoglichkeiten erhalten; es muss
so angelegt sein, dass weder Morast entsteht, noch wegen
Schnee oder Eisglatte eine Nutzung ausgeschlossen ist.

Erfahrungen zeigen, dass das Trockengehege zu jeder Jah-
reszeit zur Verfiigung stehen muss, damit im Bedarfsfall, z. B.
sehr niederschlagreiche Friihjahrs- oder Sommermonate, je-
derzeit ein Auslauf auf erforderlicher Bodenqualitdt moglich
ist. Eine saisonal andere Nutzung ist deshalb abzulehnen.

Bei der Entscheidung, wie ein Trockengehege anzulegen ist,
missen die ortlichen Boden- und langjihrigen Witterungsver-
héltnisse zugrunde gelegt werden. Die Gestaltung von Trocken-
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gehegen kann sich je nach vorhandener Bodenart und Lage
lokal, z. B. innerhalb einer Gemeinde, gravierend unterschei-
den.

Ein tiberdachtes Trockengehege ist notwendig, wenn ande-
re Mafinahmen, wie z. B. Drainagen oder das Aufbringen von
wasserableitenden oder rutschfesten Bodenschichten, wie Sand-
Stroh-Gemische, die erforderliche Bodenqualitit nicht gewéhr-
leisten. In bestimmten Lagen kann es erforderlich sein, einen
Windschutz anzubringen.

3. Fiitterung

Straufle sind bedarfsgerecht zu fiittern. Auf eine ausgewo-
gene Mineralstoffversorgung, die ausreichend Kalzium, Phos-
phorverbindungen und Rohfaseranteil enthilt, sowie Vitamin-
und Spurenelementversorgung ist zu achten.

Mischfuttermittel far Gefliigel sind in der Regel zu energie-
reich, ggf. auch mit fiir Straufle ungeeigneten Futtermittelzu-
sdtzen versehen und daher fir Straufle meist nicht geeignet.

Straufenkiiken und Jungstraufle sind so zu futtern, dass
eine dem Skelettwachstum angepasste Gewichtsentwicklung
gesichert wird. Zu intensive Aufzuchtfiitterung kann zu un-
heilbaren Beinschdden und anderen Erkrankungen fiihren.
Bei der Herstellung von Kiikenfutter ist deshalb zu bertick-
sichtigen, dass Strauflenkiiken stidndig Futter angeboten wer-
den soll und das Futter nicht zu energiereich ist.

Es wird empfohlen, nur ein speziell fiir die verschiedenen
Altersstufen oder fiir die Zuchtverwendung der Straufie zube-
reitetes Futter zu fattern.

In Gehegen mit entwisserbarem festen Boden sollte das
Rauhfutter ausgestreut werden.

Im Stall und im Gehege muss Strauflen stindig Wasser zur
Verfiigung stehen. Nippeltranken sind nicht geeignet.

4. Gesundheitsvorsorge

Straufle sind tdglich einmal auf Krankheitsanzeichen oder
Verletzungen zu kontrollieren.

Bei Krankheitsanzeichen oder Verletzungen ist, soweit er-
forderlich, ein Tierarzt hinzuzuziehen.

Uber Herkunft und Verbleib der Straufte, Daten zu Impfun-
gen, Untersuchungen und Behandlungen sind Aufzeichnun-
gen zu fithren.

Medizinische Behandlungen sind schonend durchzufiih-
ren. Als Hilfsmittel eignen sich Fangeinrichtungen, Behand-
lungsbox und Fangkappen.

Zur Vermeidung von haufig beschriebenen Schéden ist u. a.
auf Folgendes zu achten:

— Straufle nehmen alle Gegenstidnde auf, die sie schlucken
koénnen. Besonders bei Jungstraufien kommt es zu Verstop-
fungen durch tiberméfliige Aufnahme von Sand. Aber auch
erwachsene Straufle nehmen héaufig Fremdkorper auf, die
zu schweren Erkrankungen bis zu Todesféllen fithren kon-
nen. Gehege und Stille sind deshalb vor der Belegung
grindlich auf Fremdkorper abzusuchen. Besucher sollen
auf die Gefahren fiir Straufle durch Fremdkérper hinge-
wiesen werden.

— Durch Fitterungsfehler oder Bewegungsmangel konnen
insbesondere Beinschidden entstehen, die zu Schmerzen
und Bewegungseinschrankungen fiihren. Vorbeugend ist
deshalb fiir ausreichende Bewegung und ausgewogene Fiit-
terung der Straufle zu sorgen.

— Kot, Harn und Futterreste sind bei planbefestigtem Boden
ohne Einstreu (z. B. Gummimatten) tédglich zu entfernen.
Fir hygienisch einwandfreie Bodenverhiltnisse ist Sorge
zu tragen.

5. Aufzucht

Die nattirliche Aufzucht gelingt unter den klimatischen Be-
dingungen Mitteleuropas nur selten, obwohl ihr der Vorzug
zu geben wire.

Die kiinstliche Aufzucht von Strauflen ist moglich, bedarf
aber intensiver Pflege und Betreuung und ist im Hinblick auf
die Anforderungen einer artgemédfien Haltung von Straufen-
kitken mit hohem Aufwand verbunden. Grundsitzlich sind
Strauflenkiiken in Gruppen zu halten.

Strauflenkiiken dirfen in den ersten fiinf Tagen nach dem
Schlipfen im Stall gehalten werden. Danach sind sie tédglich
zur Verhiitung von Wachstumsstérungen ausreichend auszu-
fithren bzw. zur Bewegung anzuregen. Bei ungeeigneten Wit-
terungsbedingungen ist fir Kiiken bis drei Monate Lebens-
alter fur einen taglichen addquaten Auslauf in Gebduden zu
sorgen.
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Brut oder Kiikenaufzucht sollen in Jahreszeiten, die auf-
grund der Witterungsbedingungen nur einen stark einge-
schrankten Auslauf im Freien zulassen, vermieden werden.
Ein Auslauf in Gebduden kann einen Auslauf im Freien nicht
ersetzen.

Fir Kiiken sind folgende Stalltemperaturen erforderlich:

— erster Lebenstag: 28° C in der Aufzuchtkiste, Umgebung
23° G,

— zweiter Lebenstag bis vierte Lebenswoche: 28° C unter
Jungtieraufzuchtlampen, unter denen alle Kiiken gleich-
zeitig Platz haben miissen, Umgebung 16° C,

— ab zweitem Lebensmonat bis drittem Lebensmonat: 22° C
unter Jungtieraufzuchtlampen, unter denen alle Kiiken
gleichzeitig Platz haben miissen, Umgebung 12° C.

In der Aufzuchtphase ist Kot téglich zu entfernen. Unterla-
?en, die Haltungsschdden oder Beindeformationen hervorru-
en, wie glatte Boden oder Drahtboden, sind tierschutzwidrig.
Bis zum vierten Lebensmonat diirfen Stroh, Heu und Sand
nicht als Einstreu verwendet werden.

Futter soll Strauflenkiiken stindig angeboten werden. Die
Futteraufnahme muss mindestens viermal tdglich kontrolliert
und in den ersten Lebenswochen ggf. durch den Menschen
oder durch éltere Jungstraufie oder Hithner stimuliert werden.

6. Umgang mit Straufien

Ausgewachsene Straufle sind, insbesondere auch dann,
wenn sie als Kitken an den Menschen gew6hnt wurden, zu
den fiir Menschen gefdhrlichen Tierarten zu rechnen. In der
Balz, aber auch wiahrend der Eiablage und beim Briiten, kann
das Revier heftig verteidigt werden.

Mit Strauflen ist so umzugehen, dass ihnen keine Schmer-
zen, Leiden oder Schiden zugefiigt werden. Deshalb sind ent-
sprechende Vorkehrungen zu treffen, so dass Menschen durch
ausgewachsene Straufle nicht gefdhrdet werden und drasti-
sche Abwehrmafinahmen nicht erforderlich sind. So sollen
z. B. ausgewachsene Straufle bei Arbeiten im Gehege oder im
Stall moglichst abgesperrt werden.

7. Transport von Straufien

Jeder Transport ist mit einer Belastung verbunden. Straufle
sollen nur transportiert werden, wenn dies unerlésslich ist.
Ein Sedieren mit geeigneten Medikamenten kann im Bedarfs-
fall durchgefiihrt werden.

Beim Transport von Strauf8en ist Folgendes zu beachten:
Jeder Strauf} ab 6. Lebensmonat ist einzeln in einer Transport-
kiste oder einem Pferdetransporter zu transportieren. Die Kiste
bzw. das Abteil des Pferdetransporters muss einen seitlichen
Freiraum von 0,10 m haben, die Linge muss der eineinhalbfa-
chen Korperlidnge des Strauf8es entsprechen.

Jungstraufle gleichen Alters konnen bis zum 6. Lebensmo-
nat in kleinen Gruppen transportiert werden. Die Gruppen-
grofe sollte nicht mehr als 10 Jungstraufle betragen.

Die Transportkiste bzw. das Abteil des Transporters muss
so hoch sein, dass Straufle in nattrlicher Haltung aufrecht
darin stehen kénnen und eine Kopffreiheit von 0,10 m ge-
wihrleistet ist.

Werden Straufle in Transportkisten transportiert, ist iiber
dem Kopf eine gepolsterte Decke anzubringen.

Die Temperaturanspriiche der Straufle sind zu beachten;
Kiikentransporter miissen beheizbar sein.

Zur Vermeidung einer Uberhitzung ist fiir ausreichende Be-
liftung zu sorgen. Kisten sind mit gentigend Offnungen zu
versehen, durch die die Strauf8e ihre Kopfe jedoch nicht hin-
durchstecken konnen. Auch beim Transport in geschlossenen
Transportern mit Beltaftungseinrichtungen muss kontrolliert
werden, ob eine ausreichende Luftzufuhr gewihrleistet ist.
Die Bodenbeschaffenheit muss sicheren Stand gewéhrleisten.

Im Ubrigen gilt die Verordnung zum Schutz von Tieren bei
der Beforderung in Behéltnissen vom 20. Dezember 1988
(BGBL.IS. 2413).

8. Eingriffe
Eingriffe an Straufen sind nach § 6 des Tierschutzgesetzes
nur erlaubt, wenn sie im Einzelfall aus veterinirmedizini-
schen Griinden geboten sind.
Eine Entfernung von Federn ist nur bei Beachtung folgender
Bedingungen moglich:
— Lebenden Strauflen diirfen keine Federn herausgezogen
werden.
— Ausgereifte Schwanz- oder Fliigelfedern dirfen ca. 2,5 cm
iiber der Haut abgeschnitten werden, sofern so viele Fe-

dern verbleiben, dass das artgemédfle Verhalten nicht be-
eintrdchtigt wird.

9. Tétung von Straufien

Straufie darf nur téten, wer die hierfiir erforderliche Sach-
kunde erworben hat. Die Tétung darf nur nach Betdubung
oder sonst schmerzlos erfolgen.

Als tierschutzgerechte Totung kann die Einschliferung an-
gewendet werden. Die Beurteilung moglicher Schlachtmetho-
den fiir Straufle ist nicht Gegenstand dieser Mindestanforde-
rungen.

II. Nandus und Emus

Nandus konnen eine Groéfie von 1,30 bis 1,50 m erreichen
und 20 bis 40 kg wiegen, Emus kénnen eine Grofle von 1,50
bis 1,90 m erreichen und 30 bis 55 kg wiegen.

Nandus und Emus stellen an die Haltung vielfach die glei-
chen Anspriiche wie afrikanische Straufle. Die Anforderun-
gen unter I 1. bis 9. sind, sofern nichts anders vermerkt,
einzuhalten.

Fiir die Haltung von Nandus und Emus sind folgende Ab-
weichungen zu beachten:

Zu 1. Unterbringung der Nandus und Emus

Zu 1.1 Grundsétzliches

Nandus sind in Gruppen, ausgewachsene Emus paarweise
in Gehegen zu halten. Lediglich bei fiir sie abtrdglichen Witte-
rungsbedingungen ist die Stallhaltung notwendig. Aggressive
Tiere miissen in Einzelabteilen untergebracht werden.

Zu 1.2 Gehege
Gehege miissen tiber folgende Fldche verfiigen:

a) Nandu: 200 m? je Paar, je weiteres Tier 50 m?, Gruppengro-
e ein bis mehrere ménnliche Tiere und ein bis mehrere
weibliche Tiere; die mdnnlichen Tiere sind aufierhalb der
Brutzeit untereinander vertréglich.

b) Emu: 200 m? je Paar.

Einfriedung
Die Hohe der Einfriedung soll 1,20 m nicht unterschreiten.
Bodenbeschaffenheit und sonstige Gehegeeinrichtungen

Fir Emus sollte ein Badebecken angelegt werden, das sie,
aufler in den Wintermonaten, standig aufsuchen kénnen. Kii-
ken sollen wegen der Gefahr des Ertrinkens vom Wasser fern-
gehalten werden.

Zu 1.3 Stall

Stallfldche je Tier: 4 m?.

Die Hohe der Abgrenzungen muss 1,20 m, die lichte Hoéhe
der Stalldecke mindestens 2,20 m betragen.

Fir Nandus und Emus gentigt ein Kaltstall, im Winter ist
ein Strohlager einzurichten.

Zu 2. Maflinahmen bei Kilte und Nisse

Nandus und Emus sind weniger kilteempfindlich als afri-
kanische Straufie; sie miissen bei Dauerfrost unter —10° C ei-
nen Stall aufsuchen konnen.

Zu 7. Transport von Nandus und Emus

Der Transport von Nandus und Emus darf nur unter folgen-
den Bedingungen durchgefiihrt werden:
Jedes erwachsene Tier ab 3. Lebensmonat ist einzeln in einer
Transportkiste oder einem Pferdetransporter zu transportie-
ren. Nandus und Emus gleichen Alters konnen bis 3 Monate
Lebensalter in Gruppen transportiert werden.

III. Kasuare

Kasuare konnen eine Grofie von 1,00 bis 1,70 m erreichen;
maénnliche Tiere konnen 18 bis 34 kg, weibliche Tiere bis
54 kg wiegen.

Kasuare stellen an die Haltung vielfach die gleichen An-
spriiche wie afrikanische Straufle. Die Anforderungen unter I
1. bis 9. sind, sofern nichts anderes vermerkt, einzuhalten.
Fir die Haltung von Kasuaren sind folgende Abweichungen
zu beachten:

Zu 1. Unterbringung der Kasuare

Zu 1.1 Grundsétzliches

Kasuare sind auflerhalb der Balzzeit Einzelgdnger. Sie sind
deshalb einzeln in Gehegen zu halten. Kasuare sind gegen
niedrige Temperaturen sehr empfindlich.
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Zu 1.2 Gehege

Die Gehege miissen tiber folgende Flichen verfiigen: 200 m*
je Tier in Einzelhaltung. Fiir eine Fortpflanzung muss die Ver-
bindung zweier Gehege vorgesehen werden. Eine Vergesell-
schaftung mit Tieren anderer Arten ist nicht moglich.

Einfriedung

Kasuare verfligen tiber eine auflerordentliche Sprungkraft.
Die Hohe der Einfriedung soll mindestens 1,80 m betragen. Ist
das Gelande auf dem die Kasuare gehalten werden, bereits mit
einem Zaun von mindestens 1,80 m Hohe versehen, kann, so-
fern Unfallgefahr fiir Kasuare und Personen nicht besteht, die
Gehegeeinfriedung auch niedriger gewahlt werden.

Zu 1.2 Gehege
Bodenbeschaffenheit und sonstige Gehegeeinrichtungen

Kasuargehege sollten iiber ein Wasserbecken mit flachem
Einstieg verfligen. Versteckmoglichkeiten und ein schattiger
Platz miissen vorhanden sein.

Zu 1.3 Stall

Stallfldche je Tier: 8 m? Die Abgrenzungen miissen 1,80 m
hoch sein, die lichte Hohe des Stalles muss mindestens 2,20 m
betragen.

Die Stalltemperatur darf 15° C nicht unterschreiten.

Zu 2. Mafinahmen bei Kiilte und Nisse

Kasuare sind nachts grundsétzlich und tagstiber bei Tempe-
raturen unter 0° C im Stall zu halten; stundenweiser Auslauf
ist auch bei Temperaturen unter 0° C moglich.

Zu 3. Fiitterung

Die Futterration muss Obst, Gemiise und tierisches Eiweif3
enthalten, sowie frisch, sauber und unverdorben sein.

Zu 6. Umgang mit Kasuaren

Kasuare konnen sehr angriffslustig sein. Sie sind nur im
Notfall und nur in einem entsprechend ausgeriisteten Abteil
im Stall einzufangen. Bei Reinigungsarbeiten sind Kasuare ab-
Zusperren.

Zu 7. Transport von Kasuaren

Kasuare sind wie Emus zu transportieren. Es ist darauf zu
achten, dass die Transportkiste sehr stabil sein muss.

IV. Schlussbemerkungen

Die Beurteilungskriterien und Mindestanforderungen an
die Haltung von Strauflenvigeln wurden auf der Grundlage
des derzeitigen Wissensstandes erarbeitet. Viele Fragen an eine
tierschutzgerechte Haltung dieser Tiere in Mitteleuropa sind
jedoch noch offen.

Es wird fiir eine Strauflenhaltung aufierhalb von Zoos drin-
gend empfohlen, einen Nachweis der fachlichen Kenntnisse
und Fahigkeiten zu verlangen und einen Genehmigungsvor-
behalt fiir die Haltung festzulegen. Fiir Strauflenhaltung mit
Aufzucht sollte ein gesonderter Nachweis vorgeschrieben
sein.

Die Mindestanforderungen an die Haltung von Strauflenvo-
geln werden unverziglich fortgeschrieben, wenn neue Er-
kenntnisse vorliegen.

Dr. Renate van den Elzen, Deutsche Ornithologen-Gesell-
schafte. V.

Dr. Uta Hertkorn, Tierdrztliche Vereinigung fiir Tierschutz
e. V. unter Hinweis auf die Erklarung der Tierérztlichen Ver-
einigung fir Tierschutz e. V. Seite 19

Dipl.-Biol. Barbara Miillers, Deutscher Naturschutzring e. V.,
Deutscher Tierschutzbund e. V. unter Hinweis auf das Diffe-
renzprotokoll Seite 19

Priv.-Doz. Dr. K.-L. Schuchmann Gesellschaft fiir Tropenorni-
thologie e. V., Bundesverband fiir fachgerechten Natur- und
Artenschutze. V.

Dr. Ulrich Schiirer, Verband Deutscher Zoodirektoren e. V.

Erklirung der Tierarztlichen Vereinigung fiir Tierschutz e. V.

Die Tierdrztliche Vereinigung fiir Tierschutz macht aus-
driicklich darauf aufmerksam, dass sie unabhingig von der
Zustimmung zu vorliegendem Gutachten ebenso wie die
Deutsche Tierdrzteschaft ein Halten von Strauflenvogeln in
Mitteleuropa auflerhalb von Zoos ablehnt, da erhebliche Be-
denken gegen eine nutztierartige und hobbyméfiige Straufien-
haltung bisher nicht ausgerdumt werden konnten.
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Differenzprotokoll
zu den ,Mindestanforderungen an die Haltung
von Strauflenvogeln, aufler Kiwis“

Der Deutsche Naturschutzring e. V. und der Deutsche Tier-
schutzbund e. V. geben unabhéngig von der sonstigen Zustim-
mung zu vorliegendem Gutachten folgende Differenzen zu
Protokoll:

1. Grundsitzlich sprechen sich die o. g. gegen eine nutztier-
artige Haltung von Strauflenvogeln aus.

2. Davon abgesehen wird fiir alle gehaltenen Straufle eine
Gehegegrofle je Tier von 0,5 ha und eine Stallfldche je Tier
von 25 bis 28 m2 gefordert. Die gesamte Haltungsfldche
muss den Anforderungen eines Trockengeheges entspre-
chen. Kann dies nicht gesichert werden oder fithrt nur
eine Uberdachung zu einem trockenem Boden, muss die
Strauflenhaltung verboten werden.

3. Im Hinblick auf die Beschrankung der Stallhaltung ohne
Auslauf auf hochstens drei Tage hintereinander und hochs-
tens 10 Tage je Monat wird gefordert, in Regionen, in de-
nen dies erfahrungsgeméf nicht eingehalten werden kann,
die Strauflenhaltung zu verbieten.

4. Die elternlose Kiikenaufzucht sei auf Einzelfille zu be-
schridnken (Zoos) und soll ansonsten untersagt werden.

5. Eine Federgewinnung wird abgelehnt.

6. Der Import von Jungstrauflen sowie dlteren Strauflen aus
Staaten, fur die eine Quarantdne vorgeschrieben ist, wird
abgelehnt.

K. Ministerium fiir Umwelt, Energie
und Klimaschutz

Richtlinie iiber die Gewihrung von Zuwendungen
zur Aufwertung des niedersichsischen
Natur- und Kulturerbes
sowie fiir die Sicherung der biologischen Vielfalt
(Richtlinie ,,Landschaftswerte*)

Erl. d. MU v. 2. 12. 2015 — 26-22610/01 —

— VORIS 28100 —

Bezug: a) RdErl. d. Stk v. 5. 5. 2015 (Nds. MBL. S. 422)
— VORIS 64100 —
b) Erl. d. StK v. 15. 6. 2015 (Nds. MBL. S. 667)
— VORIS 77000 —

1. Zuwendungszweck, Rechtsgrundlage

1.1 Das Land gewdhrt nach Mafigabe dieser Richtlinie und
den VV/VV-Gk zu § 44 LHO mit Mitteln des Européischen Fonds
fiir regionale Entwicklung (EFRE) sowie mit Mitteln des Lan-
des Niedersachsen Zuwendungen zur Aufwertung des nieder-
sdchsischen nattirlichen und landschaftskulturellen Erbes so-
wie fur die Sicherung der biologischen Vielfalt.

Ziel ist die Forderung von Projekten, die einen nachhaltigen
Beitrag zur Bewahrung, zum Schutz und zur Férderung des
Natur- und Kulturerbes leisten, indem sie die Entwicklung
der Natur und Landschaft positiv beeinflussen und zur nach-
haltigen Wirtschaftsentwicklung und Verbesserung der Ein-
kommens- und Beschiftigungsverhéltnisse im lindlichen Raum
beitragen.

Weiterhin soll die Sicherung und Entwicklung der ,,griinen
Infrastruktur” zur Erh6hung der Biodiversitdt, Sicherung der
Okosysteme und ihrer Leistungen fiir die Gesellschaft und so
zum okologischen, wirtschaftlichen und sozialen Nutzen ge-
fordert werden.

1.2 Die Gewdhrung der Zuwendung erfolgt entsprechend
den Regelungen der

— Verordnung (EU) Nr. 1303/2013 des Europdischen Parla-
ments und des Rates vom 17. 12. 2013 mit gemeinsamen
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Bestimmungen iiber den Europédischen Fonds fiir regionale
Entwicklung, den Europédischen Sozialfonds, den Kohasi-
onsfonds, den Européischen Landwirtschaftsfonds fiir die
Entwicklung des landlichen Raums und den Europaischen
Meeres- und Fischereifonds sowie mit allgemeinen Be-
stimmungen tber den Europdischen Fonds fiir regionale
Entwicklung, den Europédischen Sozialfonds, den Kohasi-
onsfonds und den Europdischen Meeres- und Fischerei-
fonds (ABL EU Nr. L 347 S. 320),

— Verordnung (EU) Nr. 1301/2013 des Europdischen Parla-
ments und des Rates vom 17. 12. 2013 iiber den Europaéi-
schen Fonds fiir regionale Entwicklung und mit besonde-
ren Bestimmungen hinsichtlich des Ziels , Investitionen in
Wachstum und Beschéftigung” (ABL. EU Nr. L 347 S. 289),

— Verordnung (EU) Nr. 651/2014 der Kommission vom 17. 6.
2014 zur Feststellung der Vereinbarkeit bestimmter Grup-
pen von Beihilfen mit dem Binnenmarkt in Anwendung
der Artikel 107 und 108 des Vertrags tiber die Arbeitsweise
der Europdischen Union (ABl. EU Nr. L 187 S. 1, Nr. L 283
S. 65),

— Verordnung (EU) Nr. 1407/2013 der Kommission vom 18. 12.
2013 uber die Anwendung der Artikel 107 und 108 des
Vertrags tiber die Arbeitsweise der Europdischen Union
auf De-minimis-Beihilfen (ABl. EU Nr. L. 352 S. 1) und

— der Rahmenregelungen der Allgemeinen Nebenbestim-
mungen fir Zuwendungen zur Projektforderung EFRE/
ESF (ANBest-EFRE/ESF) — Bezugserlass zu a —

in den jeweils geltenden Fassungen.

1.3 Soweit nichts anderes bestimmt ist, gelten die in dieser
Richtlinie enthaltenen Regelungen fiir das gesamte Landesge-
biet, also fiir das Programmgebiet der Regionenkategorie ,,Uber-
gangsregion” (UR) (Artikel 90 Abs. 2 Buchst. b der Verord-
nung [EU] Nr. 1303/2013), bestehend aus den Landkreisen
Celle, Cuxhaven, Harburg, Heidekreis, Liichow-Dannenberg,
Liineburg, Osterholz, Rotenburg (Wiimme), Stade, Uelzen und
Verden, sowie fiir das aus dem tibrigen Landesgebiet beste-
hende Programmgebiet mit der Regionenkategorie ,stdrker
entwickelte Region“ (SER) (Artikel 90 Abs. 2 Buchst. ¢ der
Verordnung [EU] Nr. 1303/2013).

1.4 Ein Anspruch des Antragstellers auf Gewédhrung der Zu-
wendung besteht nicht, vielmehr entscheidet die Bewilligungs-
stelle aufgrund ihres pflichtgeméfien Ermessens im Rahmen
der verftigbaren Haushaltsmittel.

2. Gegenstinde der Forderung
Gegenstinde der Forderung sind:

2.1 Nachhaltige Aufwertung des niedersdchsischen Kul-
turlandschafts- und Naturerbes:

2.1.1 naturvertrdgliche Einrichtung, Ausbau und qualitative
Aufwertung von nachhaltigen Angeboten fiir das Erle-
ben des Naturerbes sowie von Informationseinrichtun-
gen insbesondere mit zielgruppenspezifischen Natur-
schutzbildungsangeboten, z. B. fiir Kinder und Jugend-
liche oder Menschen mit Mobilitdtseinschrankungen,

2.1.2 naturvertrdgliche, dem Schutzzweck entsprechende
Besucherlenkung und Schaffung von Naturbeobach-
tungsmoglichkeiten zum Schutz sensibler Bereiche ein-
schliefilich Kleininfrastrukturen zur Besucherlenkung
und Besucherinformation,

2.1.3 konzeptionelle Vorhaben, die im Rahmen der Aufwer-
tung des zu fordernden Kulturlandschafts- und Natur-
erbes stehen,

2.1.4 Angebote zur Forderung der Inklusion entsprechend
den Zielen der Aufwertung des niedersdchsischen Na-
turerbes;

2.2 Naturschutzgerechtes und nachhaltiges Wirtschaften:

2.2.1 Aufbau und Weiterentwicklung von Netzwerken fir
Partnerbetriebe und -initiativen der Nationalen Natur-
landschaften,

2.2.2 Forderung von Partnerbetrieben, die ihr Angebot ent-
sprechend den Zielen der Aufwertung des niedersédch-
sischen Kultur- und Naturerbes nach den Kriterien der
Nationalen Naturlandschaften natur- und umweltver-
traglich gestalten oder verbessern,

2.2.3 Entwicklung und Vermarktung von ,Naturschutzpro-
dukten®, d. h. regionalspezifischer Waren und Dienst-
leistungen, die mit den Besonderheiten der jeweiligen
Naturlandschaft oder traditionellen Kulturlandschaft
eng verbunden sind und einen Identifikationswert fir
die Region bieten;

2.3 Sicherung der Biologischen Vielfalt, Griine Infrastruk-
tur:

2.3.1 Renaturierungsvorhaben, Wiederherstellung bzw. Sa-
nierung naturnaher Okosysteme und ihrer Funktionali-
tdt, Struktur und Dynamik, insbesondere von Gewds-
ser- und Auenlandschaften, im Hinblick auf die Biodi-
versitit, den Landschaftswasserhaushalt und die Resi-
lienz gegentiber Klimaveranderungen,

2.3.2 Herstellung, Ergdnzung und Vernetzung von Biotop-
verbundsystemen, um bestehende, fiir den Naturschutz
wertvolle Gebiete miteinander zu verbinden und die
okologische Qualitat der Landschaft insgesamt zu ver-
bessern und die Leistungsfihigkeit des Naturhaushalts
zu steigern,

2.3.3 Schutz und Wiederherstellung historischer, fir den
Naturschutz wertvoller Kulturlandschaften und Kul-
turlandschaftselemente, die frither aus okonomischen
Griinden angelegt oder bewirtschaftet wurden, deren
Funktion zwischenzeitlich gering geschétzt wurde und
die wieder wichtige Bestandteile der griinen Infrastruk-
tur werden sollen,

2.3.4 Anlage und Aufwertung naturnaher Biotope und Land-
schaftselemente u. a. in urbanen Bereichen, die die
Biodiversitdt im Siedlungsraum fordern sowie den
Wasserhaushalt und das Stadtklima verbessern.

2.4 Die Forderung nach den Nummern 2.1.1 bis 2.1.3 sowie
2.2 bezieht sich auf die anerkannten Nationalen Naturland-
schaften (Nationalparke, Biosphérenreservate, Naturparke)
und/oder thematisch auf die , Niedersdchsischen Moorland-
schaften” und das ,,Griine Band“. Die Férderung nach Num-
mer 2.3 bezieht sich auf Natur und Landschaft, insbesondere
im Zusammenhang mit Natura 2000.

2.5 Von der Férderung ausgeschlossen sind Vorhaben,

— fiir die eine Forderung aus EFRE-Mitteln anderer Landes-
programme oder aus anderen Mitteln der EU, insbesonde-
re des Europédischen Sozialfonds (ESF), des Européischen
Fonds fir die Entwicklung des landlichen Raums (ELER)
oder des Européischen Meeres- und Fischereifonds (EMFF)
erfolgt; dies gilt nicht, soweit die Voraussetzungen des Ar-
tikels 65 Abs. 11 der Verordnung (EU) Nr. 1303/2013 zur
Unterstiitzung eines Vorhabens aus einem oder mehreren
Europdischen Struktur- und Investitionsfonds (ESI-Fonds)
oder aus einem oder mehreren Programmen und aus ande-
ren Unionsinstrumenten gegeben sind oder

— soweit der Antragsteller oder ein Dritter zur Durchfithrung
des Vorhabens ganz oder teilweise verpflichtet ist.

3. Zuwendungsempfinger

3.1 Zuwendungen konnen bewilligt werden an kommunale
Gebietskorperschaften, Tréger der Naturparke, Verbénde, Stif-
tungen, Vereine, Unternehmen sowie sonstige juristische Per-
sonen des 6ffentlichen und privaten Rechts.

3.2 Einem Unternehmen, das einer Riickforderungsanforde-
rung aufgrund eines fritheren Beschlusses der Kommission
zur Feststellung der Unzuléssigkeit einer Beihilfe und ihrer
Unvereinbarkeit mit dem Binnenmarkt nicht nachgekommen
ist, diirfen keine Einzelbeihilfen gewédhrt werden (Artikel 1
Nr. 4 Buchst. a der Verordnung [EU] Nr. 651/2014).

3.3 Sanierungsfille und Unternehmen in Schwierigkeiten
i. S. der Leitlinien der Europdischen Kommission fiir staatli-
che Beihilfen zur Rettung und Umstrukturierung nichtfinan-
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zieller Unternehmen in Schwierigkeiten (ABl. EU Nr. C 249
vom 31.7.2014 S. 1) sind von einer Férderung ausgeschlossen.

4. Zuwendungsvoraussetzungen

4.1 Gefordert werden Vorhaben nach Artikel 70 Abs. 1 der
Verordnung (EU) Nr. 1303/2013, die in Niedersachsen durch-
gefithrt werden. Eine Forderung von Projekten nach Artikel 70
Abs. 2 der Verordnung (EU) Nr. 1303/2013 und Artikel 20 Abs. 2
der Verordnung (EU) Nr. 1299/2013 bleibt unbenommen.

4.2 Die Vorhaben werden nach folgenden Kriterien bewertet:

— Qualitdt des Gesamtkonzepts,

— Kosten-Nutzen-Verhiltnis (Effizienz),

— Vorbildcharakter,

— Synergie-Effekte,

— Erreichung der Querschnittsziele ,Nachhaltige Entwick-
lung” und ,,Gleichstellung von Frauen und Médnnern®,

— vorhabenbezogener Beitrag zum Erreichen der spezifischen
Ziele des operationellen Programms,

— regionalfachliche Komponente.

Bei der Antragstellung sind zur Beurteilung der Forderwiir-
digkeit Ausfithrungen zu den Kriterien erforderlich. Die Ge-
wichtung der Kriterien (Scoring-Modell) ist aus der Anlage er-
sichtlich.

5. Art, Umfang und Hohe der Zuwendung
5.1 Die Zuwendung wird als nicht riickzahlbarer Zuschuss
in Form einer Anteilfinanzierung zur Projektférderung gewéhrt.

5.2 Die Zuwendung betrdgt maximal 65 % der zuwendungs-
fadhigen Ausgaben. Die Férderung aus EFRE-Mitteln betrdgt in
beiden Regionenkategorien maximal 50 % der zuwendungs-
fdhigen Ausgaben. Ergdnzend kénnen Landesmittel zum Ein-
satz kommen.

Vorhaben koénnen bei Gebietskorperschaften und Zusam-
menschlisssen von Gebietskorperschaften abweichend von
Nummer 1.1 der VV-Gk zu § 44 LHO ab einem Betrag in Hohe
von 10 000 EUR gefordert werden. Sonstige Zuwendungs-
empfanger konnen ab einem Betrag in Hohe von 5 000 EUR
gefordert werden.

Die Mindestforderung zum Zeitpunkt der Bewilligung liegt
bei einem Fordersatz von 25 % der zuwendungsfihigen Ausga-
ben. Abweichend kann bei einer Zuwendung tiber 100 000 EUR
der Fordersatz darunter liegen. Bei Hochbauvorhaben mit
Ausgaben tber 100 000 EUR liegt der Hochstférdersatz bei
maximal 50 % der zuwendungsfihigen Ausgaben.

5.3 Abweichend von den Nummern 5.1 und 5.2 ist eine Fi-
nanzierung bis zu 100 % nur bei Vorhaben des Landes Nie-
dersachsen moglich, die durch eine Behorde des Geschifts-
bereichs des MU oder durch das MU selbst durchgefiihrt wer-
den. Nummer 5.2 Satz 2 gilt hier entsprechend.

5.4 Zuwendungen an Unternehmen fiir Vorhaben nach den
Nummern 2.1.1, 2.1.2 und 2.2 stellen eine staatliche Beihilfe
gemafd Artikel 107 Abs. 1 AEUV dar. Sie sind i. S. von Artikel 53
Nr. 2 Buchst. b der Verordnung (EU) Nr. 651/2014 freigestellt.
Bei der Gewihrung einer Zuwendung sind die Voraussetzun-
gen der Verordnung (EU) Nr. 651/2014 einzuhalten, insbeson-
dere die Bestimmungen der Kapitel I (z. B. Anmeldeschwel-
len, Transparenz, Anreizeffekt, Kumulierung, Veroffentlichung)
und Kapitel II (Berichterstattung und Monitoring) sowie die
besonderen Voraussetzungen des Artikels 53 (insbesondere
die speziellen Tatbestandsmerkmale, die Beihilfehochstgren-
zen und die beihilfefdhigen Ausgaben).

Fiur Vorhaben nach den Nummern 2.1.1, 2.1.2 und 2.2
kann alternativ eine Zuwendung an Unternehmen unter An-
wendung des Artikels 3 Abs. 2 der Verordnung (EU) Nr. 1407/
2013 erfolgen. Hiernach darf ein Unternehmen ohne vorheri-
ge Genehmigung durch die Europdische Kommission inner-
halb von drei Steuerjahren staatliche Beihilfen — gleich
welcher Zielsetzung — in Hohe von 200 000 EUR (Bruttosub-
ventionsiquivalent) erhalten. Zur Uberpriifung der zuldssigen
Hochstbetrdage im Zusammenhang mit der Gewdhrung dieser
oder spéterer staatlicher Beihilfen ist der Zuwendungsemp-
fénger zur Offenlegung aller Beihilfen verpflichtet, die — aus-
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gehend vom Bewilligungszeitpunkt einer aufgrund dieser
Regelung gewdhrten Beihilfe — innerhalb eines Steuerzeit-
raums von drei Jahren gewédhrt wurden. Bei diesen Daten han-
delt es sich um subventionserhebliche Tatsachen i. S. des
§ 264 StGB.

5.5 Eine Forderung mit EFRE-Mitteln nach Artikel 3 Abs. 1
Buchst. e der Verordnung (EU) Nr. 1301/2013 ist nur zuléssig,
wenn die vorgesehenen Gesamtausgaben zum Zeitpunkt der
Bewilligung eine Schwelle von 5 Mio. EUR (brutto) nicht tiber-
schreiten. Eine Unterteilung von Projekten in mehrere Teil-
projekte zur Umgehung des Schwellenwertes ist nicht zu-
lassig.

5.6 Zuwendungsfihig sind Ausgaben, die bei sparsamer und
wirtschaftlicher Ausfiihrung unmittelbar notwendig sind, um
den Zweck des Vorhabens zu erreichen. Dies sind insbeson-
dere vorhabenbezogene Ausgaben fiir

— Planung,

— Personal,

— Bau, Baunebenkosten,

— Beschaffung (z. B. fiir Gerdte und Materialien),

— Herstellung (z. B. fiir die Erstellung von Informationsmate-
rialien),

— Verglitung von Werkvertrdgen tiber Dienstleistungen oder
Sachleistungen,

— Sachausgaben und
— Grunderwerb.

Bei Vorhaben, die nach Abschluss Einnahmen erwarten,
sind diese nach Artikel 61 der Verordnung (EU) Nr. 1303/
2013 entsprechend zu berticksichtigen. In den tibrigen Fillen
sind die Einnahmen nach Artikel 65 Abs. 8 der Verordnung
(EU) Nr. 1303/2013 zu berticksichtigen.

5.7 Fir Personalkosten kommt entsprechend Artikel 67 Abs. 1
Buchst. bund d i. V. m. Abs. 5 der Verordnung (EU) Nr. 1303/
2013 die Gewédhrung von Zuschissen und riickzahlbarer Un-
terstiitzung auf Grundlage standardisierter Einheitskosten und
auf Grundlage von Pauschalsitzen in Betracht. Die richtlinien-
spezifische Anwendung und die Hohe werden durch den Be-
zugserlass zu b festgesetzt.

5.8 Nicht zuwendungsfdhig i. S. von Artikel 69 Abs. 3 der
Verordnung (EU) Nr. 1303/2013 sind

5.8.1 Finanzierungskosten;

5.8.2 Erwerb von unbebauten oder bebauten Grundstiicken,
soweit dieser tiber 10 % der férderfahigen Gesamtaus-
gaben fiir das betroffene Vorhaben liegt. Von diesem
Grenzwert kann nach dieser Richtlinie abgewichen
werden, wenn es sich hier um Umweltschutzvorhaben
i. S. des Artikels 69 Abs. 3 Buchst. b Satz 3 der Verord-
nung (EU) Nr. 1303/2013 handelt. In ordnungsgemaf}
begriindeten Ausnahmefillen kann mit Zustimmung
der Verwaltungsbehorde der in Satz 1 genannte Prozent-
satz angehoben werden;

5.8.3 Umsatzsteuer, die nach dem UStG als Vorsteuer ab-
ziehbar ist.

5.9 Dartiber hinaus sind nicht zuwendungsfihig

— allgemeine Verwaltungsausgaben (Personal- und Sachaus-
gaben), die der Antragsteller auch ohne das geférderte Pro-
jekt zu tragen gehabt hatte, soweit nicht gesonderte Orga-
nisationseinheiten die Mafinahme durchgefiihrt haben,
und

— Eigenleistungen.

5.10 Nummer 8.7 Sitze 1 und 3 der VV/VV-Gk zu § 44 LHO
findet keine Anwendung.

6. Sonstige Zuwendungsbestimmungen

6.1 Die ANBest-EFRE/ESF sind unverdndert zum Bestand-
teil des Bescheides zu machen. Sie ersetzen die ANBest-P und
ANBest-Gk. Abweichungen von den Regelungen aus den
ANBest-EFRE/ESF sind in den Zuwendungsbescheid aufzu-
nehmen.

6.2 Neben den Prifrechten aus Nummer 9 ANBest-EFRE/
ESF und den Mitwirkungspflichten aus Nummer 10 ANBest-
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EFRE/ESF ist der Zuwendungsempfinger insbesondere zu
verpflichten, bei der Erfassung der Daten in der geforderten
Differenzierung und bei der Bewertung der Férderung nach
dieser Richtlinie mitzuwirken. Die hierfir erforderliche Soft-
ware wird internetgestiitzt zur Verfiigung gestellt und ist zu
verwenden.

6.3 Der Zuwendungsempfinger ist darauf hinzuweisen, bei
der Forderung auf die Einhaltung der Querschnittsziele ,,Gleich-
stellung von Frauen und Méannern und Nichtdiskriminierung®,
,Nachhaltige Entwicklung” (Artikel 7 und 8 der Verordnung
[EU] Nr. 1303/2013) und ,,Gute Arbeit” (eigenes Querschnitts-
ziel des Landes Niedersachsen in Anlehnung an die BR-Drs.
343/13) zu achten.

6.4 Die Zustimmung zu einem vorzeitigen Mafinahmebe-
ginn kann auf Antrag erteilt werden. Die Genehmigung des
vorzeitigen Mafinahmebeginns begriindet keinen Anspruch
auf Forderung. Bei der Zulassung eines vorzeitigen Mafinah-
mebeginns werden gegeniiber dem Zuwendungsempfinger
die ANBest-EFRE/ESF fiir verbindlich erklart.

6.5 Die Zuwendung ist, wenn mit ihrer Hilfe Grundstiicke
oder Gegenstdnde erworben oder hergerichtet werden, nach
Nummer 4.2.4 der VV/Nummer 4.2.3 der VV-Gk zu § 44 LHO
mit einer Zweckbindungsfrist zu versehen, wihrend der die
dauerhafte Nutzungsfihigkeit des Vorhabens auf eigene Kos-
ten durch laufende Betreuung, regelméifige Reinigung, In-
standhaltung und ggf. Erneuerung sicherzustellen ist.

Die Zweckbindungsfrist betragt
— fiir Flachenerwerb 25 Jahre,

— fiir Investitionen, z. B. Naturinformations- und Erlebnisan-
gebote, Landschaftselemente, Biotope, bei Bauten und bau-
lichen Anlagen 12 Jahre,

— fiir den Erwerb von Gerdten und sonstigen Gegenstdnden
sowie Internetpréisentationen und Medien, erstellte Designs
und ,,Naturschutzprodukte 5 Jahre.

Die Zweckbindungsfrist beginnt am Tag nach der Abschluss-
zahlung.

Von diesen Regelungen kann die Bewilligungsstelle bei
Vorliegen besonderer Griinde abweichen. Dabei ist Artikel 71
der Verordnung (EU) Nr. 1303/2013 zu beachten. Die beson-
deren Griinde sind schriftlich zu dokumentieren.

6.6 Abweichend von Nummer 3.1 Satz 1 ANBest-EFRE/ESF
ist Nummer 3.1 Séitze 1 bis 4 auch fiir Vorhaben anzuwenden,
die zum Zeitpunkt der Bewilligung einen Fordersatz von
mehr als 50 % erhalten und deren Férdersumme nicht mehr
als 50 000 EUR betrdgt, wenn der Zuwendungsempfinger
nicht offentlicher Auftraggeber i. S. von § 98 GWB ist. In die-
sen Fillen ist Nummer 3.1 Sétze 5 bis 7 ANBest-EFRE/ESF
nicht anzuwenden.

6.7 Der Zuwendungsempfinger ist im Zuwendungsbescheid
zu verpflichten, die Bewilligungsstelle unverziiglich zu unter-
richten, wenn sich abzeichnet, dass die Gesamtausgaben den
in Nummer 5.5 genannten Schwellenwert im Nachhinein
iiberschreiten. In diesem Fall ist zu erldutern, warum die Uber-
schreitung im Zeitpunkt der Antragstellung nicht vorherseh-
bar war. Eine Forderung der Mehrkosten mit EFRE-Mitteln ist
nicht zuldssig.

7. Anweisungen zum Verfahren

7.1 Fur die Bewilligung, Auszahlung und Abrechnung der
Zuwendung sowie fiir den Nachweis und die Priifung der Ver-
wendung und die ggf. erforderliche Authebung des Zuwen-
dungsbescheides und die Riickforderung der gewihrten Zu-
wendung gelten die VV/VV-Gk zu § 44 LHO sowie die ANBest-
EFRE/ESF, soweit nicht in dieser Richtlinie oder in dem im In-
land geltenden EU-Recht Abweichungen zugelassen sind.

7.2 Bewilligungsstelle ist die Investitions- und Forderbank
Niedersachsen (NBank), Giinther-Wagner-Allee 12—16, 30177
Hannover. Die Bewilligungsstelle wird vom NLWKN oder den
Grofischutzgebietsverwaltungen als Fachbehorden beratend
unterstiitzt.

7.3 Die Bewilligungsstelle stellt die fiir die Antragstellung,
den Mittelabruf und den Verwendungsnachweis erforderli-
chen Informationen auf ihrer Internetseite (www.nbank.de)
bereit. Die Bewilligungsstelle hélt fiir die Erstellung des zah-
lenméfigen Nachweises nach Nummer 6.4 ANBest-EFRE/ESF
Vordrucke vor.

7.4 Das programmverantwortliche Ressort legt im Einver-
nehmen mit der Bewilligungsstelle Antragsstichtage fest. Die
Bekanntmachung erfolgt iiber die Internetseite (www.nbank.de)
der Bewilligungsstelle.

7.5 Die Ubermittlung elektronischer Dokumente sowie das
Ersetzen der Schriftform durch die elektronische Form sind
nach Maf3gabe der fiir die elektronische Kommunikation gel-
tenden Vorschriften des NVwV{G in seiner jeweils geltenden
Fassung zulédssig. Die im Antragsverfahren vom Antragsteller
gemachten Angaben sind subventionserhebliche Tatsachen
i. S. von § 264 StGB.

7.6 Vor der Bewilligung wird das schriftliche Einverstdndnis
der Zuwendungsempfianger dazu eingeholt, in der Liste der
Vorhaben veroffentlicht zu werden (vgl. Artikel 115 Abs. 2
i. V. m. Anhang XII Nr. 1 der Verordnung [EU] Nr. 1303/2013).

7.7 Die Zuwendung darf nur soweit und nicht eher ausge-
zahlt werden, als die zuwendungsfidhigen Ausgaben vom Zu-
wendungsempfianger getétigt, zahlenméflig nachgewiesen und
von der Bewilligungsstelle gepriift wurden (Ausgabenerstattungs-
prinzip).

Der Zuwendungsempfinger ist zu verpflichten, seinen Pflich-
ten aus Nummer 6.4 ANBest-EFRE/ESF nachzukommen. Die
Bewilligungsstelle hat vor jeder Auszahlung alle vom Zuwen-
dungsempfinger erklédrten tatsdchlich getitigten Ausgaben und
Vergaben vollstdndig zu priifen. Bereits im Rahmen eines vor-
herigen Mittelabrufs gepriifte und anerkannte Ausgaben miis-
sen nicht erneut belegt und gepriift werden.

Abweichend von Nummer 6.1 ANBest-EFRE/ESF ist kein
Zwischennachweis zu fithren.

7.8 Im Rahmen der Beurteilung der Forderwiirdigkeit des
Vorhabens ist das jeweils zustdndige ArL zu beteiligen und
ein Votum einzuholen. Dieses Votum ist bei der Bewilligung
zu berticksichtigen und zu dokumentieren.

7.9 Ist eine Dienststelle des Landes Empfinger von EU-Mit-
teln, erfolgt die Mittelzusage durch Zuweisung der Bewilli-
gungsstelle auf Grundlage der Vorschriften der EU und ent-
sprechend den Regelungen dieser Richtlinie.

8. Schlussbestimmungen
Dieser Erl. tritt am 9. 12. 2015 in Kraft und mit Ablauf des
31. 12. 2023 aufder Kraft.

An die
Investitions- und Foérderbank Niedersachsen (NBank)

Nachrichtlich

An

den Niedersdchsischen Landesbetrieb fir Wasserwirtschaft, Kiisten-
und Naturschutz

die Biosphérenreservatsverwaltung ,Niedersdchsische Elbtalaue”

die Nationalparkverwaltung ,Harz"

die Nationalparkverwaltung , Niedersdchsisches Wattenmeer*

die Trédger der Naturparke

die Region Hannover, Landkreise, kreisfreien und groflen selbstdn-
digen Stddte, die Samtgemeinden und Gemeinden

die anerkannten Naturschutzverbdnde
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Anlage

Bewertung von Vorhaben

Bei der Bewertung der beantragten Vorhaben werden maximal 100 Punkte vergeben, davon bis zu 40 Punkte anhand allgemei-
ner, fachspezifischer Kriterien, 30 Punkte anhand vorhabenspezifischer Kriterien und bis zu 30 Punkte anhand regionalfachlicher
Kriterien. Die erreichte Gesamtpunktzahl eines Vorhabens setzt sich zusammen aus den Punkten der Tabellen 1 und 5 sowie der je-
weiligen Zuordnung zusétzlich nach Tabelle 2, 3 oder 4.

Die anteilige Bewertung ist jeweils zu begriinden.
Die sich aus der Bewertung ergebende Mindestpunktzahl, die zur Berticksichtigung einer Férderung benétigt wird, betrdgt 50 Punkte.

Tabelle 1: Allgemeine Bewertungskriterien

Kriterium Bewertung (Punkte) Hochstpunktzahl
Qualitdt des Gesamtkonzepts 12

Das Vorhaben ist inhaltlich und organisatorisch gut durchdacht. bis zu 2

Qualitédt des Konzepts im Zusammenhang mit den Zielen dieser Richtlinie. bis zu 5

Orientierung des Vorhabens an den Zielen des Naturschutzes und der Landschafts- bis zu 5

pflege im jeweiligen Gebiet auf der Basis integrierter Konzepte (z. B. National-
parkgesetz, Biosphérenreservatgesetz, Naturparkplan, Landschaftsplan, Nieder-
sdchsische Naturschutzstrategie etc.).

Kosten-Nutzen-Verhiltnis (Effizienz) 5
Das Vorhaben steht in einem sinnvollen Kosten-Nutzen-Verhéltnis. bis zu 5

Vorbildcharakter 8
Das Vorhaben hat einen innovativen Ansatz oder ist neu im regionalen Umfeld. bis zu 2

Modellcharakter, Ubertragbarkeit auf andere Vorhaben. bis zu 3
Offentlichkeitswirksamkeit des Vorhabens. bis zu 3

Synergie-Effekte 9
Das Vorhaben steht in direktem Zusammenhang mit einem anderen Vorhaben, bis zu 2

ist ein Folgevorhaben oder eine sinnvolle Ergidnzung zu bereits vorhandenen

Einrichtungen.

Das Vorhaben trigt zur Verbesserung der Vernetzung mit dem Umfeld bzw. bis zu 3

zur Anbindung an vorhandene touristische Infrastrukturen bei.

Das Vorhaben kombiniert mehrere Ziele der Richtlinie (z. B. Férdergegenstédnde bis zu 4

gemdfl Nummer 2.1 und gleichzeitig gemafl Nummer 2.2 und/oder Nummer 2.3).

Erreichung der Querschnittsziele 6
Das Vorhaben leistet einen Beitrag zum Querschnittsziel ,,Nachhaltige Entwick- bis zu 4

lung” und dient der Erhaltung und dem Schutz der Umwelt oder der Verbesserung
ihrer Qualitidt. Das Vorhaben ist langfristig angelegt.

Das Vorhaben leistet einen Beitrag zum Querschnittsziel ,,Gleichstellung bis zu 2
von Frauen und Ménnern*“ (z. B. gleichberechtigter Zugang von Frauen und

Mainnern in ihrer Vielfalt, Vereinbarkeit von Beruf, Privat- und Familienleben,
Abbau von Geschlechterstereotypen in der Gesellschaft oder am Arbeitsmarkt).

Gesamtpunktzahl 40

Tabelle 2: Beitrag des Vorhabens nach Nummer 2.1
zum Erreichen der spezifischen Ziele des operationellen Programms

Kriterium Bewertung (Punkte) Hochstpunktzahl
Es sind hohe Besucher- oder Nutzerzahlen zu erwarten. bis zu 4
Beitrag zur Akzeptanzsteigerung fiir Naturschutz und Landschaftspflege bis zu 5

in der Region.

Das Vorhaben eignet sich in besonderer Weise fiir Kinder, Jugendliche bis zu 5
oder Familien.

Das Vorhaben leistet einen Beitrag zur Erzielung eines sozialokonomischen Effekts bis zu 6
(Nutzung von Gastronomie, Beherbergungsgewerbe oder lokalem Einzelhandel,
Anreiz zur Wiederholung des Besuchs gegeben).

Besondere Aspekte der Naturvertréglichkeit der Besucherlenkung, bis zu 5
Naturbeobachtungsmaglichkeiten oder Kleininfrastrukturen.

Das Vorhaben leistet einen Beitrag zur Verhinderung jeglicher Form der bis zu 5
Diskriminierung. Es dient der Inklusion. Es ist besonders geeignet fiir Menschen
mit Mobilitdtseinschrankungen. Das Vorhaben ist barrierefrei. Es unterstiitzt
die Integration von Migrantinnen und Migranten sowie Flichtlingen.

Gesamtpunktzahl 30
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Tabelle 3: Beitrag des Vorhabens nach Nummer 2.2
zum Erreichen der spezifischen Ziele des operationellen Programms

Kriterium

Bewertung (Punkte)

Hochstpunktzahl

Beitrag zur Akzeptanzsteigerung fir Naturschutz und Landschaftspflege
in der Region.

bis zu 5

Dient zur Steigerung der Attraktivitdt der Nationalen Naturlandschaft.
Leistet einen Beitrag zur unverwechselbaren Identitédt der Naturlandschaft
(Corporate Identity).

bis zu 5

Bei Partnerbetrieben: Das Vorhaben dient der Erfiillung der Kriterien fiir die
Zertifizierung von potenziellen Partnerbetrieben oder unterstiitzt die qualitative
und nachhaltige Weiterentwicklung vorhandener Partnerbetriebe.

bis zu 20

Bei Netzwerken: Das Vorhaben dient der Starkung vorhandener Partnerbetriebe
und/oder der Anwerbung neuer Partnerbetriebe.

bis zu 20

Bei Naturschutzprodukten: Mit dem Naturschutzprodukt wird ein Beitrag
zur Erhaltung schutzwiirdiger Landschaftsteile und -elemente der Kulturlandschaft
geleistet.

bis zu 13

Bei Naturschutzprodukten: Bewertung der Vermarktungsstrategie fir Naturschutz-
produkte.

bis zu 7

Gesamtpunktzahl

30

Tabelle 4: Beitrag des Vorhabens nach Nummer 2.3
zum Erreichen der spezifischen Ziele des operationellen Programms

Kriterium

Bewertung (Punkte)

Hochstpunktzahl

Das Vorhaben dient den Erhaltungszielen von Natura 2000.

bis zu 8

Das Vorhaben leistet einen Beitrag zur Biotopvernetzung.

biszu 5

Durch das Vorhaben werden Synergien mit anderen Forderprojekten des Natur-
schutzes, der Landschaftspflege, der Flieigewésserentwicklung oder des Hoch-
wasserschutzes erzielt.

bis zu 4

Das Vorhaben leistet einen Beitrag zur Steigerung von Okosystemdienstleistungen
(z. B. Verbesserung der kleinklimatischen Bedingungen oder der Resilienz gegen
Klimaverdnderungen, insbesondere im urbanen Raum oder fiir besonders
empfindliche Okosysteme, Beitrag zur Naherholung, vor allem in urbanen
Regionen, Beitrag zum Klimaschutz, zur Wasserspeicherung und -rtickhaltung

in der Landschaft).

bis zu 8

Das Vorhaben hat einen wirtschaftlichen und sozialen Nutzen
(z. B. durch Einsparung bei technischer Infrastruktur oder Gesundheitskosten).

bis zu 5

Gesamtpunktzahl

30

Tabelle 5: Regionalfachliche Komponente

Kriterium

Bewertung (Punkte)

Hochstpunktzahl

Gesamtbewertung und Zusammensetzung der regionalfachlichen Bewertungs-
komponente

30

A — regionale Entwicklung

20

A 1: Das Projekt leistet einen Beitrag zur regionalen Entwicklung gemafy
der Regionalen Handlungsstrategie.

10

Das Projekt leistet keinen Beitrag zur Umsetzung der Regionalen Handlungs-
strategie.

Das Projekt leistet einen relevanten Beitrag zur Umsetzung eines oder mehrerer
operativer Ziele der Regionalen Handlungsstrategie.")

Das Projekt leistet einen besonders hohen Beitrag zur Umsetzung eines oder
mehrerer operativer Ziele der Regionalen Handlungsstrategie.?) Dies ist im Antrag
entsprechend zu begriinden.

10

A 2: Das Projekt zeichnet sich durch einen kooperativen Ansatz aus
(Zusammenarbeit mehrerer Gebietskorperschaften, relevanter Akteure aus
Wirtschaft, Wissenschaft, Zivilgesellschaft usw.).

Das Projekt hat keinen kooperativen Ansatz.

Bei dem Projekt findet eine Zusammenarbeit mehrerer Gebietskorperschaften/
relevanter Akteure in Form von aktiver Einbindung und Abstimmung statt.

Es handelt sich um ein Kooperationsprojekt mehrerer Projektpartner;
d. h. mehrerer Gebietskorperschaften/relevanter Akteure
(Projekttragerschaft einschlieflich gemeinsame Finanzierung des Projekts).
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Kriterium Bewertung (Punkte) Hochstpunktzahl
A 3: Das Projekt leistet einen besonders hohen Beitrag zur Bewiltigung regions- 5
spezifischer Herausforderungen, insbesondere durch einen fiir die Region modell-
haften und tibertragbaren Ansatz. Dies ist im Antrag entsprechend zu begriinden.
Kriterium nicht erfiillt. 0
Kriterium ist erfallt. 5
B — Besonderer Unterstiitzungsbedarf 10
Das Projekt liegt in einer Kommune bzw. einem Teilraum des Amtsbezirks mit be- 10
sonderem Unterstiitzungsbedarf, gemessen an zwei unterschiedlichen Indikatoren.
1. Indikator Demografie — Bevolkerungsentwicklung der Landkreise und kreis- 0, 3und 5
freien Stddte der letzten zehn Jahre. Landeseinheitliche Tabelle wird jahrlich nach Grenzwert-
aktualisiert. festlegung
2. Indikator: Steuereinnahmekraft der Landkreise und kreisfreien Stddte im Durch- 0, 3 und 5 nach
schnitt der letzten drei Jahre. Landeseinheitliche Tabelle wird jahrlich aktualisiert. Grenzwert-
festlegung
Gesamtpunktzahl 30

') Definition ,relevanter Beitrag”: Das Projekt hat eine nachhaltige Wirkung iiber den Férderzeitraum des Projektes hinaus.

%) Definition ,besonders hoher Beitrag*:

— Das Projekt hat eine nachhaltige Wirkung tiber den Forderzeitraum des Projektes hinaus und

— das Projekt hat eine fachiibergreifende integrative Ausrichtung und

— mit dem Projekt sind Synergieeffekte verbunden.

Richtlinie iiber die Gewihrung von Zuwendungen
zur Forderung von Maflnahmen
zur Optimierung des betrieblichen Ressourcen- und
Energiemanagements
(Richtlinie ,,Betriebliche Ressourcen- und Energieeffizienz*)

Erl. d. MU v. 9. 12. 2015 — 26-22611/01 —

— VORIS 28100 —

Bezug: a) RdErl. d. StK v. 5. 5. 2015 (Nds. MBL. S. 422)
— VORIS 64100 —
b) Exl. d. StK v. 15. 6. 2015 (Nds. MBL S. 667)
— VORIS 77000 —

1. Zuwendungszweck, Rechtsgrundlage

1.1 Das Land gewéhrt nach Mafigabe dieser Richtlinie und der
VV/VV-Gk zu § 44 LHO aus Mitteln des Européischen Fonds
fur regionale Entwicklung (EFRE) sowie Mitteln des Landes
Niedersachsen Zuwendungen zur Steigerung der betrieblichen
Ressourcen- und Energieeffizienz.

Ziel der Forderung ist die Verbesserung der Energie- und
Rohstoffproduktivitit in der niedersichsischen Wirtschaft.

Zweck der Forderung ist es, die CO,-Emissionen in Nieder-
sachsen zu reduzieren.

1.2 Die Gewdhrung der Zuwendung erfolgt entsprechend den
Regelungen der

— Verordnung (EU) Nr. 1303/2013 des Europdischen Parla-
ments und des Rates vom 17. 12. 2013 mit gemeinsamen
Bestimmungen tiber den Européischen Fonds fiir regionale
Entwicklung, den Européischen Sozialfonds, den Kohésions-
fonds, den Europédischen Landwirtschaftsfonds fiir die Ent-
wicklung des lindlichen Raums und den Europdischen
Meeres- und Fischereifonds sowie mit allgemeinen Bestim-
mungen tiber den Europédischen Fonds fiir regionale Entwick-
lung, den Européischen Sozialfonds, den Kohésionsfonds
und den Européischen Meeres- und Fischereifonds (ABl. EU
Nr. L 347 S. 320),

— Verordnung (EU) Nr. 1301/2013 des Europdischen Parla-
ments und des Rates vom 17. 12. 2013 tiber den Europédischen
Fonds fiir regionale Entwicklung und mit besonderen Be-
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stimmungen hinsichtlich des Ziels ,,Investitionen in Wachs-
tum und Beschéftigung” (ABl. EU Nr. L 347 S. 289),

— Verordnung (EU) Nr. 651/2014 der Kommission vom 17. 6.
2014 zur Feststellung der Vereinbarkeit bestimmter Grup-
pen von Beihilfen mit dem Binnenmarkt in Anwendung der
Artikel 107 und 108 des Vertrags tiber die Arbeitsweise
der Europédischen Union (ABlL. EU Nr. L. 187 S. 1, Nr. L. 283
S. 65) — im Folgenden: AGVO —,

— Verordnung (EU) Nr. 1407/2013 der Kommission vom
18. 12. 2013 tber die Anwendung der Artikel 107 und 108
des Vertrags tiber die Arbeitsweise der Europdischen Union
auf De-minimis-Beihilfen (ABl. EU Nr. L. 352 S. 1) und

— der Rahmenregelungen der Allgemeinen Nebenbestimmun-
gen fir Zuwendungen zur Projektférderung EFRE/ESF
(ANBest-EFRE/ESF) — Bezugserlass zu a —

in den jeweils geltenden Fassungen.

1.3 Soweit nichts anderes bestimmt ist, gelten die in dieser
Richtlinie enthaltenen Regelungen fiir das gesamte Landesge-
biet, also fiir das Programmgebiet der Regionenkategorie ,,Uber-
gangsregionen” (UR) (Artikel 90 Abs. 2 Buchst. b der Verordnung
[EU] Nr. 1303/2013), bestehend aus den Landkreisen Celle,
Cuxhaven, Harburg, Heidekreis, Liichow-Dannenberg, Liine-
burg, Osterholz, Rotenburg (Wiimme), Stade, Uelzen und Ver-
den, sowie fiir das aus dem iibrigen Landesgebiet bestehende
Programmgebiet der Regionenkategorie ,Stdrker entwickelte
Regionen“ (SER) (Artikel 90 Abs. 2 Buchst. ¢ der Verordnung
[EU] Nr. 1303/2013).

1.4 Ein Anspruch des Antragstellers auf Gewéhrung der Zu-
wendung besteht nicht, vielmehr entscheidet die Bewilligungs-
stelle aufgrund ihres pflichtgeméfien Ermessens im Rahmen der
verfiigbaren Haushaltsmittel.
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2. Gegenstand der Forderung
2.1 Gegenstand der Forderung sind folgende Mafinahmen:

2.1.1 Energieeffizienzprojekte:

a) Investitionen in Gebdude und Anlagen zur Verringe-
rung des Energieverbrauchs (Prozesswarmeoptimie-
rung, die Abwidrmenutzung, den Einsatz energie-
effizienter Gerdte und Anlagen und erneuerbarer
Energien),

b) die Errichtung von Anlagen zur Gewinnung von
Wirme aus regenerativer Energie inklusive der Er-
richtung von Warmenetzen zur Verteilung der in
den Anlagen erzeugten Wirme sowie die innovative
Speicherung Erneuerbarer Energien am Ort Ihres
Entstehens;

2.1.2 Ressourceneffizienz:

a) wissenschaftliche Untersuchungen und Durchfihr-
barkeitsstudien zur Erarbeitung praxisbezogener
Konzepte zum Recycling und zur Ressourceneffizi-
enz insbesondere im Zusammenhang mit wertstoff-
haltigen Elektroaltgeréten,

b) die Beratung von kleinen und mittleren Unterneh-
men (KMU):

— zum effizienten Material- und Ressourceneinsatz,

— im Hinblick auf Ressourceneffizienz um positive,
langfristige Auswirkungen zu erkennen (innova-
tive Betriebsabldufe und Organisationsformen),

c) betriebliche Investitionen zum effizienten Material-
und Ressourceneinsatz:

— Investitionen zur Neugestaltung von Produkten
und Produktionsketten,

— Investitionen in Maschinen und Anlagen zur Ver-
besserung der Ressourceneffizienz, z. B. Wieder-
aufarbeitung, Recycling,

d) der Aufbau einer Lernfabrik/Kompetenzzentrum, in
dem aktuelle Projekte und Mafinahmen zur Verbes-
serung der Material- und Ressourceneffizienz dar-
gestellt und Mitarbeiter aus Unternehmen geschult
werden konnen,

e) Studien/Ideenwettbewerb zum Ausbau einer Sekun-
dérrohstoffborse fir kleine und mittlere Unternehmen
und fiir Handwerksbetriebe und konzeptionelle Um-
setzung;

2.1.3 betriebliche Energieeffizienz- und Klimaschutz-Netz-
werke in Niedersachsen:

betriebliche Netzwerk-Projekte, um in den beteiligten
Betrieben die Energieeffizienz zu steigern und die CO,-
Emissionen zu reduzieren.

2.2 Von der Forderung ausgeschlossen sind Vorhaben, fir
die eine Forderung aus EFRE-Mitteln anderer Landesprogramme
oder aus anderen Mitteln der EU, insbesondere des Europdi-
schen Sozialfonds (ESF), des Européischen Fonds fir die Ent-
wicklung des landlichen Raums (ELER) oder des Europédischen
Meeres- und Fischereifonds (EMFF) erfolgt; dies gilt nicht, so-
weit die Voraussetzungen des Artikels 65 Abs. 11 der Verord-
nung (EU) Nr. 1303/2013 zur Unterstiitzung eines Vorhabens
aus einem oder mehreren Europdischen Struktur- und Investi-
tionsfonds (ESI-Fonds) oder aus einem oder mehreren Program-
men und aus anderen Unionsinstrumenten gegeben sind.

Die Kumulation mit Mitteln aus anderen Forderprogram-
men des Landes und des Bundes ist zuldssig, wenn die anderen
Forderprogramme die Kumulierung zulassen und durch die
Kumulierung beihilferechtliche Forderhochstgrenzen nicht
iberschritten werden. Antragsteller sind verpflichtet, im An-
trag diesbeztigliche Auskiinfte zu erteilen.

3. Zuwendungsempfinger

3.1 Zuwendungsempfinger sind KMU der gewerblichen Wirt-
schaft. Zur gewerblichen Wirtschaft gehéren Unternehmen
mit Eintrag im Handelsregister oder i. S. der Handwerksord-
nung. Als KMU gelten Unternehmen nach Anhang I AGVO
(Nummern 2.1.1 und 2.1.2).

3.2 Zuwendungsempfinger sind weiterhin Einrichtungen,
Unternehmen, Verbdnde, Kammern, Branchenvertretungen
(Nummern 2.1.2 und 2.1.3), die ihren Sitz in Niedersachsen
haben und KMU in Niedersachsen in Fragen der Energie- und
Ressourceneffizienz unterstiitzen.

3.3 Einem Unternehmen, das einer Rickforderungsanforde-
rung aufgrund eines fritheren Beschlusses der Kommission
zur Feststellung der Unzuléssigkeit einer Beihilfe und ihrer
Unvereinbarkeit mit dem Binnenmarkt nicht nachgekommen
ist, diirfen keine Einzelbeihilfen gewédhrt werden (Artikel 1
Nr. 4 Buchst. a AGVO).

3.4 Sanierungsfille und Unternehmen in Schwierigkeiten
i. S. der Leitlinien der Europdischen Kommission fiir staatliche
Beihilfen zur Rettung und Umstrukturierung nichtfinanzieller
Unternehmen in Schwierigkeiten (ABL. EU Nr. C 249 vom 31. 7.
2014 S. 1) sind von einer Forderung ausgeschlossen.

4. Zuwendungsvoraussetzungen

4.1 Gefordert werden Vorhaben, die in Niedersachsen durch-
gefiihrt werden (Artikel 70 Abs. 1 der Verordnung [EU] Nr. 1303/
2013). Eine Forderung von Projekten nach Artikel 70 Abs. 2 der
Verordnung (EU) Nr. 1303/2013 bleibt unbenommen.

Antragsberechtigt sind ausschliefilich Antragssteller, die eine
Betriebsstétte in Niedersachsen betreiben.

Zuwendungen diirfen nur solchen Empfiangern bewilligt
werden, bei denen die Gesamtfinanzierung des Vorhabens ge-
sichert ist.

Mafinahmen nach Nummer 2.1.1 mit einer Zuwendung von
weniger als 25 000 EUR zum Zeitpunkt der Bewilligung wer-
den nicht gefordert.

Eine parallele Antragstellung nach dem Férderprogramm fir
einzelbetriebliche Investitionsforderung des Landes Nieder-
sachsen (GRW) ist ausgeschlossen.

4.2 Bei der Antragstellung fir Mafinahmen nach Nummer 2.1
sind zur Beurteilung der Forderwiirdigkeit als Kriterien nach-
zuweisen:

— die erwartete CO,-Einsparung (gilt nicht fiir Mafinahmen
nach Nummer 2.1.2 Buchst. a, Nummer 2.1.2 Buchst. d
und Nummer 2.1.2 Buchst. e),

— Qualitdt des Gesamtkonzepts,

— innovativer Ansatz (gilt nicht fiir Mafnahmen nach Num-
mer 2.1.3),

— Kosten-Nutzen-Verhiltnis (Effizienz) (gilt nicht fir Maf3-
nahmen nach Nummer 2.1.2 Buchst. a, Nummer 2.1.2
Buchst. d, Nummer 2.1.2 Buchst. e),

— Wirksamkeit in der Offentlichkeit,

— Synergieeffekte,

— Gleichstellung von Frauen und Ménnern,
— Nichtdiskriminierung,

— Gute Arbeit.

4.3 Die Auswahl der Forderprojekte erfolgt gewichtet gemafy
Kriterien (Scoring-Modell), die aus der Anlage ersichtlich sind.

4.4 Bei den Mafinahmen nach den Nummern 2.1.1, 2.1.2
Buchst. a und Nummer 2.1.2 Buchst. c ist dem Forderantrag
eine Expertise eines vom Bundesministerium fiir Wirtschaft und
Energie (BMWi) autorisierten Beratungsunternehmens beizu-
fiigen. In der Expertise ist die technische Durchfiihrbarkeit
des Projekts zu bescheinigen und die durch das Projekt erzielte
jéhrliche Einsparung an Tonnen CO,-Aquivalenten auszuwei-
sen. Fur Mafinahmen nach Nummer 2.1.1 kann das Gutachten
auch durch eine nach DIN EN ISO/IEC 17024 zertifizierte Sach-
verstindige oder einen nach DIN EN ISO/IEC 17024 zertifi-
zierten Sachverstdndigen oder durch eine 6ffentlich bestellte
und vereidigte Sachverstidndige oder einen 6ffentlich bestellten
und vereidigten Sachverstindigen mit der besonderen Sach-
kunde auf dem Gebiet der Energieeffizienz und der Erneuer-
baren Energien beigefiigt werden.

Eine Liste der autorisierten Beratungsunternehmen ist auf
der Internetseite des BMWi oder der Deutschen Materialeffi-
zienzagentur (demea) veroffentlicht.
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Bei der Auswahl des Beratungsunternehmens ist darauf zu
achten, dass bei diesem eine besondere Sachkunde zu Fragen
der Ressourceneffizienz, der Erneuerbaren Energien und der
Berechnung der CO,-Einsparung vorliegt.

4.5 Zusitzliche Kriterien zu Nummer 2.1.2:

4.5.1 Die Durchfithrung wissenschaftlicher Untersuchun-
gen und Durchfihrbarkeitsstudien zur Erarbeitung praxisbe-
zogener Konzepte zum Recycling und zur Ressourceneffizienz
(Nummer 2.1.2 Buchst. a) erfolgt in Abstimmung mit dem MU.

4.5.2 Im Rahmen einer Lernfabrik (Nummer 2.1.2 Buchst. d)
ist zur anschaulichen praxisorientierten Wissensvermittlung
ein typischer Herstellungsprozess eines Produkte mit typischen
Herstellungsverfahren in produzierenden Unternehmen abzu-
bilden.

Um den Einfluss verschiedener Fertigungstechnologien und
Produktionsverfahren auf die Materialeffizienz darzustellen, sol-
len ebenfalls unterschiedliche Fertigungsverfahren/-technolo-
gien wie Urformen (z. B. Gielen), Umformen, Trennen (z. B.
Spanen) und Beschichten im Rahmen einer Lernfabrik darge-
stellt werden.

4.5.3 Eine Machbarkeitsstudie zum Ausbau einer Sekundér-
rohstoffborse (Nummer 2.1.2 Buchst. e), in der Umfang und
Reichweite von Sekundérrohstoffen bei kleinen Unternehmen
und Handwerksunternehmen untersucht und Maflnahmen
zur Umsetzung vorgeschlagen werden.

Die Auswahl des Zuwendungsempfingers zur Errichtung
einer Sekundéarrohstoffborse erfolgt tiber einen 6ffentlichen
Wettbewerb. Nach der ersten Stufe des Verfahrens wird der
Wettbewerbssieger eine Machbarkeitsstudie durchfithren und
anschlieflend wird tber die Errichtung der Sekundérrohstoff-
borse entschieden. Die Wettbewerbsbedingungen werden iiber
die Internetseite der NBank offentlich gemacht.

4.6 Zusitzliche Kriterien zu 2.1.3:

An einem Netzwerk sollen zwischen 7 und 15 Betriebe teil-
nehmen, von denen die Mehrheit KMU sind. Ausnahmen sind
zu begriinden.

Bei der Einrichtung von Netzwerken steht zusétzlich die re-
gionale Verteilung der Beratungseinrichtungen im Land im
Vordergrund. Dementsprechend sollen Netzwerke moglichst
in unterschiedlichen Regionen in Niedersachsen, in denen Be-
ratungsreinrichtungen vorhanden sind, eingerichtet werden.

Die beteiligten Betriebe miissen neben einzelbetrieblichen
auch ein gemeinsames CO,-Minderungsziel und ein gemeinsa-
mes Energieeffizienzziel fiir den Projektzeitraum vereinbaren.

Zur Einrichtung von Netzwerken sind eine Initialberatung
oder vertiefende Beratung zur Energieeffizienz und ein mode-
rierter, regelméafiger Erfahrungsaustausch zur Erarbeitung von
Energieoptimierungskonzepten (einschlieflich Mafinahmepla-
nen, Finanzierung und Zeitplanung) erforderlich.

5. Art, Umfang, Dauer und Hohe der Zuwendung

5.1 Die Zuwendung wird als nicht riickzahlbarer Zuschuss
in Form einer Anteilsfinanzierung zur Projektférderung gewéhrt.

5.2 Die zuwendungsfdhigen Ausgaben werden zu maximal
50 % aus EFRE- Mitteln und zu maximal 20 % aus Mitteln des
Landes Niedersachsen gefordert. Die Forderungen finden nach
Mafigabe der AGVO statt.

5.3 Beihilfeintensitéiten:

5.3.1 Die Maflnahmen nach Nummer 2.1.1 Buchst. a und
Nummer 2.1.1 Buchst. b sind beihilfefdhig:

— nach Artikel 38 AGVO mit einer Beihilfeintensitit von 30 %.
Bei Beihilfen fiir kleine Unternehmen kann die Intensitéit
um 20 Prozentpunkte, bei Beihilfen fiir mittlere Unterneh-
men um 10 Prozentpunkte erh6ht werden;

— nach Artikel 40 der AGVO, sofern Beihilfen fiir hochin-
tensive KWK-Anlagen gewdhrt werden sollen. Die Bei-
hilfeintensitét betragt 45 %. Bei Beihilfen fiir kleine Unter-
nehmen kann die Intensitit um 20 Prozentpunkte, bei
Beihilfen fiir mittlere Unternehmen um 10 Prozentpunkte
erhoht werden;
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— nach Artikel 41 AGVO, sofern Beihilfen zur Férderung er-
neuerbarer Energien gewdhrt werden sollen. Die Beihilfe-
intensitat darf folgende Sétze nicht tiberschreiten:

a) 45 % der beihilfefihigen Kosten, wenn die beihilfefahi-
gen Kosten auf der Grundlage des Artikels 41 Abs. 6
Buchst. a oder b berechnet werden,

b) 30 % der beihilfefdhigen Kosten, wenn die beihilfefdhi-
gen Kosten auf der Grundlage des Artikels 41 Abs. 6
Buchst. ¢ berechnet werden,

c) bei Beihilfen fiir kleine Unternehmen kann die Intensi-
tdt um 20 Prozentpunkte, bei Beihilfen fiir mittlere Un-
ternehmen um 10 Prozentpunkte erhoht werden;

— nach Artikel 46 AGVO, sofern Beihilfen zur Férderung fir
energieeffiziente Fernwédrme und gewéhrt werden sollen.
Die Beihilfeintensitét betrdgt 45 %. Bei Beihilfen fiir kleine
Unternehmen kann die Intensitdt um 20 Prozentpunkte, bei
Beihilfen fiir mittlere Unternehmen um 10 Prozentpunkte
erhoht werden.

Die maximale Férderhohe aus Mitteln des EFRE fiir Mafinah-
men nach Nummer 2.1.1 betrdgt 250 000 EUR pro Mafinahme.

5.3.2 Die Mafinahmen nach Nummer 2.1.2 sind wie folgt
beihilfefshig:

Die Mafinahme nach Nummer 2.1.2 Buchst. a ist beihilfefdhig
nach Artikel 25 AGVO mit einer Beihilfeintensitét pro Beihilfe-
empfanger von

— 50 % der beihilfefdhigen Kosten fiir industrielle Forschung,

— 25 % der beihilfefdhigen Kosten fiir experimentelle Ent-
wicklung,

— 50 % der beihilfefdhigen Kosten fiir Durchfithrbarkeitsstu-
dien. Die beihilfefihigen Kosten von Durchfithrbarkeits-
studien sind die Kosten der Studie.

Die Beihilfeintensitidten fiir industrielle Forschung und ex-
perimentelle Entwicklung kénnen wie folgt auf maximal 80 %
der beihilfefdhigen Kosten erhéht werden:

a) um 10 Prozentpunkte, bei mittleren Unternehmen und um
20 Prozentpunkte bei kleinen Unternehmen,

b) um 15 Prozentpunkte, wenn eine der folgenden Vorausset-
zungen erfillt ist:

— das Vorhaben beinhaltet die wirksame Zusammenarbeit

— zwischen Unternehmen, von den mindestens eines
ein KMU ist,

— zwischen Unternehmen und einer oder mehreren
Einrichtungen fiir Forschung und Wissensverbrei-
tung, die mindestens 10 % der beihilfefdhigen Kosten
tragen und das Recht haben, ihre eigenen Forschungs-
ergebnisse zu veroffentlichen,

— die Ergebnisse des Vorhabens finden durch Konferen-
zen, Veroffentlichung, Open-Access-Repositorien oder
durch gebiihrenfreie Software beziehungsweise Open-
Source-Software weitere Verbreitung.

Die Mafinahme nach Nummer 2.1.2 Buchst. b ist beihilfefihig
nach Artikel 18 AGVO mit einer Beihilfeintensitdt von 50 %.
Beihilfefihig sind die Kosten fiir Beratungsleistungen externer
Berater. Gefordert wird die Beratung durch ein zertifiziertes
Beratungsunternehmen in Héhe von maximal 5 000 EUR for-
derfahiger Ausgaben. Eine Forderung der Beratungsleistung
kann in der Regel nur erfolgen, wenn die Beratung in Verbin-
dung mit einer betrieblichen Investition erfolgt. Sofern nach
einer Beratung keine betriebliche Investition erfolgen soll, ist
die Beratung nur forderfahig, wenn dies ausdriicklich begriin-
det wird.

Die Mafinahme nach Nummer 2.1.2 Buchst. ¢ ist beihilfefihig
nach Artikel 36 AGVO mit einer Beihilfeintensitit von 40 %,
bei Beihilfen fiir mittlere Unternehmen kann die Intensitéit
um 10 Prozentpunkt, bei Beihilfen fiir kleine Unternehmen um
20 Prozentpunkte erhoht werden.

Sofern es sich bei der Neugestaltung von Produkten und Pro-
duktionsketten um Prozessinnovationen i. S. von Forschungs-
und Entwicklungsvorhaben handelt, liegt eine Beihilfefdhig-
keit nach Artikel 25 AGVO vor. In diesem Fall sind industrielle
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Forschung, experimentelle Entwicklung und Durchfiihrbar-
keitsstudien (vgl. Nummer 2.1.2 a) férderfahig.

Die Mafinahme nach Nummer 2.1.2 Buchst. d ist beihilfefihig
nach Artikel 26 AGVO mit einer Beihilfeintensitdt von 50 %.
Beihilfefihig sind die Kosten der Investition in materielle und
immaterielle Vermogenswerte.

Die Mafinahme nach Nummer 2.1.2 Buchst. e ist wie folgt
beihilfeféhig:

— Das Durchfiihren einer Studie zum Ausbau einer Sekun-
dérrohstoffborse ist beihilfefdhig nach Artikel 49 AGVO mit
einer Beihilfeintensitdt von 50 %. Beihilfefdhig sind die
Kosten der Studie. Die Beihilfeintensitét darf 50 % der bei-
hilfefihigen Kosten nicht iiberschreiten. Bei Studien im
Auftrag kleiner Unternehmen kann die Beihilfeintensitét
um 20 %, bei Studien im Auftrag mittlerer Unternehmen
um 10 Prozentpunkte erh6ht werden.

— Der Ausbau einer Sekundérrohstoffborse ist beihilfefihig
nach Artikel 27 AGVO mit einer Beihilfeintensitét von 50 %.
Beihilfefdhig sind Kosten von Betriebshilfen (Kosten fiir Per-
sonal und Verwaltung einschlieflich Gemeinkosten) fiir

— die Betreuung zwecks Erleichterung der Zusammenar-
beit, des Informationsaustausches und der Erbringung
und Weiterleitung von spezialisierten und mafigeschnei-
derten Unterstiitzungsleistungen fiir Unternehmen/Be-
triebe,

— Werbemafinahmen, die darauf abzielen, neue Unterneh-
men zur Beteiligung an der Sekundérrohstoffborse zu
bewegen,

— die Verwaltung der Einrichtungen einer Sekundérroh-
stoffborse, die Organisation von Aus- und Weiterbil-
dungsmafinahmen, Workshops und Konferenzen zur
Forderung des Wissensaustausches, die Vernetzung und
die transnationale Zusammenarbeit.

Die maximale Forderhthe aus Mitteln des EFRE firr Mafinah-
men nach Nummer 2.1.2 betrdgt 80 000 EUR pro Mafinahme.

5.3.3 Die Mafinahmen nach Nummer 2.1.3 sind beihilfefdhig
nach der Verordnung (EU) Nr. 1407/2013 (De-minimis-Beihil-
fen). Der Hochstbetrag, den ein einziger Zuwendungsempfian-
ger in einem Zeitraum von drei Jahren erhalten darf, ist auf
200 000 EUR festgesetzt.

5.4 Zuwendungsfihig sind Ausgaben, die bei sparsamer und
wirtschaftlicher Ausfithrung unmittelbar notwendig sind, um
den Zuwendungszweck nach Nummer 1.1 zu erreichen. Insbe-
sondere sind die beilhilferechtlichen Vorschriften der AGVO
und der Verordnung (EU) Nr. 1407/2013 (De-minimis-Beihil-
fen-Verordnung) zu beachten.

5.4.1 Zuwendungsfihige Ausgaben fiir Mafinahmen nach
Nummer 2.1.1 sind

— Bauausgaben einschlieflich dazugehoériger Baunebenkosten,

— Anschaffungs- und Herstellungsausgaben fiir technische
Ausstattungen,

— Ausgaben fiir Gutachten geméaf Nummer 4.4.

5.4.2 Zuwendungsfihige Ausgaben fir Mafinahmen nach
Nummer 2.1.2 sind

— Personalkosten fiir wissenschaftliche Untersuchungen (Num-
mer 2.1.2 Buchst. a),

— Kosten fiir zertifizierte Berater (Nummer 2.1.2 Buchst. b),

— Anschaffungs- und Herstellungsausgaben fiir technische
Ausstattungen (Nummer 2.1.2 Buchst. c¢),

— Anschaffungs- und Herstellungsausgaben zur Einrichtung
einer Lernfabrik (Nummer 2.1.2 Buchst. d),

— Sach- und Personalkosten aus Ausrichtung eines Ideenwett-
bewerbs und zur Erstellung eines Konzepts (Nummer 2.1.2
Buchst. e).

5.4.3 Zuwendungsfihige Ausgaben fir Maflnahmen nach
Nummer 2.1.3 sind

— Sach- und Personalkosten des Netzwerk-Projektmanage-
ments,

— Reisekosten der Projektmitarbeiterinnen und Projektmitar-
beiter (geméafl den geltenden Reisekostenrechtsvorschrif-
ten fiir Niedersachsen),

— Honorare und Reisekosten externer Referentinnen und Re-
ferenten (geméfl den geltenden Reisekostenrechtsvorschrif-
ten fir Niedersachsen),

— Kosten fiir Auftakt- und Abschlussveranstaltung (Catering,
Raummiete etc.).

5.5 Dartiber hinaus kommt entsprechend Artikel 67 Abs. 1
Buchst. bund d i. V. m. Abs. 5 der Verordnung (EU) Nr. 1303/
2013 die Gewédhrung von Zuschiissen und riickzahlbarer Un-
terstiitzung auf Grundlage standardisierter Einheitskosten und
auf Grundlage von Pauschalsitzen in Betracht. Die richtlinien-
spezifische Anwendung und die Hohe werden durch den Be-
zugserlass zu b festgesetzt.

5.6 Nicht zuwendungsfihig sind:

— Finanzierungskosten, aufler bei Zuschiissen in Form von
Zinszuschiissen oder Pramien fiir Biirgschaften (im Sinne
von Artikel 69 Abs. 3 der Verordnung [EU] Nr. 1303/2013),

— die Umsatzsteuer, die nach dem UStG als Vorsteuer abzieh-
bar ist (im Sinne von Artikel 69 Abs. 3 der Verordnung
[EU] Nr. 1303/2013),

— Personal- und Verwaltungsausgaben fiir Vorhaben nach
den Nummern 2.1.1 und 2.1.2 c,

— Aufwendungen fir Betrieb und Unterhaltung,

— Grunderwerbskosten (Grundstiickskosten, Grunderwerb-
steuern, Notarkosten, Gerichtskosten).

5.7 Nummer 8.7 der VV/VV-Gk zu § 44 LHO findet keine
Anwendung.

6. Sonstige Zuwendungsbestimmungen

6.1 Die ANBest-EFRE/ESF sind unverdndert zum Bestandteil
des Bescheides zu machen. Sie ersetzen die ANBest-P und
ANBest-Gk. Abweichungen von den Regelungen aus den
ANBest-EFRE/ESF sind in den Zuwendungsbescheid aufzu-
nehmen.

6.2 Neben den Prifrechten aus Nummer 9 ANBest-EFRE/
ESF und den Mitwirkungspflichten aus Nummer 10 ANBest-
EFRE/ESF ist der Zuwendungsempfinger insbesondere zu
verpflichten, bei der Erfassung der Daten in der geforderten
Differenzierung und bei der Bewertung der Forderung nach
dieser Richtlinie mitzuwirken. Die hierfiir erforderliche Soft-
ware wird internetgestiitzt zur Verfiigung gestellt und ist zu
verwenden.

6.3 Der Zuwendungsempfinger ist darauf hinzuweisen, bei
der Forderung auf die Einhaltung der Querschnittsziele ,,Gleich-
stellung von Frauen und Médnnern“ (Artikel 7 der Verordnung
[EU] Nr. 1303/2013), ,,Nichtdiskriminierung und Chancengleich-
heit“ (Artikel 7 der Verordnung [EU] Nr. 1303/2013), ,Nach-
haltige Entwicklung” (Artikel 8 der Verordnung [EU] Nr. 1303/
2013) und ,,Gute Arbeit“ (eigenes Querschnittsziel des Landes
Niedersachsen in Anlehnung an die BR-Drs. 343/13) zu achten.

6.4 Bei der Zulassung eines vorzeitigen Mafinahmebeginns
werden gegentiiber dem Zuwendungsempfinger die ANBest-
EFRE/ESF fiir verbindlich erklért.

6.5 Alle relevanten Daten und Berichte sind der Klimaschutz-
und Energieagentur Niedersachsen (KEAN) fir den Aufbau
und zur Pflege einer digitalen Informationsplattform zur Dar-
stellung von Best-Practice-Beispielen zur Verfiigung zu stellen.

Der Zuwendungsempfénger ist bei Mafinahmen nach Num-
mer 2.1.3 mit dem Zuwendungsbescheid zu verpflichten,

— wihrend des Projektzeitraums ein Monitoring unter Feder-
fithrung des Zuwendungsempfingers oder eines vom Zu-
wendungsempfinger beauftragten Dritten durchzufiihren,
anhand dessen die vereinbarten einzelbetrieblichen und
gemeinsamen CO,-Minderungsziele und Energieeffizienz-
ziele nachgewiesen werden;

— eine Dokumentation (Leitfaden), die auf Grundlage der er-
mittelten Datenbasis und der Auswertung der Erkenntnisse
der betrieblichen Netzwerke Fallbeispiele zu verallgemeine-
rungsfihigen Losungen fiir betriebliche Energieeffizienz-
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mafinahmen darstellen, zu erstellen. Mit der Dokumentation
(dem Leitfaden) sollen Instrumente entwickelt und Mog-
lichkeiten aufgezeigt werden, wie die gewonnenen Erkennt-
nisse in die Betriebe getragen bzw. dort umgesetzt werden
koénnen;

— alleiniger Ansprechpartner der NBank, der Klimaschutz-
und Energieagentur Niedersachsen (KEAN) sowie des MU
auch fur alle am Netzwerk teilnehmenden Betriebe zu sein.

6.7 Die Kumulation mit Mitteln aus anderen Forderprogram-
men des Landes und des Bundes ist zuldssig, wenn die anderen
Forderprogramme die Kumulierung zulassen und durch die
Kumulierung beihilferechtliche Férderhochstgrenzen nicht
tberschritten werden. Antragsteller sind verpflichtet, im An-
trag diesbeziigliche Auskiinfte zu erteilen.

7. Anweisungen zum Verfahren

7.1 Fur die Bewilligung, Auszahlung und Abrechnung der Zu-
wendung sowie fiir den Nachweis und die Prifung der Verwen-
dung und die ggf. erforderliche Aufhebung des Zuwendungs-
bescheides und die Riickforderung der gewéhrten Zuwendung
gelten die VV/VV-Gk zu § 44 LHO sowie die ANBest-EFRE/ESF,
soweit nicht in dieser Richtlinie Abweichungen zugelassen wor-
den sind.

7.2 Bewilligungsstelle ist die Investitions- und Forderbank
Niedersachsen (NBank), Giinther-Wagner-Allee 12—16, 30177
Hannover.

7.3 Die Bewilligungsstelle stellt die fiir die Antragstellung, den
Mittelabruf und den Verwendungsnachweis erforderlichen
Informationen auf ihrer Internetseite (www.nbank.de) bereit.

Die Bewilligungsstelle halt fiir die Erstellung des zahlenma-
figen Nachweises nach Nummer 6.4 ANBest-EFRE/ESF Vor-
drucke vor.

Das programmverantwortliche Ressort kann im Einvernehmen
mit der Bewilligungsstelle Antragsstichtage fir das Gesamt-
programm, einzelne Programmteile oder Zielgebiete sowie Son-
derschwerpunkte zu bestimmten Themen festlegen. Die
Bekanntmachung erfolgt iiber die Internetseite der Bewilli-
gungsstelle (www.nbank.de).

7.4 Die Ubermittlung elektronischer Dokumente sowie das
Ersetzen der in den VV zu § 44 LHO angeordneten Schrift-
form durch die elektronische Form sind nach Mafigabe der fiir
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die elektronische Kommunikation geltenden Vorschriften des
NVwVIG i. V. m. dem VwVI{G zuléssig

7.5 Vor der Bewilligung wird das schriftliche Einverstindnis
der Zuwendungsempfinger dazu eingeholt, in der Liste der
Vorhaben verdffentlicht zu werden (vgl. Artikel 115 Abs. 2
i. V. m. Anhang XII Nr. 1 der Verordnung [EU] Nr. 1303/2013).

7.6 Die Zuwendungen diirfen nur soweit und nicht eher aus-
gezahlt werden, als die zuwendungsfihigen Ausgaben vom
Zuwendungsempfinger getétigt, zahlenméafig nachgewiesen
und von der Bewilligungsstelle gepriift wurden (Ausgabener-
stattungsprinzip). Die Bewilligungsstelle hilt die Zuwendungs-
empfanger in der Regel dazu an, Mittel mindestens einmal in
jedem Kalenderhalbjahr abzurufen (Mittelabruf). Zwischen den
einzelnen Antrdgen soll ein Zeitraum von mindestens zwei
Monaten liegen.

Der Zuwendungsempfénger ist zu verpflichten, seinen Pflich-
ten aus Nummer 6.4 ANBest-EFRE/ESF nachzukommen. Die
Bewilligungsstelle hat vor jeder Auszahlung alle vom Zuwen-
dungsempfinger erklarten tatsdchlich getédtigten Ausgaben und
Vergaben vollstdndig zu priifen. Bereits im Rahmen eines vor-
herigen Mittelabrufs gepriifte und anerkannte Ausgaben miis-
sen nicht erneut belegt und gepriift werden.

7.7 Die Zustimmung zu einem vorzeitigen Mafinahmebeginn
kann auf Antrag erteilt werden. Die Genehmigung des vorzei-
tigen Mafinahmenbeginns begriindet keinen Anspruch auf
Forderung.

7.8 Die Bewilligungsstelle kann in begriindeten Ausnahme-
féllen abweichend von Nummer 6.1 ANBest-EFRE/ESF einer
Verldngerung der Frist zur Vorlage des Verwendungsnachwei-
ses zustimmen. Ein Zwischennachweis ist nicht zu fithren.

8. Schlussbestimmungen
Dieser Erl. tritt am 15. 12. 2015 in Kraft und mit Ablauf des
31. 12. 2023 aufler Kraft.

An die

Investitions- und Férderbank Niedersachsen (NBank)

Nachrichtlich:

An die

Region Hannover, Landkreise, kreisfreien und groflen selbstdndigen
Stadte, die Samtgemeinden und Gemeinden

Wirtschaftsverbande

Kammern
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Anlage

Scoringliste zur Richtlinie ,Betriebliche Ressourcen- und Energieeffizienz*

Stand: 17. 11. 2015

Kriterium Mafinahmen Mafinahmen Mafinahmen Erlduterung Hinweise
gemaf gemaf gemafd
Nummer 2.1.1 | Nummer 2.1.2 | Nummer 2.1.3
(Punkte) (Punkte) (Punkte)
0 0 Keine klare Gliede- | Beispiel Struktur Gesamtkonzept:
iun'gkuni 1nngre — Problemstellung
gLk erkennbar — Stand der Technik
Qualitéit des 1 bis 5 1bis 5 1bis 5 Gliederung und/oder | — Konkreter Handlungsbedarf
innere Logik bedingt
Gesamtkonzepts — Umsetzung/Mafinahmen
erkennbar ; ;
] — Finanzierungsplan
6 6 6 Klare Gliederung — Zeitplan
und innere Logik gut
erkennbar
5 5 5 Mittleres
Unternehmen
KMU 10 10 10 Kleinunternehmen
15 15 15 Handwerksbetrieb
0 0 Die Nachhaltigkeits- | Rtickgriff auf diese Kriterien, sofern
kriterien wie in die vorliegenden Projekte nicht tiber
der nebenstehenden | Kennzahlen direkt vergleichbar sind
Auflistung bleiben | (z.B. [EUR/kWHh] fiir Energieeinspa-
weitgehend unbe- rung, [EUR/kg] fiir Materialeinspa-
riicksichtigt. rung oder [EUR/Lernplatz] fiir den
1bis9 1bis9 1bis9 Die Nachhaltigkeits- Bau emer Sch.ule).. .
kriterien wie in der | Nachhaltigkeitskriterien:
nebenstehenden — Energie- und Materialeffizienz
Auflistung werden (Aufwand pro Einheit)
Nachhaltigkeit: teilweise berticksich- | — Eintrittswahrscheinlichkeit eines
Kg(s:tene-lNIEtziln.- tigt. Reboundeffekts (in der Summe
Verhéltnis 10 10 10 Die Nachhaltigkeits- hohere Lasten durch anderweitige
- . o . Nutzung frei werdender Mittel
(Nicht fiir Nummer kriterien wie in der ner Fi
2.1.2 Buchst. e) nebenstehenden einer 1gsparung]
Auflistung werden | — Fortschritt
umfassend beriick- | — Einsatz Erneuerbarer Energien/
sichtigt. Nachwachsender Rohstoffe
— Reduktion der Betriebskosten
— Finanzierbarkeit (Eigenkapital-/
Fremdkapitaleinsatz)
— Breitenwirkung/-nutzen
— Lebensdauer
— Betrachtung von Lebenszyklus-
kosten
Die erwartete 20 20 20 Tonnen CO,-Ein- Die Berechnung der Energieeinspa-

. - . . . sparung/1 000 EUR | rung erfolgt anhand der mittleren
Energle—/g/latemalﬁm— 21 bis 42 21 bis 42 21bis 42 | Esrdermittel unter CO,-Emission/kwh unter Beriicksich-
S?arung argeste 1t< Beriicksichtigung tigung des bundesdeutschen Energie-
als ergvartete.rbli{luc ” der projektspeziti- mixes zu einem definierten
gang der Treibhaus- schen Gesamteinspa- | Zeitpunkt. Die spezifische Kosten
%IsIsi(ezgtlﬁ's'erl%errlnmer rung in Relation sind das vorrangige Kriterium.

2.1.2 Blilchstu a zur Gesamtheit der | Eine im Vergleich durchschnittliche
Nummer 2.1.2 Férdervorhaben. projektspezifische CO,-Gesamteinspa-
Buchst. e und rung ist neutral, eine iiberdurch-
Nummer 2.1.2 schnittlich (> 20 %) abweichende
Buchst. d) o CO,-Gesamteinsparung fithrt zu Zu-
’ bzw. Abschléagen.
0 0 Entspricht der
allgemeinen Regel
der Technik
1bis 11 1bis 11 1bis 11 Entspricht dem
Innovativer Ansatz Stand der Technik
12 12 12 Neubheit in Nieder-
sachsen (weniger als
drei vergleichbare
Projekte in Nieder-
sachsen)
. o Nicht berticksichtigt
Barrierefreiheit/ . o
Nichtdiskriminie- 2 Barrierefreiheit
rung berticksichtigt und
sichergestellt
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Kriterium Mafinahmen Mafinahmen Mafinahmen Erlduterung Hinweise
gemafd gemafd gemafd
Nummer 2.1.1 | Nummer 2.1.2 | Nummer 2.1.3
(Punkte) (Punkte) (Punkte)
0 0 Keine Elemente
der Gleichstellung
Gleichstellung enthalten
von Frauen und 2 2 2 Projektantrag
Ménnern enthélt Elemente, die
der Gleichstellung
dienlich sind
0 0 Nicht berticksichtigt
2 2 2 Tarifbindung/Mitbe-
stimmung bei KMU
. 2 2 2 Unternehmen bildet
Gute Arbeit aus
2 2 2 Unternehmen
fordert die Verein-
barung von Familie
und Beruf
0 Anschlussfiahigkeit | Technisches Beispiel zur An-
nicht herzustellen schlussfahigkeit:
3 Anschlussfahigkeit | Das Prinzip der Warmertickgewin-
Kriterien fiir gegeben nung aus Abgasen integriert sich gut
in bestehende P , da hier ledig-
T oll Anstlyss |1 o o de b i
Nummer 2.1.1 fahigkeit gegeben A e
anlgkell geg ) grundlegende Anderung eines Prozess-
zudem werden ablaufs durchgefiihrt werden muss.
weitere Effl.zwnzpo- Somit ist diese Technik als anschluss-
tenziale freigesetzt fahig zu bewerten.
Kriterien fur 0 bis 2 Vermeidung von
Maflnahmen nach Abfillen
gﬁgle:?ﬁualrﬁzer 0 bis 3 Einsatzvon
2.1.2 Buchst. e) Recyclingmaterialen
Kriterien fir 0 bis 5 Durchfiithrung eines
Mafinahmen nach Wettbewerbs
Nummer 2.1.2
Buchst. e (Sekundér-
rohstoffborse)
0 bis 5 Im regionalen Die Einrichtung neuer Netzwerke
Gebiet des neu soll regional moglichst dort erfolgen,
Kriterien fur einzurichtenden wo noch keine entsprechenden Netz-
Mafinahmen nach Netzwerkes ist eine | werke vorhanden sind oder waren
Nummer 2.1.3 regionale Energie- und wo regionale Beratungseinrich-
beratungsagentur tungen existieren.
ansassig.
Summe (maximale
Punktzahl) 100 100 100

Die Gesamtpunktzahl fir Mafinahmen gemdfi Nummer 2.1.2 Buchst. a, Nummer 2.1.2 Buchst. d und Nummer 2.1.2 Buchst. e ist
mit dem Faktor 100/58 zu multiplizieren.

Amt fiir regionale Landesentwicklung Braunschweig

Anerkennung der ,,G. Jordan WP Familienstiftung*

Bek. d. ArL Braunschweig v. 25. 11. 2015
— 2.11741/40-310 —

Mit Schreiben vom 25. 11. 2015 hat das ArL Braunschweig

als zustandige Stiftungsbehorde nach § 3 NStiftG aufgrund des
Stiftungsgeschéfts vom 16. 11. 2015 und der diesem beigefiigten
Stiftungssatzung die ,,G. Jordan WP Familienstiftung” mit Sitz
in Hann. Miinden geméf § 80 BGB als rechtsfihig anerkannt.

Zweck der Stiftung ist die finanzielle Unterstiitzung des
Stifters und seiner leiblichen Abkémmlinge und der Aus- und
Weiterbildung der leiblichen Abkémmlinge des Stifters.

Die Stiftung kann wie folgt angeschrieben werden:

G. Jordan WP Familienstiftung
Im Schedetal 1
34346 Hann. Miinden.

— Nds. MBI. Nr. 47/2015 S. 1524
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Anerkennung der ,,Stiftung fiir Lebensrettung -
Volker und Eva-Maria Schatz*

Bek. d. ArL Braunschweig v. 26. 11. 2015
— 2.11741/40-311 —

Mit Schreiben vom 26. 11. 2015 hat das ArL Braunschweig
als zustdndige Stiftungsbehorde nach § 3 NStiftG aufgrund
des Stiftungsgeschéfts vom 16. 11. 2015 und der diesem bei-
gefiigten Stiftungssatzung die ,Stiftung fiir Lebensrettung -
Volker und Eva-Maria Schatz” mit Sitz in Ilsede gemafs § 80
BGB als rechtsfahig anerkannt.

Zweck der Stiftung ist die Férderung der Rettung aus Le-
bensgefahr. Das Fordergebiet ist auf die Bundesrepublik
Deutschland beschrankt.

Die Stiftung kann wie folgt angeschrieben werden:

Stiftung fiir Lebensrettung - Volker und Eva-Maria Schatz
z. Hd. Herrn Frank Neumann

Zum Heers 12

31241 Ilsede.

— Nds. MBI. Nr. 47/2015 S. 1525

Amt fiir regionale Landesentwicklung Weser-Ems

Anerkennung der
,Knyphausen-Stiftung fiir Nachhaltigkeit,
Naturschutz und Bildung*

Bek. d. ArL. Weser-Ems v. 26. 11. 2015
— 2.06-11741-02 (037) —

Mit Schreiben vom 25. 11. 2015 hat das ArL Weser-Ems als
zustandige Stiftungsbehorde gemafd § 3 NStiftG unter Zugrunde-
legung des Stiftungsgeschéfts mit Satzung vom 10. 6. 2015 die
,Knyphausen-Stiftung fiir Nachhaltigkeit, Naturschutz und
Bildung” mit Sitz in der Gemeinde Liitetsburg geméaf} § 80 BGB
als rechtsfahig anerkannt.

Zweck der Stiftung ist die Forderung der Jugend- und Al-
tenhilfe, der Erziehung und Berufsbildung einschlieflich der
Studentenhilfe, des Naturschutzes, der Landschaftspflege und
des Umweltschutzes, des Tierschutzes sowie der Entwicklungs-
zusammenarbeit.

Die Anschrift der Stiftung lautet:

Knyphausen-Stiftung fiir Nachhaltigkeit, Naturschutz und Bil-
dung

Landstrafie 40

26524 Liitetsburg.

— Nds. MBI. Nr. 47/2015 S. 1525

Niedersichsischer Landesbetrieb
fiir Wasserwirtschaft, Kiisten- und Naturschutz

Verordnung
iiber die Festsetzung des Uberschwemmungsgebietes
der Grofien Hase, des Essener Kanals und der Uberfallhase
von der Einmiindung des Hahnenmoorkanals
bis zur Sohlengleite (ehemals Schiitzenhofwehr)
in Quakenbriick

Vom 10. 11. 2015

Aufgrund der §§ 76 und 78 WHG vom 31. 7. 2009 (BGBL. I
S. 2585), zuletzt gedndert durch Artikel 320 der Verordnung
vom 31. 8. 2015 (BGBIL. I S. 1474), und § 115 NWG vom 19. 2.
2010 (Nds. GVBL. S. 64), zuletzt gedndert durch Artikel 13 des
Gesetzes vom 18. 12. 2014 (Nds. GVBL. S. 477),i. V. m. § 91
Abs. 2 NWG wird verordnet:

§1
Festsetzung des Uberschwemmungsgebietes

Fiir die Grofle Hase, den Essener Kanal und die Uberfallhase
in den Landkreisen Osnabriick, Cloppenburg und Emsland
wird ein Uberschwemmungsgebiet in den in § 2 niher be-
zeichneten Grenzen festgesetzt.

§2
Geltungsbereich

(1) Das Uberschwemmungsgebiet der Groen Hase, des Es-
sener Kanals und der Uberfallhase liegt in der Stadt Quaken-
briick (Samtgemeinde Artland), der Gemeinde Menslage (Samt-
gemeinde Artland), der Gemeinde Essen, der Stadt Léningen
und der Gemeinde Herzlake (Samtgemeinde Herzlake). Es
reicht von der Einmiindung des Hahnenmoorkanals in Herz-
lake bis zur Sohlengleite (ehemals Schiitzenhofwehr) in Qua-
kenbriick. Die unter den Briicken der das Uberschwemmungs-
gebiet querenden Verkehrsanlagen gelegenen Geldndefldchen
sind Teil des festgesetzten Uberschwemmungsgebietes.

(2) Die Grenzen des Uberschwemmungsgebietes ergeben
sich aus den mitveréffentlichten Ubersichtskarten im Maf-
stab 1:40 000 (Anlagen 1.1 und 1.2). Die Begrenzung des
Uberschwemmungsgebietes ergibt sich dariiber hinaus aus ei-
ner Ubersichtskarte im Mafistab 1 :25 000 (Anlage 2) und
acht Lagepldnen im Mafistab 1 : 5 000 (Anlage 3, Blatt 1 bis 8).

(3) Die Veroffentlichung der Ubersichtskarte im MafBstab
1:25 000 und der Lagepldne im Maf3stab 1 :5 000 wird da-
durch ersetzt, dass Ausfertigungen dieser Karten bei der Samt-
gemeinde Artland, der Gemeinde Essen, der Stadt Loningen
und der Samtgemeinde Herzlake sowie den Landkreisen Os-
nabriick, Cloppenburg und Emsland aufbewahrt werden. Dort
konnen sie wihrend der Dienststunden von jedermann kos-
tenlos eingesehen werden.

§3
Verbote und Genehmigungs- und Zulassungserfordernisse
(1) Verbote sowie Genehmigungs- und Zulassungserforder-
nisse fir Handlungen oder Maflnahmen im Uberschwem-
mungsgebiet richten sich nach den Vorschriften des WHG
und des NWG in der jeweils geltenden Fassung.

(2) Von den Genehmigungs- und Zulassungserfordernissen
des § 78 Abs. 3 und 4 WHG werden ausgenommen:

1. die Verlegung unterirdischer Leitungen, wenn das Geldnde
innerhalb eines Monats nach Beginn der Verlegearbeiten
in den urspringlichen Zustand zuriickversetzt wird,

2. die Errichtung von Weidezdunen, selbsttatigen Viehtran-
ken, einstimmigen Freileitungsmasten,

3. Dachausbauten sowie das Aufstocken von Gebiduden,
wenn die Grundfldche nicht verdndert wird.

Auf die Anzeigepflichten fiir die Errichtung oder Erweiterung
baulicher Anlagen gemafd § 78 Abs. 3 Satz 3 WHG wird hinge-
wiesen.

§4
Inkrafttreten

Diese Verordnung tritt am Tag nach ihrer Verkiindung im
Nds. MBL. in Kraft. Gleichzeitig tritt die durch Verordnung
des Oberprésidenten der Provinz Hannover vom 17. 3. 1914
(ABL. der Koniglichen Regierung zu Osnabriick S. 97) erfolgte
Feststellung des Freihaltungsverzeichnisses, soweit sie sich
auf den Geltungsbereich dieser Verordnung erstreckt, auler
Kraft.

Oldenburg, den 10. 11. 2015

Niedersichsischer Landesbetrieb
fiir Wasserwirtschaft, Kiisten- und Naturschutz

Fuhrmann
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Anlage zur Verordnung des NLWKN vom 10.11.2015

Uberschwemmungsgebiet der
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) Vorliufige Sicherung
des Uberschwemmungsgebietes der Grofen Aue
im Landkreis Heidekreis

Bek. d. NLWKN v. 9. 12. 2015
— 62023-03-48-94-20 —

Der NLWKN hat den Bereich des Landkreises Heidekreis,
der von einem hundertjihrlichen Hochwasser der Grofien
Aue tiberschwemmt wird, ermittelt und in Arbeitskarten dar-
gestellt.

Die Arbeitskarten werden hiermit 6ffentlich bekannt gemacht.
Das Uberschwemmungsgebiet ist ab dem Tag nach dieser Bek.
nach § 76 Abs. 3 WHG vom 31. 7. 2009 (BGBI. I S. 2585), zu-
letzt gedndert durch Artikel 320 der Verordnung vom 31. 8.
2015 (BGBL I S. 1474), i. V. m. § 115 NWG vom 19. 2. 2010
(Nds. GVBL. S. 64), zuletzt gedndert durch Artikel 13 des Ge-
setzes vom 18. 12. 2014 (Nds. GVBL. S. 477), vorldufig gesi-
chert. Es gelten gemdfl § 78 Abs. 6 WHG die Verbote und
Genehmigungsvorbehalte des § 78 Abs. 1 bis 4 WHG.

Das Uberschwemmungsgebiet erstreckt sich auf das Gebiet
der Stadt Soltau und ist in der mitverdffentlichten Ubersichts-
karte (Anlage) im Mafistab 1 : 30 000 dargestellt. Die Arbeits-
karten im Mafstab 1 : 5 000 (Blatt 1 bis 3) werden beim

Landkreis Heidekreis,
Harburger Strafle 2,
29614 Soltau,

aufbewahrt und kénnen ab dem Tag nach dieser Bek. wih-
rend der Dienststunden dort kostenlos eingesehen werden. In
den Arbeitskarten ist die Grenze des nach § 115 Abs. 5 NWG
vorldufig gesicherten Uberschwemmungsgebietes mit einer
roten Linie gekennzeichnet; das vom NLWKN ermittelte Uber-
schwemmungsgebiet selbst ist blau dargestellt.

Rechtsbehelfsbelehrung:

Gegen diese Bek. kann innerhalb eines Monats nach Bekannt-
gabe Widerspruch erhoben werden. Der Widerspruch ist schrift-
lich oder zur Niederschrift beim

Niedersichsischen Landesbetrieb fiir Wasserwirtschaft, Kiisten-
und Naturschutz,

Betriebsstelle Verden,

Biirgermeister-Miinchmeyer-Strafle 6,

27283 Verden,

oder beim

Niedersichsischen Landesbetrieb fiir Wasserwirtschaft, Kiisten-
und Naturschutz,

Direktion — Geschiéftsbereich VI —,

Ratsherr-Schulze-Strafie 10,

26122 Oldenburg,

oder beim

Niedersichsischen Landesbetrieb fiir Wasserwirtschaft, Kiisten-
und Naturschutz,
Direktion,
Am Sportplatz 23,
26506 Norden,
einzulegen.

Hinweis:
Die aktuellen Karten werden nach der Bearbeitung auf der In-
ternetseite des NLWKN eingestellt unter: www.nlwkn.nieder-
sachsen.de/Hochwasser- & Kiistenschutz/Hochwasserschutz/
Uberschwemmungsgebiete/zu den Uberschwemmungsgebiets-
karten.
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Staatliches Gewerbeaufsichtsamt Braunschweig

Offentliche Bekanntmachung
iiber die Festlegung des Erorterungstermins
im Planfeststellungsverfahren
fiir die Erweiterung der Entsorgungsanlage Liithorst
(Gesellschatt fiir die Aufbereitung und Verwertung
von Reststoffen GFR mbH, Liithorst)

Bek. d. GAA Braunschweig v. 12. 11. 2015
— 62811 NOM 09/01 —

Die Gesellschaft fiir die Aufbereitung und Verwertung von
Reststoffen mbH (GFR mbH), Lohweg 25, 30559 Hannover, hat
mit Antrag vom 31. 10. 2014 beim GAA Braunschweig eine
Planfeststellung gemafs § 35 Abs. 2 KrWG vom 24. 2. 2012
(BGBL. I S. 212), zuletzt gedndert durch Artikel 4 der Verord-
nung vom 20. 10. 2015 (BGBL. I S. 1739), fir die Erweiterung
der bestehenden Entsorgungsanlage Liithorst beantragt.

Der Termin geméf § 73 Abs. 6 VwV{G zur Erorterung der in
diesem Planfeststellungsverfahren rechtzeitig gegen den Plan
erhobenen Einwendungen, die rechtzeitig abgegebenen Stel-
lungnahmen der Vereinigungen sowie der Stellungnahmen
der Behorden zu dem Plan mit dem Trdger des Vorhabens,
den Behorden, den Betroffenen sowie denjenigen, die Einwen-
dungen erhoben oder Stellungnahmen abgegeben haben, fin-
det statt am

Dienstag, dem 19. 1. 2016, 10.00 Uhr,
Wilhelm-Busch-Landhotel,
Weifde Miihle 11,

37586 Liithorst.

Es wird darauf hingewiesen, dass
— der Erorterungstermin nicht 6ffentlich ist,

— bei Ausbleiben einer oder eines Beteiligten auch ohne sie
oder ihn verhandelt und entschieden werden kann,

— die Beteiligten sich durch Bevollméchtigte vertreten lassen
konnen, die auf Verlangen die Vollmacht schriftlich nach-
zuweisen haben,

— die Erorterung bei Bedarf jeweils am darauffolgenden Werk-
tag (ohne Samstag) zur gleichen Zeit an gleicher Stelle fort-
gesetzt wird.

Diese Bek. ist auch im Internet unter http://www.gewerbe-
aufsicht.niedersachsen.de und dort tiber den Pfad ,,Bekanntma-
chungen > Braunschweig — Gottingen“ einsehbar.

— Nds. MBI. Nr. 47/2015 S. 1530

Offentliche Bekanntmachung
eines Genehmigungsverfahrens nach dem BImSchG
(Warmser Bioenergie GmbH & Co. KG, Meinersen)

Bek. d. GAA Braunschweig v. 12. 11. 2015
— BS 15-128 —

Die Firma Warmser Bioenergie GmbH & Co. KG, Warmse 2,
38536 Meinersen, hat mit Antrag vom 31. 7. 2015 die Erteilung
einer Anderungsgenehmigung gemédft § 16 Abs. 1 BImSchG
i.d. F. vom 17. 5. 2013 (BGBL. I S. 1274), zuletzt gedndert
durch Artikel 76 der Verordnung vom 31. 8. 2015 (BGBL. I
S. 1474), fir die Erweiterung der Biogasanlage bei Warmse be-
antragt.

Bei dem Vorhaben handelt es sich um die Erweiterung der
Biogasanlage durch insbesondere die Errichtung eines leis-
tungsstdrkeren BHKW-Motors, die Errichtung eines Warm-
wasserspeichers als Warmepufferspeicher sowie eine Steige-
rung der Einsatzstoffmengen.

Die Biogasanlage ist gemafs Nummer 8.6.2.1 (E/G) des An-
hangs 1 der 4. BImSchV vom 2. 5. 2013 (BGBL. I S. 973, 3756),
zuletzt gedndert durch Artikel 3 der Verordnung vom 28. 4. 2015
(BGBL. I S. 670), genehmigungsbediirftig.
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Genehmigungsbehorde ist das GAA Braunschweig.

Gemif § 3 ¢ UVPG vom 24. 2. 2010 (BGBL. I S. 94), zuletzt
gedndert durch Artikel 93 der Verordnung vom 31. 8. 2015
(BGBIL.IS. 1474),i. V. m. Nummer 8.4.1.1 der Anlage 1 UVPG
ist im Genehmigungsverfahren eine allgemeine Vorpriifung
des Einzelfalles durchzufiihren.

Die gednderte Anlage soll schnellstmoglich in Betrieb ge-
nommen werden.

Der Antrag einschlieBlich der dazu eingereichten Unterla-
gen (Zeichnungen, Erlduterungen usw.) kann

vom 16. 12. 2015 bis zum 26. 1. 2016
in den folgenden Stellen zu den jeweils angegebenen Zeiten
eingesehen werden:

— Staatliches Gewerbeaufsichtsamt Braunschweig,
Ludwig-Winter-Strafle 2,
38120 Braunschweig,
Einsichtmoglichkeit:
montags bis donnerstags
freitags und an Tagen
vor Feiertagen

von 8.00 bis 15.30 Uhr,

von 8.00 bis 14.30 Uhr

und nach telefonischer Vereinbarung unter Tel. 0531
35476-0;

— Samtgemeinde Meinersen,
Rathaus,
Hauptstrafle 1,
38536 Meinersen,

Einsichtmaoglichkeit:

montags bis freitags,
aufer mittwochs von 8.00 bis 12.00 Uhr,
donnerstags auch von 14.00 bis 18.00 Uhr

und nach telefonischer Vereinbarung unter Tel. 05372 89-0.

In der Zeit vom 24. 12. 2015 bis 3. 1. 2016 findet wegen der
Feiertage keine Auslegung statt.

Diese Bek. und die Antragsunterlagen sind auch im Internet
unter http://www.gewerbeaufsicht.niedersachsen.de und dort
iiber den Pfad ,Bekanntmachungen > Braunschweig — Got-
tingen“ einsehbar.

Einwendungen gegen das Vorhaben koénnen gemifl § 10
Abs. 3 BImSchG bis zwei Wochen nach Ablauf der Ausle-
gungsfrist (bis zum 9. 2. 2016) schriftlich bei den genannten
Auslegungsstellen erhoben werden. Mit Ablauf der Einwen-
dungsfrist werden alle Einwendungen ausgeschlossen, die
nicht auf besonderen privatrechtlichen Titeln beruhen.

Gemaf § 12 Abs. 2 der 9. BImSchV i. d. F. vom 29. 5. 1992
(BGBL. IS. 1001), zuletzt gedndert durch Artikel 5 der Verord-
nung vom 28. 4. 2015 (BGBL. I. S. 670), sind die Einwendun-
gen der Antragstellerin und, soweit sie deren Aufgabenbe-
reich beriihren, den nach § 11 der 9. BImSchV beteiligten Be-
hoérden bekannt zu geben. Es wird darauf hingewiesen, dass
auf Verlangen der Einwenderin oder des Einwenders deren
oder dessen Name und Anschrift vor der Bekanntgabe un-
kenntlich gemacht werden sollen, wenn diese zur ordnungs-
gemiflen Durchfithrung des Genehmigungsverfahrens nicht
erforderlich sind.

Es wird weiter darauf hingewiesen, dass gleichférmige Ein-
wendungen unberticksichtigt bleiben konnen, wenn die Un-
terzeichnenden ihren Namen oder ihre Anschrift nicht oder
nicht leserlich angegeben haben.

Der Erorterungstermin wird bestimmt auf

Dienstag, den 15. 3. 2016, 10.00 Uhr,
Rathaus der Samtgemeinde Meinersen,
Sitzungszimmer,
Hauptstrafie 1,

38536 Meinersen.

Die Durchfithrung des Erorterungstermins liegt im Ermes-
sen der Genehmigungsbehorde.

Bei Bedarf wird die Erérterung jeweils am darauffolgenden
Werktag (ohne Samstag) zur gleichen Zeit an gleicher Stelle
fortgesetzt.

Formgerecht erhobene Einwendungen werden auch bei
Ausbleiben der Antragstellerin oder von Personen, die Ein-
wendungen erhoben haben, erortert.

Gemaif § 10 Abs. 4 Nr. 4 BImSchG kann die Zustellung der
Entscheidung tiber die Einwendungen durch 6ffentliche Be-
kanntmachung ersetzt werden.

— Nds. MBI. Nr. 47/2015 S. 1530

Staatliches Gewerbeaufsichtsamt Osnabriick

Feststellung gemif § 3 a UVPG
(F. Altesellmeier GmbH, Rieste)

Bek. d. GAA Osnabriick v. 19. 11. 2015
— 15-020-01/Ah —

Die Firma F. Altesellmeier GmbH, Braunschweiger Strafle 13,
49434 Neuenkirchen-Vorden, hat mit Antrag vom 11. 8. 2015
die Erteilung einer Genehmigung gemafl den §§ 4 und 19
BImSchG in der derzeit geltenden Fassung zur Errichtung und
zum Betrieb einer Anlage zur Lagerung von brennbaren Gasen
beantragt. Standort der Anlage ist das Grundstiick in 49597
Rieste, Meppener Strafle 7, Gemarkung Rieste, Flur 25, Flur-
stiicke 26/11, 28/21 und 30/32.

Im Rahmen dieses Genehmigungsverfahrens ist gemaf} § 3 ¢
i. V. m. Nummer 9.1.1.3 der Anlage 1 UVPG in der derzeit gel-
tenden Fassung durch eine standortbezogene Vorpriufung des
Einzelfalles zu ermitteln, ob fiir das beantragte Vorhaben die
Durchfiihrung einer Umweltvertréaglichkeitspriifung erforder-
lich ist.

Die Vorpriifung hat ergeben, dass eine Umweltvertraglich-
keitspriifung nicht erforderlich ist.

Diese Feststellung wird hiermit 6ffentlich bekannt gemacht.
Sie ist nicht selbstdndig anfechtbar.

— Nds. MBI. Nr. 47/2015 S. 1531
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Anlage (zu S. 1530) ___

r 4

\/\ Niedersachsischer Landesbetrieb fiir

Wasserwirtschaft, Kiisten- und Naturschutz
NLWKN

Vorlaufige Sicherung
des Uberschwemmungsgebietes
der GroRen Aue
im Landkreis Heidekreis

Ubersichtskarte

Bek. des NLWKN vom 09.12.2015
Az: 62023-03-48-94-20
Legende

— Grole Aue
Nebengewasser

Vorlaufig gesichertes Uberschwemmungsgebiet der
- GrofRen Aue (soweit nicht bereits festgesetzt)

Verfahrensgrenze
I Blatt-Nr. und Bereich der Arbeitskarte M.: 1 :5.000

Verwaltungsgrenze N

D Gemeindegrenze

Nachrichtlich
@ USG Bshme, festgesetzt am 12.01.2010
g USG Boéhme (Oberlauf), vorlaufig gesichert am 06.02.2013

[[[[l] USG Soltau, festgesetzt am 29.01.2010
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]
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,Quelle: Auszug aus den Geobasisdaten der Niedersachsischen Vermessungs- und
Katasterverwaltung,

© 2015 Q LGLN"

Aufgestellt: Verden, 07.10.2015
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Feststellung gemaf} § 3 a UVPG
(Wolfgang Kramm, Melle)

Bek. d. GAA Osnabriick v. 25. 11. 2015
— 15-023-01/Ev —

Herr Wolfgang Kramm, Ratsherrenstrafie 113, 49328 Melle,
hat mit Antrag vom 7. 9. 2015 die Erteilung einer Genehmi-
gung gemdf den §§ 4 und 19 BImSchG in der derzeit geltenden
Fassung fiir eine Anlage zum Schlachten von Tieren bean-
tragt. Standort der Anlage ist das Grundstiick in 49328 Melle,
Ratsherrenstrafie 113, Gemarkung Dohren, Flur 4, Flurstiicke
38/3 und 40/1.

Im Rahmen dieses Genehmigungsverfahrens ist gemaf § 3 ¢
i. V. m. Nummer 7.13.2 der Anlage 1 UVPG in der derzeit gel-

tenden Fassung durch eine standortbezogene Vorpriifung des
Einzelfalles zu ermitteln, ob fiir das beantragte Vorhaben die
Durchfiihrung einer Umweltvertriglichkeitsprifung erforder-
lich ist.

Die Vorpriifung hat ergeben, dass eine Umweltvertraglich-
keitspriifung nicht erforderlich ist.

Diese Feststellung wird hiermit 6ffentlich bekannt gemacht.
Sie ist nicht selbstédndig anfechtbar.

— Nds. MBI. Nr. 47/2015 S. 1534

Stellenausschreibungen

Der Niedersichsische Landkreistag e. V. (NLT) ist die Vereinigung
der 37 niedersdchsischen Landkreise und der Region Hannover. Er
vertritt die Belange seiner Mitglieder insbesondere gegentiber dem LT
und der LReg.

Der NLT sucht, vorbehaltlich einer Entscheidung der Landkreisver-
sammlung, moglichst zum 1. 4. 2016

eine Sachbearbeiterin oder einen Sachbearbeiter.

Die Sachbearbeiterstelle wird den Referaten IV (Allgemeine Fragen
des Umweltschutzes, Abfallwirtschaft, Wasserwirtschaft, Veterinar-
wesen, Verbraucherschutz) sowie VIII (Bau, Raumordnung, Landes-
entwicklung, Naturschutz, Landwirtschaft) jeweils zur Halfte zuge-
ordnet werden. Der Schwerpunkt der Tatigkeit umfasst die Bearbei-
tung entsprechender Themen in den vorgenannten Bereichen. Eine
spétere eigenstdndige Wahrnehmung von abgrenzbaren Teilgebieten
in Abstimmung mit dem zustdndigen Beigeordneten ist nicht ausge-
schlossen. Anderungen der Geschiftsverteilung bleiben vorbehalten.

Gesucht wird eine iiberdurchschnittlich qualifizierte, entwicklungs-
fahige Beamtin oder Arbeitnehmerin oder ein tiberdurchschnittlich
qualifizierter, entwicklungsfihiger Beamter oder Arbeitnehmer mit
der Befdhigung zur Laufbahngruppe 2, erstes Einstiegsamt. Erfahrun-
gen in der Kommunal- oder Staatsverwaltung sowie in den vorgenann-
ten Téatigkeitsbereichen sind von Vorteil. Auflerdem werden PC- und
Office-Kenntnisse, Initiative zur eigenverantwortlichen Aufgaben-
wahrnehmung sowie sicheres Auftreten und Durchsetzungsfahigkeit
erwartet.

Der Stellenplan lésst eine Einstufung bis in die BesGr. A 13 (mit Pri-
vatdienstvertrag) oder die entsprechende Einstufung nach dem TV6D
zu. Die Stelle ist nicht teilzeitgeeignet. Schwerbehinderte Bewerberin-
nen und Bewerber sowie Frauen werden bei gleicher Eignung bevor-
zugt beriicksichtigt.

Bewerbungen mit den tiblichen Unterlagen richten Sie bitte bis zum
15. 1. 2016 an den Niedersdchsischen Landkreistag e. V., Referat I, Am
Mittelfelde 169, 30519 Hannover. Fiir Riickfragen steht Ihnen der Bii-
roleiter, Herr Malzahn, unter Tel. 0511 87953-19, E-Mail: malzahn@
nlt.de, gerne zur Verfiigung. Weitere Informationen tiber den NLT er-
halten Sie unter www.nlt.de.

— Nds. MBI. Nr. 47/2015 S. 1534

Beim Niedersichsischen Landesrechnungshof in Hildesheim ist
zum ndchstmaglichen Zeitpunkt der Dienstposten bzw. Arbeitsplatz

im Bereich Betriebstechnik
der BesGr. A 12/EntgeltGr. E 12

im Referat 4.2 zu besetzen.
Der LRH:

Als unabhéingige Finanzkontrolle beschiftigt sich der LRH damit, dass
die Mittel des Landes wirtschaftlich eingesetzt werden. Dazu beraten
und priifen wir Ministerien und Behérden in ganz Niedersachsen. Un-
sere wesentlichen Ergebnisse fassen wir schliefilich in einem Jahresbe-
richt zusammen, mit dem wir LT, LReg und Offentlichkeit informie-
ren.

Unser Angebot:

Wir bieten Thnen einen vielseitigen Arbeitsplatz, auf dem Ihre Fach-
kenntnisse und Priifungsideen bei rechtlichen, technischen und wirt-
schaftlichen Aufgabenstellungen gefragt sind. Thre Einarbeitung wird
intensiv unterstutzt. Dazu gehoren umfangreiche Fortbildungsangebo-
te. Eine Mentorin oder ein Mentor und eine Coachin oder ein Coach
werden Thnen zur Seite gestellt. Wir bieten leistungsstarken Mitarbei-
terinnen oder Mitarbeitern weitere berufliche Perspektiven. Auf in-
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teressanten Dienstreisen in ganz Niedersachsen kontaktieren Sie Ver-
waltungsfachleute verschiedenster Fachrichtungen und kénnen sich
selbst als Expertin oder Experte positionieren. Eine gute Vereinbarkeit
von Beruf und Familie (Teilzeitmoglichkeiten — bei ortlichen Erhe-
bungen oder Fortbildungen mitunter eingeschrankt — und alternative
Arbeitsmodelle) runden unser Angebot ab.

Thre Aufgaben:
Zum Aufgabengebiet gehoren Priifungen von Hochbaumafinahmen
und -angelegenheiten des Landes Niedersachsen. Ihre Tétigkeit besteht
im Wesentlichen in der Priifung und Bewertung
— der technischen Ausriistung von 6ffentlichen Baumafinahmen,
— von betriebs- und versorgungstechnischen Anlagen sowie weite-
ren technischen Einrichtungen und Geréten,
— des Gebdudemanagements und der Energiebesorgung von Liegen-
schaften.

Jede Priifung bereiten wir durch ein Konzept sorgfiltig vor. Die Prii-
fung kann in der Auswertung von Unterlagen oder der Befragung der
Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter bestehen — immer gehort dazu die
Kooperation und Abstimmung mit der gepriiften Stelle. Sie bereiten —
tiberwiegend im Rahmen von Teampriifungen — die 6rtlichen Erhe-
bungen in den zu priifenden Stellen vor und fiihren sie eigenverant-
wortlich durch. Anschliefend entwerfen Sie Priifungsmitteilungen
und die Beitrdge zu den Jahresberichten.

Unterstiitzen Sie unser Team? Wir suchen Mitarbeiterinnen und Mit-
arbeiter, die eigenverantwortlich und selbstdndig, prézise und gewis-
senhaft sind, in Wort und Schrift iiberzeugend und sachlich argumen-
tieren und vortragen konnen und die Bereitschaft mitbringen, sich ex-
zellentes Fachwissen anzueignen.

Thre Bewerbung:

Sie konnen sich bewerben, wenn Sie ein Studium der Fachrichtung
Maschinenbau/Versorgungstechnik/Elektrotechnik oder des Wirtschafts-
ingenieurwesens mit dem Abschluss Diplom-Ingenieurin oder Diplom-
Ingenieur/Bachelor of Engineering/Bachelor of Science absolviert ha-
ben, bevorzugt mit dem Schwerpunkt Betriebstechnik.

Von Vorteil sind durch berufspraktische Erfahrung erworbene

— Kenntnisse im 6ffentlichen Vergabe- und Vertragswesen sowie der
technischen Normen,

— Kenntnisse im Gebdudemanagement oder in der Projektleitung
von Bauvorhaben (Planung, Durchfithrung, Abrechnung, Wirt-
schaftlichkeitsbetrachtungen).

Dies gilt auch fir berufspraktische Erfahrungen in der 6ffentlichen
Verwaltung des Landes oder der Kommunen.

Diese Bewerbung erfolgt im Wege des Onlineverfahrens. Uber den
folgenden Link gelangen Sie auf die Startseite fiir Thre Bewerbung:
t1p.de/LRH-15-11.

Die Bewerbungsfrist endet am 8. 1. 2016.

Gleichstellung:

Der LRH setzt sich fiir die berufliche Gleichstellung ein und begriifit

ausdriicklich die Bewerbung von Frauen.

Der LRH sieht sich der Gleichstellung von Menschen mit Behinde-
rung in besonderer Weise verpflichtet und begrifit deshalb entspre-
chende Bewerbungen.

Auskiinfte und Informationen:

Auskiinfte erteilen Ihnen gern Herr Hartmut Friebel, Referat 4.2, Tel.

05121 938-724, E-Mail: hartmut.friebel@lrh.niedersachsen.de, oder

Herr Sven Litirsen, Prisidialstelle, Tel. 05121 938-632, E-Mail: sven.

lueuersen@lrh.niedersachsen.de.

Weitergehende Informationen iiber den LRH unter: www.Irh.nie-
dersachsen.de.

— Nds. MBI. Nr. 47/2015 S. 1534
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In der Niedersichsischen Staatskanzlei ist im Referat 403 (Koordi-
nierung der EU-Férderung [EFRE, ESF, ELER]) zum 1. 3. 2016 der Ar-
beitsplatz

einer Sachbearbeiterin oder eines Sachbearbeiters

fiir den ELER-Bereich befristet fiir die Dauer des Mutterschutzes und
der Elternzeit (voraussichtlich bis 31. 1. 2017) zu besetzen.

Der Arbeitsplatz ist nach EntgeltGr. 11 TV-L bewertet. Die vorlie-
gende Bewertung entspricht der BesGr. A 12.

Aufgrund EU-rechtlicher Vorgaben richtet sich die Ausschreibung
ausschliefllich an Personal, das nicht schon der StK angehort. Sofern
sich Beschiftigte und Beamtinnen oder Beamte der Kommunal- und
Landesverwaltungen sowie der Bundesverwaltung bewerben, soll die
Beschiftigung im Rahmen einer Abordnung erfolgen. Neueinstellun-
gen sind nur im Tarifbeschéftigtenverhéltnis moglich.

Der Arbeitsplatz umfasst im Wesentlichen die Mitarbeit bei der Ko-
ordinierung des EU-Forderprogramms PFEIL (Programm zur Forde-
rung der Entwicklung im lidndlichen Raum Niedersachsen und
Bremen in der Forderperiode 2014—2020), zu den anderen EU-Fonds
und bei der administrativen Umsetzung von PFEIL insbesondere die
Themenfelder Evaluierung, Unterstiitzung der Wirtschafts- und Sozial-
partner, Technische Hilfe.

Voraussetzung fiir die Wahrnehmung des Arbeitsplatzes ist die Be-
fahigung fiir das erste Einstiegsamt der Laufbahngruppe 2 der Lauf-
bahn ,Allgemeine Dienste® durch den Absch?uss als ,Diplom-
Verwaltungswirtin (FH)“, ,Diplom-Verwaltungswirt (FH)“, ,Diplom-
Verwaltungsbetriebswirtin (FH)“ oder ,Diplom-Verwaltungsbetriebs-
wirt (FH)“. Des Weiteren kann die Qualifikation auch durch einen ver-
gleichbaren Bachelor-Abschluss eines Studiengangs der 6ffentlichen
Verwaltung oder fiir Beschiftigte durch die erfolgreiche Teilnahme an
der Angestelltenpriifung I erworben worden sein.

Gesucht wird eine verantwortungsbewusste Personlichkeit mit fun-
dierten Kenntnissen im nationalen Haushaltsrecht. Ebenso sind um-
fangreiche EDV-Fahigkeiten, insbesondere im Bereich Windows-
Office erforderlich. Kenntnisse im Bereich der EU-Férderung, im EU-
Gemeinschaftsrecht sowie Englischkenntnisse waren wiinschenswert.

Der zu besetzende Arbeitsplatz erfordert zudem eine belastbare Per-
sonlichkeit, die teamféhig ist und tiber ein hohes Mafl an Selbstandig-
keit, Eigeninitiative, Einsatzbereitschaft, Organisationsfahigkeit und
Flexibilitat verfigt.

Der Arbeitsplatz ist bedingt teilzeitgeeignet, insgesamt aber vollstan-
dig zu besetzen.

Die StK strebt in allen Bereichen und Positionen an, Unterreprésen-
tanzen i. S. des NGG abzubauen. Daher werden Bewerbungen von
Mainnern besonders begrifit.

Bewerberinnen und Bewerber mit Behinderungen werden bei glei-
cher Eignung bevorzugt berticksichtigt. Zur Wahrung Ihrer Interessen
bitte ich bereits in der Bewerbung mitzuteilen, ob eine Schwerbehin-
derung/Gleichstellung vorliegt.

Die Bewerbungen von Menschen aller Nationalitdten sind willkom-
men.

Bewerbungen bitte ich bis zum 4. 1. 2016 moglichst mit dem schrift-
lichen Einverstdndnis zur Einsichtnahme in die Personalakte auf dem
Dienstweg an die Niedersachsische Staatskanzlei, Referat 202, Planck-
strafle 2, 30169 Hannover, zu richten.

Bitte reichen Sie mit Ihrer Bewerbung keine Unterlagen im Original
ein. Die Unterlagen werden nach Abschluss des Auswahlverfahrens
vernichtet. Sofern Sie eine Eingangsbestitigung wiinschen, geben Sie
bitte Ihre E-Mail-Adresse an.

Telefonische Auskiinfte zu inhaltlichen Fragen erteilen Herr Pa-
landt, Tel. 0511 120-8466, und zum Auswahlverfahren Frau Hedrich,
Tel. 0511 120-6874.

— Nds. MBI. Nr. 47/2015 S. 1535

Die Samtgemeinde Kirchdorf sucht zum nidchstmoglichen Termin

eine Beamtin oder einen Beamten
fiir den Bereich Bauen und Entwicklung.

Zu den Aufgaben gehoren allgemeine Verwaltungsangelegenheiten
der Aufgabengruppe Bauverwaltung (Bauantrage, Vorkaufsrecht u. a.),
Bearbeitung aller Bauleitplanverfahren, Mitwirkung bei der Regional-
planung, allgemeine Aufgaben der gemeindlichen Entwicklungspla-
nung, Dorferneuerung/Flurbereinigung/REM/IEK ,Aueniederung”, An-
gelegenheiten der Wasser- und Bodenverbande, rechtliche Begleitung
von Auftragsvergaben VOB/VOL, Verwaltung der gemeindlichen Fors-
ten, stellvertretende Fachbereichsleitung.

Ein sicheres Auftreten und Verhandlungsgeschick muss vorhanden
sein, gute Kenntnisse im Bau- und Vergaberecht sind von Vorteil und
die Voraussetzungen fir die Laufbahngruppe 2, erstes Einstiegsamt,
Fachrichtung Allgemeine Dienste, miissen gegeben sein.

Wir bieten einen unbefristeten Vollzeitarbeitsplatz, eine Besoldung
nach BesGr. A 12 und die Aufstiegsmoglichkeit zur Fachbereichslei-
tung.

Fiir weitere Informationen stehen der Fachbereichsleiter Bauen und
Entwicklung, Herr Dahm, Tel. 04273 88-23, und Frau Riekmann, Tel.
04273 88-12, zur Verfiigung.

Falls Sie sich fiir diese Stelle interessieren, richten Sie Ihre Bewer-
bung mit den tiblichen Bewerbungsunterlagen bitte bis zum 21. 12.
2015 an die Samtgemeinde Kirchdorf, Rathausstrafle 12, 27245 Kirch-
dorf. Sie konnen Ihre vollstindige Bewerbung auch per E-Mail im
PDF-Format an die E-Mail-Adresse info@kirchdorf.de senden.

Fir alle Kosten, die im Zusammenhang mit der Bewerbung entste-
hen, kommt die Samtgemeinde Kirchdorf nicht auf. Menschen mit Be-
hinderung werden bei gleicher Eignung bevorzugt behandelt.

— Nds. MBI Nr. 47/2015 S. 1535
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	Fördergrundsätze über die Gewährung von Zuwendungen zur Förderung von Ausbildungsverbünden

	G. Ministerium für Wirtschaft, Arbeit und Verkehr
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